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Teresa Koloma Beck und Florian P. Kühn

Was vom Scheitern übrig blieb.  
Das Ende der Intervention  
in Afghanistan

Im April 2021 kündigte der US-amerikanische Präsident Joe Biden einen 
Abzug aller US-amerikanischen Streitkräfte aus Afghanistan bis zum 
September desselben Jahres an. Zu diesem Zeitpunkt war er knapp vier 
Monate im Amt, und in Afghanistan waren im Rahmen der NATO-Mis-
sion Resolute Support noch rund 10 000 ausländische Soldatinnen und 
Soldaten im Einsatz. Nach den US-Streitkräften stellte die Bundeswehr 
das zweitgrößte Truppenkontingent. Mit seiner Ankündigung setzte 
Biden ein Projekt seines Amtsvorgängers Donald Trump fort: Dieser 
hatte im Februar 2020 das »Agreement for Bringing Peace to Afghanis-
tan« unterzeichnet. Mehr als anderthalb Jahre lang hatte die Regierung 
Trumps in Doha mit den Taliban über dieses Abkommen verhandelt, 
von dem die afghanische Regierung ausgeschlossen blieb.

Bidens Ankündigung war nicht die erste ihrer Art. Bereits die 
Obama-Regierung (2009  –  2017) hatte sich vorgenommen, die Interven-
tion in Afghanistan zu beenden, am Ende setzte sie jedoch nur eine sig-
nifikante Verkleinerung der Mission um. Barack Obama entschied sich, 
entgegen der Auffassung seines damaligen Vizepräsidenten Biden, den 
Risikoargumenten der militärischen Berater zu folgen und den Abzug 
nochmals zu vertagen. Eine Übergangsfrist von 2014  –  2024 sollte den 
Abzug vorbereiten und Afghanistan militärisch und sicherheitspolitisch 
auf eigene Füße stellen. Diesen Prozess beschleunigte Trumps Abzugs-
vereinbarung, und Präsident Biden entschied, sich daran zu halten. Der 
Abzug der Truppen und die Evakuierung von Botschaftsangehörigen 
und anderen Zivilistinnen und Zivilisten begann Anfang Mai 2021, drei 
Wochen nach Bidens Ankündigung; Ende August startete die letzte 
US-Militärmaschine vom Flughafen Kabul. Für die Bundeswehr war der 
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Einsatz bereits zwei Monate zuvor zu Ende gegangen. Mit den Streit-
kräften verließen auch die meisten noch verbliebenen zivilen Hilfsorga-
nisationen sowie ein Großteil der internationalen Organisationen das 
Land.

Noch während die Hilfsorganisationen ihren Abzug organisierten, 
übernahmen die Taliban Mitte August die Regierung in der Hauptstadt 
Kabul. Präsident Ashraf Ghani, der das Land mit Unterstützung der 
internationalen Geber geführt hatte, floh. Angesichts dieser Entwick-
lungen versuchten zahlreiche Afghaninnen und Afghanen, das Land zu 
verlassen, insbesondere diejenigen, die in zivilgesellschaftlichen Orga-
nisationen oder Behörden aktiv an den Versuchen der Demokratisie-
rung des Landes mitgewirkt oder direkt mit den Interventionskräften 
zusammengearbeitet hatten. Sie wollten nicht nur den bevorstehenden 
gesellschaftlichen Veränderungen entkommen, sondern fürchteten 
auch, zum Ziel personalisierter Repressions- und Vergeltungsmaßnah-
men zu werden. Während sich die Machtübernahme der Taliban in wei-
ten Teilen des Landes mehr oder weniger geräuschlos vollzog, führten 
Bilder und Videos von dramatischen Szenen am Flughafen Kabul vor 
Augen, was der Truppenabzug für jene bedeutete, die ihr berufliches 
und  /  oder persönliches Leben in den Dienst des Interventionsprojekts 
gestellt hatten.

Für die breite Öffentlichkeit in Deutschland und andere interve-
nierende Staaten kam der schnelle Zusammenbruch der afghanischen 
Republik und die Machtübernahme der Taliban überraschend. Auch 
im politischen Feld war die Überforderung kaum zu übersehen. Neben 
strategischen Fragen danach, wie in Zukunft mit einer Taliban-geführ-
ten afghanischen Regierung zusammengearbeitet werden könnte und 
sollte, sorgte zunächst vor allem der Umgang mit sogenannten Orts-
kräften für Kontroversen und öffentlichen Druck. Nicht nur in Deutsch-
land lösten diese Entwicklungen heftige Diskussionen aus. Dabei stan-
den auch sehr grundsätzliche Fragen im Raum: nach den Prämissen 
des Einsatzes, nach seiner Bilanz und auch nach der Legitimität und 
Effektivität humanitärer Interventionspolitik überhaupt. Die Einsicht, 
dass diese Politik wenig erfolgreich gewesen war, hatte sich bereits in 
den Jahren zuvor festgesetzt. Doch nun galt der Einsatz in Afghanistan 
vielen als endgültig gescheitert.

Ähnlich wie in anderen Krisenszenarien der Gegenwart zeigte 
sich dabei einmal mehr eine Distanz zwischen Politik und Forschung. 
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Während in öffentlichen Debatten Rhetoriken der Überraschung und 
Überwältigung durch unerwartete Ereignisse im Vordergrund standen, 
sahen Forschende in den Area Studies, der Sozialanthropologie oder der 
Friedensforschung, in der Politikwissenschaft oder der Soziologie, wie 
sich vor ihren Augen Entwicklungen entfalteten, auf deren Gefahren sie 
seit Jahren immer wieder hingewiesen hatten. Das Ende der Interven-
tion in Afghanistan wirft somit nicht nur Fragen nach den Möglichkei-
ten und Grenzen der Interventionspolitik auf, sondern auch nach dem 
Verhältnis von Wissenschaft und Politik.

Vor dem Hintergrund dieser Überlegungen versuchen die Auto-
rinnen und Autoren dieses Buches, aus sozialwissenschaftlicher Per
spektive Bilanz zu ziehen. Ausgangspunkt ist das Motiv des Scheiterns, 
das die öffentlichen Debatten seit der erneuten Machtübernahme der 
Taliban beherrscht. Die Beiträge gehen der Frage nach, wer hier eigent-
lich gescheitert ist und womit, sie rekonstruieren, wie es dazu kam. 
Doch nehmen sie die Rhetorik des Scheiterns auch kritisch in den Blick 
und zeichnen produktive Dynamiken nach, die durch sie allzu leicht 
verdeckt werden. Dabei schauen die Forschenden aus unterschied-
lichen disziplinären Perspektiven: Politikwissenschaft, Area Studies, 
Sozialanthropologie, Rechtswissenschaft und Soziologie. Die Beitra-
genden haben über viele Jahre hinweg intensiv zu und auch in Afgha-
nistan geforscht. Diese multidisziplinäre, in Feldforschung gründende 
Perspektive erlaubt es, neben den politischen Kalkülen der Intervention 
auch ihre normativen Grundlagen und ihre soziale Dynamik in den 
Blick zu nehmen.

Zwischen Humanitarismus und Sicherheitspolitik: 
internationale militärische Interventionen

Der militärisch abgesicherte Interventionismus wurde nach dem Ende 
des Kalten Krieges zum internationalen politischen Kriseninstrument. 
Normativ folgte die Idee, Gräueltaten mit militärischen Mitteln zu 
verhindern, einer Verpflichtung auf Menschenrechte und das Völker-
recht – zu dem sie aber gleichzeitig auch im Widerspruch stand, weil 
militärisches Intervenieren der Souveränität und zumindest auch im 
Prinzip dem Gewaltverbot zuwiderläuft. Politisch war es deshalb ent-
scheidend, diese Missionen vom UN-Sicherheitsrat mandatieren zu 
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lassen. Die Zahl der in diesem Gremium diesbezüglich verabschiede-
ten Resolutionen stieg ab 1990 massiv an, nicht zuletzt deshalb, weil 
solche Mandate nicht mehr durch ein Veto der Sowjetunion verhindert  
wurden.

Gleichwohl zeigte spätestens die Intervention im Kosovo 1999, bei 
der die NATO – zunächst ohne UN-Mandat – Serbien unter Slobodan 
Milošević am Völkermord zu hindern versprach, dass solche Interven-
tionen eigenen Interessen folgten. Russland, das sich als Schutzmacht 
Serbiens verstand, ermöglichte zwar die nachträgliche Mandatierung 
der Kosovomission, verstand aber die Politik des Interventionismus als 
vorwiegend machtpolitisches Instrument, um eigene Vorstellungen der 
internationalen Ordnung durchzusetzen.

Ab 2001 trugen die terroristischen Anschläge auf die USA dazu bei, 
dass diese Praxis weiter eskalierte. Die USA beriefen sich auf das Selbst-
verteidigungsrecht, und ihre NATO-Partnerländer riefen das erste Mal 
in der Geschichte den Bündnisfall nach Artikel 5 des Nordatlantikver-
trags aus, in dem die politische Beistandspflicht festgehalten ist. Die 
Intervention in Afghanistan wurde also primär als sicherheitspolitische 
Intervention begonnen, die das Ziel hatte, die Hinterleute der Anschläge 
zu fassen oder zu töten und die Taliban, die ohnehin als illegitime Re-
gierung galten und sich geweigert hatten, Osama Bin Laden auszulie-
fern, von der Macht zu vertreiben.

Aus einer Reihe von humanitär begründeten Interventionen (Soma-
lia, Ruanda, Balkankriege insbesondere Bosnien und Herzegowina und 
Kosovo) fällt also Afghanistan insofern heraus, als zu Beginn der Mis-
sion humanitäre Gründe explizit nicht genannt wurden. Der Eindruck 
von 9/11 war so stark, dass niemand der sicherheitspolitischen Not-
wendigkeit widersprach, das politisch wie sozial, ökonomisch wie mili
tärisch im internationalen Vergleich weit abgeschlagene Afghanistan 
anzugreifen. Im Lauf der Intervention wurde dann die Annahme, dass  
Sicherheit und Entwicklung einander bedingen, leitend: Um stabile 
Verhältnisse nach der Verfolgung von Terroristen und Taliban zu ermög-
lichen, müsste eine Regierung auf Basis einer Verfassung etabliert wer-
den, die Gewaltenteilung und individuelle Rechte garantierte. Sich dann 
einstellende Wohlfahrtsgewinne wie bessere Ausbildung, Gesundheits-
versorgung und eine aktive Regierung würden dann deren Legitimität 
unterstützen. Diese Vorstellung war schon in Bosnien und Herzego-
wina leitend gewesen, erschien aber noch zwingender für Afghanis-
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tan, weil der Eindruck vermieden werden sollte, die Intervention sei 
eine verkappte westliche Kolonisierung. Dieser Wunsch bedingte, dass 
der Staatsaufbauprozess schrittweise die Rückübertragung der Souve-
ränität auf die afghanische Regierung vorsah und im Rahmen des Pe-
tersberger Abkommens (siehe die Beiträge von Philipp Münch und Gerd 
Hankel in diesem Band) umgesetzt wurde.

Doch die afghanische Wirklichkeit zeigte ein anderes Bild: Die Ge-
walt, mit der die neue Regierung abgesichert wurde, galt schon bald als 
unangemessen in Ausmaß und Zielwahl. Die Intervention wurde nie 
das Image der Besatzung los. Denn militärische Fehlleistungen, wie 
etwa die des deutschen Oberst Klein, der zwei Tanklastzüge bombar-
dieren ließ in der Annahme, diese würden als fahrende Bomben gegen 
ein Bundeswehrlager eingesetzt, wobei etwa 100 Zivilisten ihre Leben 
verloren, häuften sich. Zwar stellte das westliche Militär intern Unter-
suchungen an (in Deutschland wurde ein Prozess geführt, in den USA 
gab es regelmäßig Militärtribunale, bei denen ebenso regelmäßig kaum 
jemals ein Angeklagter verurteilt wurde), doch der Eindruck, dass hier 
ohne Rechenschaftspflicht Gewalt ausgeübt wurde, war nicht zu zer-
streuen, da sich die Praxis aber über die Jahre kaum veränderte.

Letztlich konnte die Intervention in Afghanistan – wie andere vor 
ihr – den inneren Widerspruch nicht auflösen, dass sie Gewalt einset-
zen musste, um Gewalt zu verhindern. Deshalb dauern Interventionen 
an, wie etwa im Kosovo oder in Bosnien und Herzegowina; und deshalb 
gelten Interventionen, wenn sie trotz dieses Gewaltdilemmas beendet 
werden, als gescheitert: Die Gegner eines von den westlichen Staaten 
organisierten Staatsaufbauprozesses haben dann gewonnen. Diese 
Lektion war der Interventionsmission in Libyen 2014 schon klar, wes-
halb – mit mindestens ebenfalls zweifelhaftem Ausgang – das Eingrei-
fen auf die Bekämpfung der Truppen Muammar al-Gaddafis begrenzt 
wurde. Die Folge war in diesem Fall eine weitgehende Zersplitterung 
der territorialen Staatlichkeit.

Was für Libyen handlungsleitend war, wurde aus den Erfahrun-
gen mit den vorangegangenen Interventionen geschlossen. Das Inter-
ventionsgeschehen wurde immer im Lichte vergangener Erfahrungen 
gedeutet. Allerdings werden diese Erfahrungen sehr selektiv erinnert. 
So gelten sie trotz gegenteiliger Evidenz als »unter Umständen erfolg-
reich«, obgleich diese Umstände meist nicht ausreichend definiert oder 
diskutiert werden. Die im Mittelpunkt dieses Bandes stehende Frage, 
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ob Afghanistan »gescheitert« ist, trägt deshalb zum Verständnis einer 
generellen Einschätzung bei, inwiefern internationale Interventionen 
Frieden, Stabilisierung und Sicherheit herzustellen imstande sind.

Die Beiträge

Von der Wahl zwischen schlechten Optionen und von Pfadabhängig-
keiten, vom Verschieben von Verantwortung und von Kommunika
tionsbarrieren zwischen Politik und Wählerschaften, zwischen Prakti-
kerinnen und Wissenschaftlern, zwischen Staaten und internationalen 
Organisationen handeln die Kapitel dieses Buches. Wir haben heraus-
gearbeitet, was an (vorläufigem) Fazit über den Einsatz der westlichen 
Interventionsallianz in Afghanistan möglich ist, mit einem Schwer-
punkt auf Deutschlands Rolle, Funktion und Optionen in dieser breit 
angelegten Mission.

Die ersten drei Beiträge diskutieren die politischen und recht
lichen Rahmungen und Prämissen der Intervention. In »Der Kollaps der 
Potemkin’schen Staatlichkeit: Wie der Westen das Interesse an Afgha-
nistan verlor« legt Florian P. Kühn dar, dass ein Grund für das Scheitern 
der Intervention in Afghanistan in den Zielen des Einsatzes selbst zu 
suchen ist. Das Vorhaben, einen funktionierenden und demokratisch 
legitimierten Staat aufzubauen, war gleichermaßen ambitioniert wie 
abstrakt. Kühn zeichnet nach, wie die Fixierung der internationalen 
Geber auf den Staat dem Aufbau von Strukturen Vorschub leistete, die 
den Anschein funktionierender Staatlichkeit erzeugten, doch letztlich 
Kulisse blieben. Ohne Verankerung in der Bevölkerung glichen diese 
Institutionen jenen Fassaden-Dörfern, die der russische Feldmarschall 
Gregor Alexandrowitsch Potemkin der Legende nach errichten ließ, um 
die Zarin Katharina II auf ihrer Reise durch neu eroberte Landesteile 
zu beeindrucken. Allerdings führte die Fixierung der westlichen Inter-
ventionspolitik auf Wahlen und Rechtfertigung der Politik in den Ge-
berländern auch dazu, dass die ausbleibenden Erfolge im Staatsaufbau 
zu einem raschen Verlust an Interesse führten. Infolgedessen gerieten 
jedoch auch andere Aktivitäten, die eine breitere gesellschaftliche Ver-
ankerung hätten unterstützen können, ins Hintertreffen, insbesondere 
diplomatisches, koordinatives und entwicklungspolitisches Engage-
ment. Die eigene Rolle leugnend wurde die Korruptionsanfälligkeit af-
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ghanischer Eliten allein für das Ausbleiben von Erfolgen verantwortlich 
gemacht. Dass die internationalen Geber selbst diese Dynamiken er-
möglichten, dass sie mit diesem Diskurs zur umfassenden Delegitimie-
rung der afghanischen Republik beitrugen und in der Konsequenz auch 
die Taliban stärkten, blieb unbeachtet.

Auch der Beitrag von Philipp Münch setzt sich kritisch mit den Zie-
len, Prämissen und zugrunde gelegten Konzepten des Einsatzes aus-
einander. In »Aufstandsbekämpfung, Staatsaufbau und das Scheitern 
marktorientierter Intervention am Hindukusch« entwickelt er die These, 
dass in Afghanistan das Scheitern eines Ansatzes zivil-militärischer In-
tervention zu beobachten war, der auf marktorientiertem Wissen über 
das Funktionieren von Gesellschaften beruhte, jedoch die tatsächlichen 
Gegebenheiten vor Ort ignorierte. Er ordnet den Einsatz in Afghanistan 
in die jüngere Geschichte internationaler Interventionspolitik ein und 
zeigt, dass dessen Zuschnitt auf Erfahrungen aus anderen Kontexten 
reagierte, in denen im Versuch der Stabilisierung staatlicher Herrschaft 
die UN de facto in die Rolle einer Regierung geraten war. Vor dem Hin-
tergrund dieser Erfahrungen sollte der Einsatz in Afghanistan dezidiert 
einen light footprint erhalten. Neoliberale Gesellschaftsvorstellungen, die 
staatlicher Regulierung kritisch gegenüberstanden und für die markt-
förmige Organisation möglichst vieler gesellschaftlicher Bereiche plä-
dierten, stellten hierfür einen leicht zugänglichen Referenzrahmen dar. 
Denn in den wichtigsten Geberländern erfreuten sie sich zu dieser Zeit 
wachsenden Einflusses. Münch zeigt, dass dieser marktorientierte An-
satz ungeeignet war, weil er die Frage nach der Verteilung von Macht 
und Herrschaft ausblendete und blind dafür blieb, dass die innerafgha-
nischen Konflikte immer auch Kämpfe um soziale Teilhabe waren.

In »Die gute Idee von einer internationalen Schutzverantwor-
tung, ihr betrüblicher aktueller Stand und einige Herausforderungen« 
nimmt Gerd Hankel die völkerrechtlichen Grundlagen der Intervention 
in Afghanistan in den Blick. Im Zentrum steht dabei das Konzept der 
Responsibility to Protect (Schutzverantwortung), die entwickelt wurde, 
nachdem UN-Missionen in Ruanda (1994) und in der Schutzzone von 
Srebrenica (1995) zum Bystander genozidärer Gewalt geworden waren. 
Die 2005 von 150 UN-Mitgliedsstaaten verabschiedete Norm verlangt, 
dass Staaten ihre Bevölkerung vor Kriegsverbrechen, Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit, ethnischer Säuberung und Völkermord schützen. 
Und sie erlaubt die Intervention der internationalen Gemeinschaft für 
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den Fall, dass ein Staat dazu nicht in der Lage sein sollte. Hankel be-
schreibt, wie die Versuche der praktischen Umsetzung dieses Prinzips 
in Afghanistan in entscheidendem Maße zum Scheitern der Interven-
tion beitrugen. Das Paradigma der Responsibility to Protect ermög-
lichte ein dauerhaftes Unterlaufen des Souveränitätsprinzips. Auch 
wenn auf die formale Etablierung internationalisierter Herrschaft dezi-
diert verzichtet wurde, lag die Hoheitsgewalt de facto bei den USA und 
deren Verbündeten, was zur Eskalation der Konfliktdynamik im Land 
beitrug. Zudem wurde die Einstandspflicht, die Staaten für grenzüber-
schreitende Schäden in die Verantwortung nimmt und in militärischen 
Einsätzen vor allem mit Blick auf sogenannte Kollateralschäden rele-
vant ist, weitgehend ignoriert; die hohe Zahl ziviler Opfer untergrub 
den humanitären Anspruch der Missionen. Schließlich ist die von der 
Intervention verfolgte breite politische und gesellschaftliche Transfor-
mation mit dem Völkerrecht schwer vereinbar; zwar kennt das Völker-
recht die Verpflichtung von Besatzungsmächten zur Wiederherstellung 
und Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung, doch zielen diese pri-
mär auf den Schutz bisheriger Praktiken. Die völkerrechtliche Basis des 
Einsatzes blieb also schwach.

In den folgenden drei Beiträge rücken die sozialen Dynamiken des 
Interventionsgeschehens stärker in den Vordergrund. In »Geschei-
tert – aber womit? Legitimität und Wissen in Afghanistan« diskutiert 
Florian Weigand die Intervention im Spannungsfeld internationaler 
und lokaler Dynamiken. Im Zentrum stehen die Perspektiv- und Erwar-
tungsdifferenzen zwischen Interventen und lokaler Bevölkerung. Der 
Beitrag führt aus, dass das Wiedererstarken der Taliban ab den späten 
2000er Jahren auch auf das mangelnde Interesse und in der Folge das 
mangelnde Wissen der internationalen Geber über die Lage der afgha
nischen Bevölkerung zurückzuführen ist. Die Ziele des Einsatzes wa-
ren primär durch innenpolitische Kalküle in den Geberländern geprägt. 
Welche konkreten Hoffnungen und Erwartungen Afghaninnen und 
Afghanen mit der Intervention und vor allem mit dem neu verfassten 
Staat verbanden, geriet aus dem Blick. Vor Ort drückte sich dieses Des-
interesse nicht zuletzt darin aus, dass die Interventionskräfte weitge-
hend abgeschottet und getrennt von der lokalen Bevölkerung lebten 
und arbeiteten. Basierend auf Interviewforschung zwischen 2014 und 
2019 rekonstruiert Weigand, wie dieses Desinteresse an innerafghani-
schen Perspektiven die Legitimität des im Aufbau befindlichen Staates 
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untergrub und in entscheidendem Maße zum Wiedererstarken der Ta-
liban beitrug. Auf lokaler Ebene machte sich die Legitimität des Staates 
beispielsweise an fairen Gerichtsprozessen oder am respektvollen Um-
gang von Autoritäten mit Menschen im Alltag fest. Selbst diese mini-
malen Erwartungen wurden vielerorts enttäuscht. Die Taliban stießen 
in diese Legitimitäts- und Herrschaftslücke und bauten parallele Sys-
teme auf, die ihnen zunehmend Einfluss und Legitimität sicherten. Sie 
kombinierten Gewalt gegen Andersdenkende mit Versuchen, Struktu-
ren aufzubauen, die respektvoller und weniger korrupt als die des Staa-
tes waren. In diesem Sinne war der Staat in vielen Teilen Afghanistans 
lange vor August 2021 gescheitert.

Conrad Schetter und Katja Mielke setzen die Analyse der Eigenlogik 
des sozialen und politischen Kontexts in Afghanistan fort. Doch drehen 
sie die Perspektive um. Statt mit dem Scheitern der Intervention be-
schäftigen sie sich in »Die Taliban – Diagnose eines Erfolgs«, mit der 
Frage, wie das Handeln und die Entwicklung der Taliban selbst zum 
Ende des internationalen Einsatzes beigetragen hat. Sie zeigen, dass 
es zu kurz greift, die Misserfolge der Intervention nur auf Fehler der 
Interventen zurückzuführen. Denn diese Einschätzung verweist auf 
Vorstellungen, denen zufolge Gesellschaften tatsächlich durch Eingriffe 
von außen in kurzer Zeit radikal umgeformt werden könnten und in de-
ren Horizont solche Eingriffe auch legitimierbar erscheinen. In dieser 
Fokussierung auf Machbarkeit werden schlecht verstandene Eigenhei-
ten des lokalen Kontexts zu blinden Flecken der Politik, was sich – wie 
auch andere Beitragende betonen – als fatal erweisen sollte. Schetter 
und Mielke arbeiten heraus, dass der Erfolg der Taliban auf deren Lern- 
und Anpassungsfähigkeit in verschiedenen Bereichen zurückzuführen 
ist. Sie legen dar, wie die Taliban Allianzen mit konkurrierenden Bewe-
gungen und Gruppen anbahnten und organisierten, wie sie die Geogra-
fie des Landes nutzten und Finanzierungsquellen erschlossen. Wie zu-
vor Weigand heben auch Schetter und Mielke die Fähigkeit der Taliban 
hervor, narrativ und praktisch Legitimität zu produzieren und dabei 
gezielt die Leerstellen auszunutzen, die staatliche Institutionen und 
internationale Politik erzeugt hatten. Ziel dieser Analyse ist es jedoch 
nicht, das Vorgehen der Taliban gutzuheißen oder gar zu glorifizieren. 
Vielmehr ist dieser genaue Blick auf die Erfolgsfaktoren der Taliban 
wichtig, weil die Vermutung naheliegt, dass die Entwicklung dieser be-
waffneten Gruppe neue Standards für Aufstandsbewegungen anderswo 
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gesetzt hat. Es ist davon auszugehen, dass sie zum Vorbild für das Han-
deln anderer Gruppen werden, die ihr Vorgehen bis ins kleinste Detail 
studieren. Wer solchen Gruppen etwas entgegensetzen will, sollte das 
Gleiche tun.

Auch der Beitrag von Teresa Koloma Beck vollzieht noch einmal 
einen Perspektivwechsel. In »Paradoxien des Interventionismus« 
nimmt sie das Interventionsgeschehen an der Schnittstelle lokaler und 
internationaler Lebenswelten in den Blick. Koloma Beck arbeitet heraus, 
dass die Effekte der Intervention nur unzureichend beschrieben sind, 
wenn man sie allein an den Zielen misst, die die internationale Politik 
für den Einsatz formuliert hatte. Denn die Intervention entfaltete nicht 
nur eine politische, sondern auch eine soziale Eigendynamik. Über zwei 
Jahrzehnte hinweg zwang sie zum Zusammenleben und zur Zusam-
menarbeit unter Bedingungen extremer Verschiedenheit, insbesondere 
in den städtischen Zentren des Interventionsgeschehens. So entstan-
den und verdichteten sich soziale und gesellschaftliche Beziehungen, 
die nicht nur nationale Grenzen, sondern auch weltpolitische Macht
asymmetrien überspannten. Insofern war die Intervention nicht nur 
eine wichtige Arena der Weltpolitik, sondern auch ein Hotspot globaler 
Vergesellschaftungsprozesse. Koloma Beck beschreibt Interventionen 
deshalb als Labore der Weltgesellschaft, in denen die Möglichkeiten 
und Grenzen globalen Zusammenlebens umkämpft, getestet und konfi-
guriert werden. Dies anzuerkennen ist wichtig, denn diese sozialen und 
gesellschaftlichen Effekte des Interventionsgeschehens entfalten sich 
auch dann, wenn die politischen Ziele verfehlt werden. Deshalb verän-
dert diese Analyseperspektive auch die Bilanz der Intervention. Sowohl 
auf der Seite der Interventen als auch auf der Seite der afghanischen 
Bevölkerung haben 20 Jahre interventionistischer Praxis Biografien 
geprägt, dauerhafte soziale Beziehungen erzeugt und auf diese Weise 
(welt-)gesellschaftliche Realitäten verändert. Und nie war die Intensität 
dieser durch die Intervention erzeugten sozialen und gesellschaftlichen 
Verflechtungen deutlicher zu beobachten als im Moment ihres militäri-
schen Scheiterns.

In der Zusammenschau führen die Beiträge vor Augen, dass die 
Probleme des internationalen Engagements in Afghanistan sich lange 
vor den Ereignissen des Sommers 2021 abzeichneten. Und sie heben 
hervor, dass die primäre Orientierung der Interventionsaktivitäten an 
den Interessen der Geberländer ein Problem darstellt, das von Anfang 
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an bestand und bis zum Ende blieb. Dadurch wurden die Interventen 
nicht nur blind für Anliegen und Entwicklungen vor Ort, sondern auch 
für Unzulänglichkeiten und Fehler im eigenen Handeln. Der politische 
Betrieb wurde zunehmend zur Fassade, während die dynamischen 
Entwicklungen in der afghanischen Bevölkerung und Gesellschaft in-
terventionspolitisch vernachlässigt wurden. In der Forschung zum In-
terventionsgeschehen in Afghanistan wurden sie sehr wohl beschrieben 
und sehr ausführlich analysiert; und im deutschsprachigen Raum hat-
ten einige der Autorinnen und Autoren dieses Bandes entscheidenden 
Anteil daran. In der Politik jedoch blieben diese Einsichten folgenlos. 
Vor dem Hintergrund dieser Beobachtung nehmen wir abschließend 
noch einmal das Verhältnis von wissenschaftlicher und politischer Pra-
xis in den Blick. In »Wer sagt, es sei ein Scheitern? Zu den politischen 
und sozialen Gründen begrenzter Beratungsfähigkeit von Wissenschaft 
und Politik« diskutieren Florian P. Kühn und Teresa Koloma Beck, wie 
sich diese Lücke zwischen Wissenschaft und Politik erklären lässt und 
welche Schlüsse daraus für Fragen wissenschaftlicher Politikberatung 
im Allgemeinen zu ziehen sind.
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Florian P. Kühn

Der Kollaps der Potemkin’schen 
Staatlichkeit. Wie der Westen das 
Interesse an Afghanistan verlor

Die beinahe gewaltfreie Übernahme Kabuls im August 2021 durch die 
Taliban war die logische Konsequenz zweier Faktoren, die das Staats-
aufbauprojekt im Land seit 2001 geprägt hatten: die Fassadenhaftigkeit 
des afghanischen Staatswesens und der anfangs schleichende, im In-
terventionsverlauf beschleunigte Interessensverlust westlicher Politik 
an Afghanistan. Beides zusammengenommen hilft zu erklären, warum 
keiner der Interventionsstaaten 2021 einen ernst zu nehmenden Ver-
such unternahm, die Taliban von der Übernahme der Regierung in Af-
ghanistan abzuhalten. Zwar wurde nie in internationaler Abstimmung 
beschlossen, Afghanistan den Taliban zu überlassen – gleichwohl war 
abzusehen, dass die Intervention zumindest seit 2014 zielstrebig auf 
eine Situation hinauslief, die den Taliban die Möglichkeit gab, die repu
blikanische Regierung Afghanistans abzusetzen. Dieser Vorgang wird 
in der Berichterstattung meist als »Machtübernahme« beschrieben. 
Dieser Begriff ist allerdings irreführend, denn die »Macht« im Sinne 
von umfassender »Regierungsmacht« und vor allem Gewaltkontrolle 
in Afghanistan besitzen auch die Taliban nicht. Stattdessen hat die Ta-
liban-»Herrschaft« seit 2021 deren Schwierigkeiten, ein eigenes Herr-
schaftssystem aufzubauen, deutlich vor Augen geführt.

In diesem Beitrag wird die These, dass das »Scheitern« des Pro-
jekts Staatsaufbau in Afghanistan vorgezeichnet war, in drei Schritten 
ausgearbeitet. Dieses »Scheitern« ist indes ein relatives: Gescheitert ist 
die Intervention hinsichtlich ihrer breiten, abstrakt und uneindeutig 
definierten Ziele, verantwortliche und demokratisch legitimierte staat-
liche Herrschaft zu verankern, die durch Bürger demokratisch sowie 
durch Gerichte juristisch kontrolliert wird. Um zu illustrieren, warum 
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diese Ziele nicht erreicht werden konnten, werden zunächst kurz die 
Eckpunkte des Staatsaufbauprojekts und seine inneren Widersprüche 
dargelegt. Diese führten dazu, dass dort letztlich nur die Kulissen eines 
Staates aufgebaut wurden – was sich in Anlehnung an die bekannte 
Anekdote aus der russischen Geschichte als »Potemkin’sche Staatlich-
keit« beschreiben lässt. Die Illusion von Staatlichkeit oder gar Demo-
kratie in Afghanistan führte zum Aufmerksamkeitsverlust und letztlich 
zum Kollaps des Veränderungswillens – wohlgemerkt in den westli-
chen Interventionsländern. Schließlich soll dargelegt werden, dass die 
Vorstellung, die Politik des Westens gegenüber Afghanistan sei an Af-
ghanistan gescheitert, in die Irre führt, denn die Selbsttäuschung des 
Westens hinsichtlich seiner Gestaltungsmacht stellt eine »normale« 
Grundlage liberaler Politik dar.

Während die westlichen Entscheidungen über Afghanistan sich vor 
allem aus der Logik des Politikbetriebs ebendort ergaben, behandelten 
afghanische politische Eliten konsequenterweise die Intervention als 
exogenen Faktor. Dies erlaubte ihnen, die Gewalt, die von der Inter-
vention gegenüber vermuteten »Terroristen« und Talibanunterstützern 
ausgeübt wurde, zu verurteilen und die politische Legitimitätsschwäche 
der mit dem Bonner Abkommen vereinbarten Regierung anzuprangern. 
Diese Regierung beteiligte sich selbst an dieser diskursiven Konstel-
lation, indem sie die Intervention denunzierte, die sie finanzierte und 
deren Ziele sie wenigstens deklaratorisch übernehmen musste. Zwei 
Jahre nach ihrem Ende ermöglicht die Retrospektive auf die Intervention 
deshalb auch eine Introspektion, die sich Fragen nach der Rolle afgha-
nischer Akteure im Prozess stellen muss. Vor allem aber die Bedeutung 
von Akteurinnen in der Intervention und ihres spezialisierten Wissens 
etwa der Entwicklungszusammenarbeit, im Militär und in Sicherheits-
apparaten gilt es zu reflektieren. Nicht zuletzt richtet sich die Aufmerk-
samkeit auf die Frage, wie wissenschaftliche Expertise zum politischen 
Gesamtkomplex »Intervention« beigetragen hat. Das heißt, als Wissen-
schaftler auch die eigene Position, die eigenen Beiträge und die Verände-
rung von Einschätzungen im Zeitverlauf im Blick zu behalten. Denn ein 
Problem in der politischen Aufarbeitung des Einsatzes in Afghanistan1 

1	 Vgl. die »Ausgangslage« im Beschluss zur »Einsetzung einer Enquete-Kommission 
›Lehren aus Afghanistan‹ für das künftige vernetzte Engagement Deutschlands« des 
Deutschen Bundestags, Deutscher Bundestag 20. Wahlperiode, Drucksache 20/2570, 
5. 7. 2022; https://dserver.bundestag.de/btd/20/025/2002570.pdf [12. 5. 2023].

https://dserver.bundestag.de/btd/20/025/2002570.pdf
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ist der Verweis darauf, dass retrospektives Wissen wohlfeil sei: Hinterher, 
so heißt es, sei man immer schlauer.

Einerseits waren diese Akteurs- und Wissensgruppen aktiv daran 
beteiligt, Wissen und damit eine politische Einschätzung über Afgha-
nistan nach Deutschland zu bringen; andererseits fehlten ihnen oft poli
tischer Rückhalt und das Interesse der Öffentlichkeit. Somit waren sie 
mit der ambivalenten Situation konfrontiert, dass sie in unterschied
lichen Kontexten unterschiedliche Zielsetzungen proklamieren und ver-
folgen mussten: in Afghanistan auf den Erfolg von Projekten bezogen, 
um die Intervention humanitär und entwicklungspolitisch zu legitimie-
ren; in Deutschland und Europa eingebettet in einen sicherheits- und 
bündnispolitischen Diskurs, in dem Afghanistan gleichzeitig ein Pro-
blem, aber auch Mittel zum Zweck darstellte, die Sicherheit westlicher 
Staaten vor Terrorismus zu gewährleisten. In diesem Beitrag wird da-
rauf bezogen die These vertreten, dass diese vieldeutigen Motivationen 
des Engagements in Afghanistan und die komplexe Verflechtung von 
Zielen und Mitteln nicht geeignet waren, Antworten zu generieren oder 
die politische Aufmerksamkeit dauerhaft zu bündeln. Über die Jahre trat 
in der Folge ein Desinteresse an Afghanistan zutage, das ergründungs-
bedürftig ist. Die Retrospektive auf den Einsatz verbindet sich also mit 
einer Annäherung an die Frage, inwieweit die Haltung der wachsenden 
Indifferenz der westlichen Interventen zumindest dazu beigetragen hat, 
dass das Experiment Staatsaufbau letztlich scheiterte.

Der Potemkin’sche Staat: Fassaden und Täuschungen

Der 11. September 2001 war der Anlass, auf Basis des Selbstverteidi-
gungsrechts das Talibanregime anzugreifen, dem die Beherbergung 
von Osama Bin Ladens al-Qaida zu Last gelegt wurde. Da die Taliban 
Bin Laden nicht auslieferten, wurden sie in den Augen der Welt zu sei-
nen Komplizen. Erstmals in ihrer Geschichte hatte die NATO gerade 
den Bündnisfall ausgerufen. Neben diese international weitgehend 
anerkannte sicherheitspolitische Legitimation traten im Verlauf der In-
tervention weitere Rechtfertigungsgründe. Die frauenfeindliche Politik 
der Taliban, ihre Bestrafungen einschließlich öffentlicher Erschießun-
gen im Stadion, nicht zuletzt, dass sie den Leichnam des ehemaligen 
Präsidenten Nadschibullah geschändet und die Buddha-Statuen von 
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Bamiyan gesprengt hatten, ließ die Intervention gerechtfertigt erschei-
nen2. Auch Armut und Unterentwicklung wurden thematisiert: Afgha-
nistan war ein Land, in dem Frauen und Kinder zu retten wären und 
wo der Aufbau eines funktionierenden Staats dankbar angenommen 
werden würde. Schon früh im Interventionsverlauf verwoben sich also 
entwicklungspolitische mit sicherheitspolitischen Motiven, verflochten 
sich Motive der Rache, der sicherheitspolitischen Ordnung mit kultu-
ralistisch aufgeladenen Hilfsimpulsen: Neben die Jagd auf Terroristen, 
die einerseits bestraft und andererseits aufgehalten werden sollten, trat 
der Einsatz gegen die Unterdrückung von Frauen und Minderheiten 
durch die Taliban. Zudem wurde Abschreckung als wichtiges Motiv eta-
bliert: Regimen auf der ganzen Welt sollte aufgezeigt werden, was mit 
jenen passiert, die Terroristen beherbergen. Angesichts der politischen 
Lage im Land lag es nahe, Ziele auszugeben, die hoch gesteckt waren. 
Weil der Beginn der Intervention als Tabula-rasa-Situation imaginiert 
wurde, galten diese dennoch als leicht zu erreichen.

Doch diese Ansicht wurde schnell relativiert: Aufgrund der »Un-
terentwicklung« Afghanistans, hieß es nun, seien die Ziele nur sehr 
langfristig, wenn überhaupt realisierbar. Der Widerspruch zwischen 
wünschenswerten schnellen (und preiswerten3) »Lösungen« und der 
Erkenntnis, dass ein langfristiges Engagement notwendig wäre, um 
überhaupt eine staatliche Ordnung und wirtschaftlichen Aufschwung 
zu erreichen, blieb bis zuletzt unauflösbar. Im Verlauf der Intervention 
wurde zudem deutlich, dass die Rechnung ohne die betroffene Bevöl-
kerung gemacht worden war. Denn einerseits wurden die Mittel in den 
Geberländern immer schwieriger zu rechtfertigen, da durchschlagende 
Erfolge nicht mehr erwartet wurden, andererseits wären auch mit noch 
mehr Diplomatie, noch mehr Geld und mehr Gewalteinsatz die gesell-
schaftlichen Verwerfungen in Afghanistan nicht im Sinn westlicher 
Staatlichkeit »zurechtzubiegen« gewesen.4

Die Politik des Statebuilding war also widersprüchlich. Alle Akteure 
und Akteursgruppen mussten das Wünschenswerte gegenüber dem 

2	 Florian P. Kühn, Sicherheit und Entwicklung in der Weltgesellschaft. Liberales Paradigma 
und Statebuilding in Afghanistan, Wiesbaden 2010, S. 291.

3	 Vgl. den Beitrag von Philipp Münch in diesem Band, S. 43.
4	 Vgl. den Beitrag von Katja Mielke und Conrad Schetter in diesem Band, S. 98  f.; siehe 

auch Florian P. Kühn, »Mehr Politik!«, in: Welttrends. Zeitschrift für internationale Politik 
und vergleichende Studien 15(56), 2007, S. 9  –  14.
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Möglichen abwägen. In der Praxis hieß das, dass das Projektmanage-
ment Antworten auf Fragen erforderte, die den Sinn und die Angemes-
senheit eines Projekts nicht infrage stellten: Wenn eine Projektevalua-
tion gefordert wurde, dann trugen Entwicklungspraktikerinnen und 
Budgetverantwortliche Daten und Berichte zusammen und setzten sie 
zueinander ins Verhältnis. Gleichzeitig bedauerten Entwicklungsexper-
tinnen, Militärs oder Aufbauhelfer, dass sie nicht konnten, wie sie zu 
sollen wüssten, wenn sie die breiteren Ziele erreichen wollten. Nicht 
nur entwicklungspolitische Projektbeschreibungen, sondern auch 
Diplomatie, militärische Marschbefehle sowie viele wissenschaftliche 
Beiträge folgten einer starken Fiktion von der Gestaltbarkeit der Welt, 
der zufolge stärker gewichtet war, was normativ als erstrebenswert galt. 
Kritische Bewertungen wurden mit dem Hinweis gekontert, die Erfolge 
würden darin kleingeredet.

Wissenschaftlich war der Kollaps der Staatsfassade indes keine 
Überraschung: Im Buch Illusion Statebuilding, das ich gemeinsam 
mit Berit Bliesemann de Guevara 2010 veröffentlicht habe, haben wir 
die Widersprüche der Interventionspolitik im 21. Jahrhundert aufge-
schlüsselt.5 Rückblickend liest es sich wie eine Prophezeiung, obwohl 
die Analyse so nie gemeint war. Stattdessen bestand das vielleicht na-
ive Ziel jener Veröffentlichung darin, die Probleme aufzuzeigen und so, 
ausgehend von dem, was man weiß, die Erarbeitung von Lösungen zu 
unterstützen.6 Illusion Statebuilding7 erschien etwa in der Mitte der In-
terventionsphase. Es fasst zusammen, was zu der Zeit bereits wissen-
schaftlich fundiert war, nämlich dass sich die Interventionspolitik in 
Afghanistan nicht in die im Westen gewünschte Richtung entwickelte. 
Gerade von Praktikerinnen wurde dies positiv rezipiert (etwa im Aus-
wärtigen Amt). Die Neuorientierung der Interventionspolitik, die auf 
diesem Wissen basierte, sollte allerdings später zum Ende der Mission 
Enduring Freedom führen. Übrig blieb eine als Konsolidierung des Er-
reichten deklarierte, aber lediglich einen Rückfall verhindernde Mission 

5	 Berit Bliesemann de Guevara  /  Florian P. Kühn, Illusion Statebuilding. Warum der westli-
che Staat so schwer zu exportieren ist, Hamburg 2010.

6	 Ebd., S. 198  –  201.
7	 Der Band basiert auf zwei preisgekrönten Dissertationen, Berit Bliesemann de Gue-

vara, Staatlichkeit in Zeiten des Statebuilding. Intervention und Herrschaft in Bosnien und 
Herzegowina, Frankfurt a. M. 2009; Florian P. Kühn, Sicherheit und Entwicklung.
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Resolute Support (ab 2014), deren Wegfall schließlich 2021 zum Kollaps 
des Staatsaufbauprojekts führte.

Natürlich muss die Analyse des deutschen Anteils an der Interventi-
onspolitik in den spezifischen rechtlichen, politischen und diskursiven 
Rahmen eingebettet sein, in dem Entscheidungen zu und über Afgha-
nistan getroffen wurden. Dazu gehören westliche und bündnispolitisch 
motivierte Politik ebenso wie in der internationalen Diplomatie für 
wirksam gehaltene Rezepte wie Statebuilding. Das westliche Selbstver-
ständnis spiegelt sich in diesen Rezepten, mit denen euroatlantische 
internationale Politik, insbesondere Krisenmanagement, adressiert 
werden: Die normativen Grundlagen der Politik in den westlich-demo-
kratischen Staaten, wie Individualismus, rechtebasierte Sozialbezie-
hungen und abstrakte staatliche Verwaltung, werden auf die Welt über-
tragen. Abweichungen von diesem Ideal werden als zu bearbeitendes 
Defizit identifiziert. Die »funktionierenden«, nicht defizitären west
lichen Staaten arbeiten zusammen, um die Defizite abzustellen – dies 
würde der betroffenen Bevölkerung dienen, aber auch der Sicherheit 
der Interventen. Die Welt nach dem eigenen Vorbild zum Besseren for-
men, dieses Ziel wurde im Westen nach 1990 identitätsstiftend. Eine 
deutsche Regierung hätte deshalb nach den Anschlägen des 11. Septem-
ber 2001 kaum begründen können, sich aus einer konzertierten interna-
tionalen Antwort herauszuhalten, die mit dem Recht auf Selbstverteidi-
gung begründet wurde.8

So verfolgten die zunächst sicherheitspolitisch intervenierenden 
Staaten bald die Idee, nicht nur die Taliban von der Macht zu vertreiben, 
sondern einen funktionierenden Staat an deren Stelle zu setzen. Diese 
Idee folgte der Praxis, die auf dem Balkan verfolgt wurde. Deutsch-
lands Beitrag war auf dieses Ziel gerichtet, auch wenn er de facto den 
Aufbau eines bloß Potemkin’schen Staates förderte. Dessen Fassaden-
haftigkeit wurde von den westlichen Interventen zunächst nicht (von 

8	 Allerdings existieren Dynamiken außerhalb der Reichweite westlicher Politik: Zu 
diesen gehört die religiöse Konfrontation zwischen schiitisch und sunnitisch domi-
nierten Staaten oder die geoideologische Konkurrenz zwischen Indien und Pakistan, 
die sich in je eigener Form in Afghanistan niederschlugen; auch unterschiedliche 
postkoloniale und koloniale Vergesellschaftungsformen, Rentierstaatsstrukturen, 
militärisch-industrielle Dominanz und politökonomische Reproduktionsbedingun-
gen wären in einer vollständigen Analyse zu berücksichtigen.
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manchen nie) erkannt und war später nicht mehr zu korrigieren. Der 
Potemkin’sche Staat soll eine Gesellschaft staatlich regulieren, also Ge-
walt monopolisieren und die Grundlagen garantieren, auf denen Wohl-
stand erwirtschaftet und individuelle Rechte gesichert werden können. 
Zunächst bleibt der Staat aber Fassade, weil er von außen implemen-
tiert wird und ihm deshalb die Verflechtung mit der Gesellschaft fehlt. 
Aktives Statebuilding wird vor allem dort betrieben, wo der Staat als 
schwach gilt oder seine Fähigkeiten zu regulieren, also zu herrschen, 
begrenzt sind. In sogenannten Staatsaufbauprogrammen überneh-
men dann internationale Agenturen Aufgaben, um identifizierte Fähig-
keitslücken des Staates zu beheben; tatsächlich werden diese Lücken 
dadurch besonders deutlich hervorgehoben. In Afghanistan waren das 
Hilfsorganisationen, die etwa die Gesundheitsversorgung aufbauten, 
Ausbildung organisierten und Infrastruktur schufen, während inter-
nationale Truppen für Sicherheit sorgen und dabei Polizei und Militär 
aufbauen sollten.

In dem Maße, in dem Defizite eines Staates ausgemacht werden, 
um sie zu adressieren, werden Idealvorstellungen formuliert, wie ein 
Staat aussehen sollte. Max Weber hat zwischen Idealtyp und Realtyp 
unterschieden, also zwischen der Beschreibung eines idealen Staates 
einerseits, in dem alle Erwartungen erfüllt werden, die an den Staat ge-
stellt werden können, und einer Beschreibung der tatsächlichen Funk-
tionsweise von Staaten andererseits, die die Grenzen der Umsetzbarkeit 
des Ideals markiert. Weber warnte vor einer Gleichsetzung von Idealtyp 
und Realtyp, weil der Idealtyp nicht erreicht werden kann. In der Inter-
vention waren beide jedoch politisch und diskursiv nicht getrennt, so- 
dass die Erwartungen an das, was Statebuilding leisten würde, sowohl 
in Afghanistan als auch international weit über das hinausging, was vor 
Ort umsetzbar war. Eine Konsequenz daraus ist, dass der von außen 
geschaffene Staat keine Legitimität gewinnen konnte. Wenn die Bevöl-
kerung mit etwas einverstanden war, war es der Erfolg der westlichen 
Interventen, wenn etwas nicht wie erwartet lief, war der afghanische 
Staat »schuld«. Die afghanische Regierung, insbesondere in den späte-
ren Jahren der Präsidentschaft von Karzai, schob alle Schuld den USA 
und Pakistan, also externen Akteuren zu, während in der internationa-
len Wahrnehmung die Versäumnisse der afghanischen Regierung und 
Behörden als Ursache für ausbleibende Erfolge des Staatsaufbaus gal-
ten: Die Korruption afghanischer Akteure sei ursächlich, dass die extern 
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finanzierten Programme nicht funktionierten wie gewünscht.9 Dabei 
waren nicht nur rassistische und kulturalistische Stereotype im Spiel, 
sondern auch eine Vorstellung vom Staat, die den westlichen Realtyp 
sehr nah am Idealtyp verortet. Dysfunktionalitäten des westlichen Re-
altyps, wo es ja ebenfalls im großen Ausmaß Korruption gibt, wurden 
dabei unterschlagen – während umgekehrt die Rolle gesellschaftlicher 
Strukturen und Prozesse in Dynamiken funktionierender Staatlich-
keit ignoriert wurden. Weil etwa gesellschaftliche Kritik ausschließ-
lich als Bedrohung für den Staat wahrgenommen wurde, erschien die 
Mitsprache und Mitbestimmung über die Verwendung von Geld, die 
ja zentral etwa für demokratische Staaten ist, als Sicherheitsrisiko: In- 
frage gestellt wurde das Staatsaufbauprojekt nur von Terroristen und 
Staatsfeinden. Das Staatswesen wurde so im Prozess des Staatsaufbaus 
hypostasiert zur einzigen Instanz gesellschaftlicher Regulierung. Die-
ses Verständnis fokussiert auf die Fassade von politischen Institutionen, 
die den Potemkin’schen Staat ausmacht, nicht die Substanz politischer 
Aushandlung, die zu den zentralen Merkmalen demokratischer Staat-
lichkeit zählt.

Warum bleiben auch nach 20 Jahren Statebuilding nur Fassaden, 
die obendrein kollabieren, wenn die Abstützung von außen, das Ge-
rüst, verschwindet? Die Rolle der Staaten im internationalen System, 
als Summe von Institutionen, die nationale Gesellschaften nicht nur 
intern strukturieren, sondern sie auch international repräsentieren, ist 
gewissermaßen vorgegeben: Ein Staat, der nicht repräsentiert wird, ist 
kein Staat. Diese Vorstellung korrespondiert mit der Annahme, dass 
jedes noch so kleine Territorium der Welt unter staatlicher Kontrolle 
steht – ein Territorium, das nicht kontrolliert wird, ist also bestenfalls 
ein defizitärer, vielleicht sogar ein vollends »gescheiterter« Staat. Ein 
Staat wie Afghanistan unter den Taliban, ob vor 2001 oder nach 2021, 
ist deshalb sowieso gescheitert, weil er nicht von einer anerkannten 
Regierung vertreten wird und deshalb seine Rolle international nicht 
spielen kann, ob bei den Vereinten Nationen, in internationalen Kon-
ventionen oder auch nur im Austausch über internationale Probleme 
wie Flüchtendenbewegungen, Finanzfragen oder eben der Sicherheit. 

9	 Florian P. Kühn, »Normative Scaling and Crisis Knowledge: The Problematic Use of 
Selective Analogies to Compare Conflicts«, in: Civil Wars 21(4), 2019, S. 569  –  593, DOI: 
10.1080/13698249.2019.1654326.
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Faktisch hatten die Taliban vor 2001 zwar die Kontrolle, legal und poli-
tisch existierten sie aber nicht. Trotz des Mantras der US-Regierung bis 
2002, »We don’t do nation building«, bestand ihre Antwort auf die An-
schläge vom 11. September 2001 letztlich darin, nach der Entmachtung 
der Taliban in Afghanistan einen Staat aufzubauen, der zuständig sein 
sollte, wenn Terroristen auf seinem Territorium Verbleib und Schonung 
finden würden. Um die Sicherheit der westlichen Staaten vor Terro-
rismus zu gewährleisten, sollte dieser Staat sein Territorium und die 
Bevölkerung kontrollieren und dabei demokratisch und kapitalistisch 
verfasst sein.

Die (Dys-)Funktion des Potemkin’schen Staats und 
warum er schon bald ein langweiliges Spielzeug 
internationaler Politik wurde

Das rechtlich regulierte Territorium des Staates verschmilzt in dieser 
Sicht der Welt mit der Gesellschaft, die ihn bewohnt, sodass die poli
tische und rechtliche Verantwortung klar zuzuordnen ist. Dass das eine 
realweltliche Illusion ist, wurde schon betont, aber es fehlen der inter-
nationalen Politik, also diplomatischen Apparaten und internationalen 
Organisationen, das Wissen und die protokollarischen Instrumente, 
um außerhalb dieser formalen Erwartungen zu agieren. Staatlichkeit 
ist mit bestimmten Institutionen assoziiert, etwa einer Zentralbank, 
die Währungsstabilität organisieren soll, oder solchen, die Gewaltentei-
lung sicherstellen (Gerichte, Parlamente, Regierungsämter), aber auch 
Aufsichtsbehörden und Monitoringeinrichtungen (insbesondere dort, 
wo Menschenrechte verletzt und Minderheiten ausgegrenzt werden). 
In Nachkriegs- oder sogenannten post-conflict-Situationen fehlen diese 
Institutionen oft oder sind dysfunktional, weshalb sie aufzubauen die 
einzige Lösung ist: Der Konflikt in Afghanistan wurde ursächlich auf 
einen Mangel an (funktionierenden) Institutionen zurückgeführt, die 
imstande waren, Konflikte so zu kanalisieren, dass sie innerhalb staat-
licher Strukturen hätten gelöst werden können anstatt durch Gewalt 
zwischen den Bürgern. Dass die Taliban unter extremem Gewalteinsatz 
an die Macht gekommen waren, lag demnach im innerstaatlichen Krieg 
der 1990er Jahre begründet, der zwischen verschiedenen Mudschahe
din-Fraktionen geführt wurde und ausgesprochen blutig war. Aufgrund 



Der Kollaps der Potemkin’schen Staatlichkeit	 27	

dieser Vorgeschichte galt die Bevölkerung in Afghanistan als rezeptiv, 
dankbar und kooperativ, die neuen Institutionen anzunehmen.

Was von außen nicht erkennbar war, und wonach auch niemand 
fragte, sind die Strukturen und Praktiken, die gesellschaftlich verankert 
waren. Doch waren diese von zentraler Bedeutung, gerade weil im Krieg 
so viele staatliche Strukturen verschwunden, zerstört oder durch Einze-
linteressen vereinnahmt worden waren. Denn auch im innerstaatlichen 
Krieg in Afghanistan wurde die Aushandlung von politischen Konflikten 
mit Gewalt durch Gruppenzugehörigkeit, religiöse Affiliation und regi-
onale Loyalität strukturiert. Stammesgesellschaftliche Strukturen und 
ihre Normen boten erprobte und leicht zugängliche Wege, mit Konflik-
ten umzugehen – und sie wurden genau deshalb oft genug von radikalen 
Gewaltgruppen attackiert. Es war also zu Beginn der westlichen Inter-
vention keineswegs so, dass keine Institutionen existiert hätten, auch 
wenn diese für Außenstehende nur schwer erkennbar waren. Eben weil 
diese Institutionen informell, das heißt nicht verfassungsmäßig kodifi-
ziert und abgesichert waren, aber mit Gewalt »umgehen« konnten, er-
wiesen sie sich als ziemlich resilient und überstanden Flucht und andere 
soziale wie wirtschaftliche Verwerfungen des Krieges. Diese Strukturen 
überdauerten oft sogar stärker und dauerhafter, als es staatliche Struk-
turen je waren, jedenfalls stärker als es die neu aufgebauten Institutio-
nen zunächst sein konnten. Wenn diese aber aufgebaut wurden, galten 
die alten Institutionen als obsolet, als »Parallelstrukturen«, deren Exis-
tenz mit der neuen Verfassung nicht mehr vereinbar war. Gleichwohl 
blieb die soziale Nachfrage nach den Leistungen dieser eingebetteten 
Institutionen in der Bevölkerung groß. Kinship-Netzwerke10 und eth-
nische Affiliation wurden deshalb selbst zu Institutionen, die soziales 
Handeln und das Verständnis der (politischen) Wirklichkeit bedingten.

10	 Kulturellen Stereotypen zufolge beruhen Kinship-Beziehungen auf Verwandtschaft 
und gemeinsamer Herkunft und werden überwiegend in als »vormodern« verstan-
denen Gesellschaften verortet. In Afghanistan sind solche Beziehungen oft ethnisch 
kodiert, patriarchal und ökonomisch exklusiv, das heißt, dass der Zugang zu öko-
nomischen Chancen von Verwandtschaftsverhältnissen bestimmt wird. Gerade die 
Interaktion mit Interventionsstrukturen zeigt aber, dass diese Sozialbeziehungen 
auf konkrete, moderne und postmoderne Herausforderungen reagieren. Selbstver-
ständlich bestehen auch in westlichen Staaten Kinship-Beziehungen, wenn etwa 
die Kinder einflussreicher Politikerinnen ihrerseits politische Ämter übernehmen. 
Auch materielle Erbschaften zementieren Kinship-Verhältnisse in nichtwestlichen 
Staaten.
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Das impliziert dreierlei: Erstens sind Konflikte nie im Kern »eth-
nisch«, vielmehr ethnisieren politische Konflikte gesellschaftliche 
Gruppen, weil die ethnische Differenzen Orientierung bieten und eine 
schnelle Unterscheidung von Gegnern und Verbündeten erlauben. Im 
weiteren Verlauf verhindert die Ethnisierung von Konflikten, Ambi-
guitäten der Identität oder politischer Loyalitäten zu akzeptieren. In 
Afghanistan sind diese ethnischen Kategorien nicht ursächlich für die 
innerstaatlichen Konflikte, strukturieren sie aber und geben ihnen ihre 
Dynamik.

Zweitens stehen diese Praktiken, die sich während gewaltsamer 
Konflikte Legitimität erworben haben, im Statebuilding-Staat mehr 
oder weniger plötzlich im Gegensatz und im Verdrängungswettbewerb 
mit den aufzubauenden, international legitimierten Institutionen, die 
sich aus dem erwähnten Idealtypus ableiten. Das, was also hinter der 
Potemkin’schen Staatsfassade liegt, die Verknüpfung und Verflechtung 
staatlicher Institutionen mit der Gesellschaft in den Köpfen der Men-
schen11, bleibt deshalb konfliktiv: Die Schablone des Staatsaufbaus, ba-
sierend auf einem Idealtypus des Staates, ist von außen vorgegeben. 
Die konkrete Form des Staates politisch auszuhandeln ist keine Option, 
denn die Notwendigkeit, Sicherheit herzustellen, schafft eine Dringlich-
keit, die der politischen Deliberation über Ziele, Sinn, Zweck und Legi-
timation einer abweichenden Staatsform keinen Raum und vor allem 
keine Zeit einräumt. Dem Potemkin’schen Staat, der Gewalt nutzt, um 
die Gewalt zu monopolisieren, fehlt es also dauerhaft an gesellschaft
licher Fundierung. Die Fragen, die zentral sind für die Legitimität eines 
Staates, beispielsweise wem er wie dienen soll, kann die Gesellschaft un-
ter den Bedingungen der Intervention deshalb nicht aushandeln.

Hinzu kommt ein dritter Aspekt der politischen Ökonomie. Der 
Rentiercharakter des afghanischen Staates war ursächlich für die Ent-
kopplung von Staat und Gesellschaft, Quelle zahlreicher Bereicherungs- 
und Kartellisierungsmöglichkeiten und damit aus zwei Richtungen 
verantwortlich für die Delegitimation des Staates und mittelbar des 
Staatsaufbaus. Anders als in Steuerstaaten sind im Rentierstaat nicht 

11	 Pierre Bourdieu argumentiert, dass die ideelle Vorstellung, dass es einen Staat geben 
solle und dass ein Staat eine legitime Form der Herrschaftsausübung darstelle, »in 
den Köpfen« verankert sein muss; vgl. Pierre Bourdieu, Praktische Vernunft, Frankfurt 
a. M. 1998, S. 99.
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die Bürger die wesentliche Geldquelle staatlichen Handelns. Stattdessen 
finanziert sich der Staat aus Transfers, die von außen kommen. Was den 
Staat in der Intervention zum Rentierstaat macht, sind die Geldtrans-
fers, die notwendig werden, um die von außen aufzubauenden Funk-
tionen des Staates zu finanzieren. Die Bürgerinnen und Bürger zahlen 
dem Staat, in dem interveniert wird, so gut wie keine Steuern und kön-
nen deshalb auch keine Ansprüche auf Mitsprache gemäß dem Motto 
»No taxation without representation«12 geltend machen – wo keine Be-
steuerung ist, wird Repräsentation und Mitsprache bestenfalls gnaden-
halber gewährt, kann aber nicht eingefordert werden. Mechanismen, 
die Bürgern Einfluss auf staatliche Entscheidungen verschaffen, eine 
Rechenschaftspflicht für die Verwendung und Verschwendung von Res-
sourcen etwa, also eine Verbindung zwischen Zahlenden und Mittelver-
wendenden, können sich unter diesen Bedingungen nicht entwickeln.

Die politischen Eliten, denen es gelingt, das externe Einkommen 
zu monopolisieren, dominieren indes die Beziehungen zu den Gebern. 
Denn immerhin ist das Ziel der Geber ja, einen Staat aufzubauen, mit 
dem dann kooperiert werden kann – die sich entwickelnden staatlichen 
Institutionen prägen also das Bild des Konflikts in den internationalen 
Verhandlungsforen, wesentlich auf Geber- und Koordinationskonferen-
zen, entscheidend mit. Mit Blick auf Afghanistan dominierte dabei in-
ternational ein Narrativ, demzufolge, wenn die westlichen Gelder nach-
ließen, wieder Flugzeuge in Hochhäuser fliegen würden. Afghanistan 
stellte sich als Gefahr für die internationale Sicherheit dar, und die 
afghanischen Eliten wiederholten dies im Dienst ihres Rentierdaseins 
mantrahaft selbst. Kurz nach Beginn der Intervention, insbesondere 
während der Amtszeit von George W.  Bush als US-Präsident, verfing 
dies noch, später aber waren es nur noch die afghanischen Eliten, die 
sich unter dem Eindruck des Krieges gegen den Terrorismus für den 
Dreh- und Angelpunkt globaler Sicherheitspolitik hielten. Diese Über-
schätzung der eigenen Bedeutung verleitete viele in Afghanistan dazu 
anzunehmen, dass die Taliban unter allen Umständen von den mäch-
tigen und sicherheitspolitisch an die Eliten der afghanischen Republik 
gebundenen USA von der Macht ferngehalten werden würden. Dieser 
Illusion gab sich die afghanische Regierung noch hin, als die Trump-

12	 Der Slogan der US-Unabhängigkeitsbewegung, der besagt, dass Besteuerung ohne 
Mitspracherechte illegitim ist.
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Regierung schon mit den Taliban verhandelte. Versuche, das Heft selbst 
in die Hand zu nehmen und mit den Taliban nach einer Einigung zu 
suchen, blieben aus. Denn ein Verhandlungsfrieden hätte ja zum Nach-
lassen der Aufmerksamkeit, damit der Zahlungen und in der Folge zum 
Verlust des Renteneinkommens durch Transfers für Militär und Ent-
wicklung geführt. Seit dem Abzugsbeschluss, der 2014 die ISAF-Mission 
und den Kampf gegen den Terrorismus beendete, waren allerdings vor 
allem die Sicherheitsprioritäten der USA neu sortiert worden. Afgha-
nistan sollte zwar keine Heimstatt für Terroristen mehr sein können, 
spielte aber ansonsten, etwa geopolitisch als Zugang zur Kontrolle Zen-
tralasiens, nah an China oder dem Iran, keine wesentliche Rolle mehr. 
Der Krieg gegen den Terrorismus hatte die USA gelehrt, dass taktische 
Drohnen- und Luftkriegführung auch aus der Ferne ausgeübt werden 
können, ohne die politischen Kosten für eine Stationierung eigener 
Truppen übernehmen zu müssen.13

Umgekehrt ist für die Bevölkerung im Rentierstaat der Staat nichts, 
für das man zahlen müsste, sondern, im Gegenteil, in aller erster Li-
nie eine Quelle von Einkommen. Der Staat hat etwas zu verteilen, ohne 
dass er zuvor etwas eingesammelt hätte. Deshalb neigen Rentierstaaten 
dazu, kopflastig zu sein, das heißt, sie neigen dazu, zu viele Positionen 
zu schaffen, die oft persönlich abhängig vom hierarchischen Zentrum 
des Staates sind. Die Vergabe von Posten nach nepotistischen oder 
Marktkriterien (wer am meisten zahlt, bekommt den Job) zeigt, dass 
sich eine Investition in eine lukrative Position dann lohnt, wenn sich 
die dadurch gewonnenen Vorteile kapitalisieren lassen. So delegitimiert 
der Rentierstaat das politische System in zweierlei Hinsicht: Von oben, 
weil die Eliten zurecht als dysfunktional, exklusiv auf ihren eigenen 
Vorteil orientiert und korrupt erscheinen, weil sie das Volk also nicht im 
Kern repräsentieren; hinzu kommt aber auch, dass durch den Mangel 
an direktem Kontakt von unten politische Eliten den Bedarf der Bevöl-
kerung an wirtschaftlicher, sozialer oder ideologischer Programmatik 
weder kennen noch ihn zu adressieren vermögen. Weil der aufzubau-
ende Staat nach dem Modell des Rentierstaats funktioniert, weiß er 
nicht, was er über das hinaus, was die Geber ihm vorgegeben, tun soll, 
und er kann dieses Defizit aus sich heraus nicht auflösen. Jeder Staat 

13	 Alastair Finlan, Contemporary Military Strategy and the Global War on Terror, New York 
u. a. 2018.
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hat das Problem des Wissens, das mit Governance und Gouvernemen-
talität beschrieben ist, der Rentierstaat hat es aber in einem selbstschä-
digenden Ausmaß14.

Insgesamt handelte es sich bei Afghanistan nach 2001 um eine 
Staatsfassade, der der Hinterbau fehlte; andere, legitimere Institu
tionen bestanden parallel fort, weshalb der Staat die Gesellschaft nicht 
durchdringen konnte. Gesellschaftlich starke Strukturen, wie etwa 
ethnische Affiliation, die ordnende Rolle sogenannter Warlords in den 
Provinzen15 oder auch wirtschaftliche Strukturen wie der Opiumhandel 
oder Importsyndikate für Alltagsgüter,16 gerieten mit dem Staat dann 
in Konflikt, wenn dieser versuchte, die Gesellschaft an diesen Stellen 
regelnd zu durchdringen. Diese meist gewalttätigen Konflikte, die oft 
genug durch Beteiligung an Gewinnen befriedet wurden (was im Wes-
ten als Korruption verstanden wurde), trugen zur verstärkten Wahr-
nehmung bei, dass der Staat (noch) dysfunktional, das heißt nicht in 
der Lage sei, Konflikte selbst zu managen und zu lösen.

Derweil wurde die Gewaltkontrolle in Afghanistan nicht im Staat 
monopolisiert, sondern an die internationale Intervention dele-
giert – und damit ging ihre legitimatorische Funktion im Staatsauf-
bauprozess verloren. Denn die Ausübung von Gewalt, um Gewalt zu 
unterdrücken, trägt normalerweise wesentlich zur Anerkennung staat-
licher Herrschaft bei. Wenn der Staat effektiv die Bürger davon abhält, 
gegeneinander Gewalt auszuüben, sind diese bereit, ihrerseits auf die 
Nutzung ihres eigenen Gewaltpotenzial zu verzichten: Der Staat gilt als 
legitim. Wenn die Gewalt aber von außen, von nicht legitimierten Ak-
teuren ausgeübt wird, bleibt diese immer illegitim – und der Staat Af
ghanistan, der im konkreten Fall keine Verantwortung für die Ausübung 
von Gewalt hatte oder übernehmen wollte, versagte in der Ausübung 
akzeptabler Gewalt. Mehr noch: Die afghanische Exekutive nutzte ihr 
Gewaltpotenzial zur Machtabsicherung und gegen die eigene Bevölke-
rung zur Bereicherung und Absicherung ihrer Privilegien. Damit dele-
gitimierte sie sich durch die Nutzung von Gewalt auch noch politisch. 

14	 Im Übrigen gilt das, wenn auch anders gelagert, in äquivalenter Weise für Russland. 
Michel Foucault hat den Begriff der Gouvernementalität geprägt.

15	 Romain Malejacq, Warlord Survival. The Delusion of State Building in Afghanistan, Ithaca  /   
London 2019.

16	 Nehmatullah Bizhan, Aid Paradoxes in Afghanistan. Building and Undermining the State, 
London  /  New York 2018.



	 Florian P. Kühn� 32

Zum Zeitpunkt der Übernahme durch die Taliban war die Legitimität 
der afghanischen Regierung deshalb längst auf rettungslos niedrigem 
Niveau angelangt.

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass weder die Rentenabhän-
gigkeit der afghanischen Regierung noch ihre erheblichen Legitimitäts-
defizite hinsichtlich Gewaltkontrolle, Performanz und Fairness geeignet 
waren, stabile Herrschaft legitim in der Gesellschaft zu verankern.17 Der 
Staat blieb eine Potemkin’sche Fassade. Die westliche Politik hatte kein 
Vertrauen, und nach dem Verlust der sicherheitspolitischen Motivation, 
die durch den 11. September 2001 entstanden war, kein Interesse mehr, 
diese Fassadenhaftigkeit zu überwinden. Dazu hätte es der konsequen-
ten Umstellung von einer Renten- zu einer Steuerfinanzierung des 
Staates, der Verantwortungsübernahme der afghanischen Regierung 
für die Priorisierung von Ausgaben und der durchgängigen Übernahme 
von Sicherheitsverantwortung durch afghanische Polizei und Militär 
bedurft. Die Beschwörungen von local ownership und Afghans in the dri-
ver’s seat, die immer schon unglaubwürdig waren, wurden nie in die Tat 
umgesetzt. Die afghanischen Eliten konnten diese Konstellation nicht 
aufbrechen, im Verlauf der Intervention wollten viele auch nicht mehr, 
sondern richteten sich stattdessen in dieser Konstellation ein – der 
westlichen Interventionspolitik unter verantwortlicher Führung der 
USA galt sie bald als akzeptabel, weil sie den internationalen Terroris-
mus immerhin schwächte, die gesellschaftliche Situation war der west-
lichen Politik egal.18 Zudem führte die narrative Delegitimierung afgha-
nischer Eliten als korrupt und unfähig dazu, dass es in den ehemaligen 
Interventenstaaten kaum noch Interesse für die mit der Übernahme der 
afghanischen Regierung durch die Taliban einhergehenden humanitä-
ren und sozialen Katastrophe gibt.

17	 Florian Weigand, Waiting for Dignity. Legitimacy and Authority in Afghanistan, New York 
2022.

18	 Hinzu kam systematische Schönrednerei hinsichtlich der Situation in Afghanistan 
in internen Berichten, wie die Afghanistan Papers offengelegt haben. Die Washington 
Post veröffentlichte 2019 über 2000 Seiten interner Berichte und Memos etwa von 
Donald Rumsfeld, die belegen, wie die Öffentlichkeit jahrelang über den Verlauf 
der Mission in Afghanistan irregeführt wurde; vgl. Craig Whitlock  /  Leslie Shapiro  /   
Armand Emamdjomeh, »A Secret History of the War«, in: The Washington Post, 
9.  12.  2019, https://www.washingtonpost.com/graphics/2019/investigations/
afghanistan-papers/documents-database/ [6. 6. 2023].

https://www.washingtonpost.com/graphics/2019/investigations/afghanistan-papers/documents-database/
https://www.washingtonpost.com/graphics/2019/investigations/afghanistan-papers/documents-database/
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Warum blieb nur das Prinzip Hoffnung?

Die westliche Intervention in Afghanistan hat sich über die Jahre Zwick-
mühlen gebaut, aus denen sie nicht mehr herauskam. Auch die afgha-
nischen Eliten, die der Logik des Machterhalts im Rentierstaat folgten, 
konnten diese Konstellation nicht durchbrechen. Diese »organisierte 
Verantwortungslosigkeit«19 erlaubte nur zu hoffen, dass die Spirale aus 
Gewalt und Delegitimation enden würde. Die entscheidenden Legiti-
mationsprobleme in den intervenierenden Staaten hat Klaus Naumann 
in der Metapher des »blinden Spiegels« herausgearbeitet: Die politische 
Rechtfertigung, Steuergelder an weit entfernten Orten auszugeben, 
ohne dass deren Nutzen im öffentlichen Diskurs plausibel gemacht 
werden kann, ist dünn. Da es nicht nur um Geld, sondern in der mili-
tärischen Intervention vor allem auch um den Soldatentod ging, waren 
die politischen Kosten letztlich zu hoch angesichts des ausbleibenden 
Erfolgs.20 Auch deshalb waren die westlichen politischen Entschei-
dungsträgerinnen letztlich durchaus einverstanden, dass die USA die 
Abzugsentscheidung verantworteten – umgekehrt lassen die USA Kritik 
an dieser Entscheidung mit Verweis auf die nicht genutzte Gelegenheit 
etwa Deutschlands, die Führung zu übernehmen oder die militärische 
Unterstützung fortzusetzen, nicht zu. Nicht nur zwischen Intervention 
und afghanischen Intermediären, sondern auch zwischen den westli-
chen Verbündeten wird also die Verantwortung hin- und hergeschoben. 
Dadurch bleibt der Gesamtkontext, innerhalb dessen die Intervention 
stattfand, unverstanden und weitgehend undiskutiert.

Diese Leerstelle erlaubt, der Frage auszuweichen, welchen Scha-
den Geld, als Hilfsgeld oder Staatshilfen, aber auch als militärische 
Unterstützung, anrichten kann. Das Militär und der restliche Sicher-
heitsapparat, gerade wenn sie gegen innere Gewaltakteure vorgehen 
müssen, sind eine organisierte Machtmaschinerie, die eine Regierung 
in den Augen der Bevölkerung komplett untergraben kann, wenn sie 
nicht im Dienst einer legitimen Sache stehen. Militär und Sicherheits-
apparate können als Instrumente helfen, das gelingt aber nur, wenn 
die politische Zielsetzung klar ist oder ausgehandelt werden kann, die 

19	 Bliesemann de Guevara  /  Kühn, Illusion Statebuilding, S. 192.
20	 Klaus Naumann, Der blinde Spiegel. Deutschland im afghanischen Transformationskrieg, 

Hamburg 2013.
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dann ihrerseits Legitimität produziert. Dies war in Afghanistan nicht  
der Fall.

Im Westen, in den Geberländern ebenso wie in den internationalen 
Hilfsorganisationen, unterlag die Politik den Zyklen der Projektplanung 
ebenso wie elektoralen Zwängen. Der US-amerikanische Präsident Ba-
rack Obama versuchte im Wahlkampf, um die Kriegsmüdigkeit seiner 
Wählerschaft zu adressieren, zwischen dem »falschen« Krieg im Irak 
und dem »guten« Krieg in Afghanistan zu unterscheiden; im Amt be-
gann er früh, durch die Delegitimierung der afghanischen »Partner« 
den Abzug diskursiv vorzubereiten. Joe Biden, der bereits als Obamas 
Vizepräsident den Überredungskünsten des US-Militärs skeptisch ge-
genüberstand, setzte sich als Präsident letztlich über deren Rat hinweg 
und beschloss, die vom Emissär seines Amtsvorgängers Donald Trump 
mit den Taliban ausgehandelten Absprachen anzuerkennen. So wurde 
es möglich, die Verantwortung für die Folgen des Abzugs der Regierung 
Trump in die Schuhe zu schieben. Diese Entscheidung war letztlich 
konsequent, setzte sie doch eine Entkopplung westlicher Sicherheits-
politik von Afghanistan fort, die schon unter Barack Obama in Gang ge-
setzt worden war. Insbesondere war die Transitionsdekade 2014  –  2024 
kaum definiert, das heißt, es fand kein Dialog mehr darüber statt, wel-
che politischen Ziele noch verfolgt werden sollten. Diese Richtungs
losigkeit drückte den Mangel an Interesse seitens des Westens bereits 
deutlich aus.

Die Grundprobleme der Intervention begünstigten den Interes-
sensverlust des Westens. Die Entscheidungsebenen der internatio-
nalen Politik, in Washington, New York, Genf oder Brüssel einerseits 
und Kabul andererseits, bezogen die Situation in Afghanistan nur 
noch als Hintergrundrauschen in ihre Überlegungen ein. Austausch 
zwischen Afghanistan und westlichen Staaten blieb hierarchisch und 
machte die Präsidenten Afghanistans zu obersten Bittstellern, was zu-
nehmend zum Politikum und zur Zerreißprobe um die Legitimität des 
Präsidentenamts per se wurde. Den Taliban erlaubte diese Situation, 
die Regierung als Marionetten der USA darzustellen. Dass die Taliban 
die Regierung ablösen würden, zeichnete sich bereits ab Herbst 2020 
ab: Sie übernahmen die Kontrolle über Straßen und Landstriche, um 
Geldquellen zu erschließen und schließlich Knotenpunkte (Städte) zu 
übernehmen. Zunächst mussten sie dafür kämpfen, aber je deutlicher 
ihre Fortschritte wurden, desto leichter wurde es für sie auch: Viele Sol-
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daten wollten nicht mehr für eine verlorene Sache, die der Islamischen 
Republik Afghanistan, sterben.

Obwohl Demokratien besser aus Fehlern lernen und auch leich-
ter umsteuern können als Autokratien, sind ihre erprobten Praktiken, 
bürokratischen Routinen und eingespielten Politikrituale träge. Die 
Forderung, aus den Fehlern der Afghanistanintervention Lehren zu 
ziehen, ist deshalb nicht falsch, doch was ist für andere Fälle zu lernen, 
wenn doch schon das vorhandene Wissen über Afghanistan die Inter-
vention in diesem Land nicht zu verändern vermocht hat? Die im An-
schluss an den 11. September 2001 formulierten politischen Imperative 
und die sich daraus entwickelnde Intervention blieben oft seltsam ent-
koppelt von den Gegebenheiten in Afghanistan selbst. Und oft hinkte 
die interventionistische Politik den umfassenden gesellschaftlichen, 
ideologischen, wirtschaftlichen und sozio-politischen Entwicklungen 
nur hinterher. Mit dem Truppenabzug 2021 war die Intervention an ih-
rem ursprünglich gesetzten Ziel des Staatsaufbaus offiziell gescheitert. 
Dennoch markiert dieser Moment auch einen Erfolg, denn die Wähler-
schaften der an der Intervention beteiligten demokratischen Staaten 
erzwangen die Korrektur einer zunehmend als erfolglos begriffenen 
Politik. Nicht nur öffentlicher Druck angesichts hoher Kosten und Kri-
tik am angerichteten Schaden, sondern auch weitgehendes öffentliches 
Desinteresse am Schicksal vieler Afghaninnen und Afghanen bestimm-
ten so die Kurskorrektur nach zwei Dekaden Interventionismus.
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Philipp Münch

Aufstandsbekämpfung, Staatsaufbau 
und das Scheitern marktorientierter 
Intervention am Hindukusch

Kofi Annan, Generalsekretär der UN von 1997 bis 2006, merkte in sei-
nen Memoiren an, dass bereits kurz nach Beginn der Intervention in 
Afghanistan klar gewesen sei, dass dieser internationale Einsatz ganz 
anders zu gestalten wäre als die vorangegangenen UN-Missionen in 
Kosovo und Ost-Timor. Denn in diesen Ländern hätten die UN Verant-
wortlichkeiten übernommen, die denen einer souveränen Regierung 
sehr nahe kamen. In Afghanistan seien die Bedingungen für eine sol-
che Entwicklung jedoch deutlich ungünstiger gewesen als dort. Das 
Land am Hindukusch sei größer, ärmer und ethnisch zerrissener gewe-
sen – eine »almost ungoverned nation« mit einer langen Geschichte des 
Widerstands gegen Fremdherrschaft. Daher sei entschieden worden, 
lediglich einer afghanischen Übergangsregierung zur Geburt zu ver-
helfen und diese danach mit einem »light footprint« diskret zu unter-
stützen. Keineswegs sollten die UN die Regierungsverantwortung selbst 
übernehmen. Diese sollte bei einer aus einem »genuine Afghan national 
consensus« hervorgegangenen Regierung verbleiben.1

Annans Schlussfolgerung überrascht. Denn die von ihm skizzierten 
Herausforderungen in Afghanistan hätten ebenso gut ein sehr viel stär-
keres Engagement nahelegen können – also eher einen heavy als einen 
light footprint. Dies gilt insbesondere, da von einem »genuine Afghan na-
tional consensus« keine Rede sein konnte. Zur von der UN vom 27. No-
vember bis 5. Dezember 2001 in Bonn abgehaltenen Afghanistan-Kon-

1	 Kofi A. Annan mit Nader Mousavizadeh, Interventions. A Life in War and Peace, London 
2012, S. 338.
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ferenz waren im Grunde nur Angehörige der alten Eliten geladen – von 
der Monarchie bis zu den Mudschahedin-Führern. Taliban, aber auch 
Angehörige der »Zivilgesellschaft« waren nicht anwesend.

So erscheint der von UN-Generalsekretär Annan skizzierte An-
satz, möglichst keine Regierungsverantwortung zu übernehmen und 
nur wenig zu helfen, als Ergebnis einer bestimmten Ideologie, die dem 
Zeitgeist entsprach. Denn die von ihm genannte Entscheidung erfolgte 
letztlich im Konsens der politischen Führungen der Nationen mit dem 
größten Einfluss auf die Gestaltung Afghanistans nach dem Fall der 
Taliban. Insbesondere die US-Regierung hatte darauf gedrängt.2 Bei 
der hier deutlich werdenden Ideologie handelt es sich um die auch als 
»Neoliberalismus« bezeichnete marktorientierte Idee, dass es für Ge-
sellschaften vorteilhaft wäre, wenn möglichst viele Bereiche des Lebens 
den Gesetzen des Marktes ausgesetzt würden. Den Markt begrenzende 
staatliche Eingriffe wie auch übergroße Fürsorge für die Bevölkerung, 
die sie ihrer Eigenverantwortung berauben würde, müssten unterblei-
ben.3

Die Einnahme Afghanistans durch die Taliban im Frühjahr und 
Sommer 2021 kann aus vielen Perspektiven als Scheitern erscheinen. 
Dieser Beitrag stellt die These auf, dass hier auch ein Ansatz zivil-mi-
litärischer Intervention scheiterte, der auf marktorientiertem Wissen 
über das Funktionieren von Gesellschaften beruhte, jedoch die tatsäch-
lichen Gegebenheiten vor Ort ignorierte. Dies soll nicht implizieren, 
dass eine stärker staatszentrierte Intervention mit einem heavy footprint 
erfolgreicher gewesen wäre, wie insbesondere viele ehemaligen Prak-
tiker argumentieren.4 Vielmehr erscheint das liberale Statebuilding an 
sich als defizitär, wie die ausbleibenden Erfolgsfälle zeigen.5 Angesichts 
der enormen in Afghanistan investierten Ressourcen und des vollstän-
digen Zusammenbruchs der Regierung nur wenige Wochen nach Abzug 

2	 James Dobbins, Foreign Service. Five Decades on the Frontlines of American Diplomacy, 
Washington, DC 2017, S. 246  f.

3	 Simon Springer, »Neoliberalism as Discourse. Between Foucauldian Political 
Economy and Marxian Poststructuralism«, in: Critical Discourse Studies 9(2), 2012, 
S. 133  –  147.

4	 Vgl. z. B. James Dobbins, After the Taliban. Nationbuilding in Afghanistan, Washington, 
DC 2008.

5	 Vgl. Berit Bliesemann de Guevara  /  Florian P. Kühn, Illusion Statebuilding. Warum sich 
der westliche Staat so schwer exportieren lässt, Hamburg 2010.
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fast aller internationalen Truppen, sieht die Bilanz marktorientierter 
Intervention jedoch besonders verheerend aus.

Um diese These zu belegen, arbeitet dieser Beitrag heraus, welche 
Muster sich bei den Schlüsselentscheidungen für das internationale 
Afghanistan-Engagement zeigen. Da die Angehörigen der US-Regie-
rung hierbei den größten Einfluss ausübten, stehen diese im Mittel-
punkt. Der Schwerpunkt liegt zudem auf dem militärischen Teil der 
Intervention, der deutlich mehr Ressourcen verschlang und Personal 
umfasste als der zivile Part. Dementsprechend diskutiert der Bei-
trag zunächst die grundlegenden Weichenstellungen in Bonn als »Ge-
schäftsgrundlage« der Intervention, behandelt dann die Intensivierung 
des Engagements als »Investition« ab 2003 insbesondere im Rahmen 
des Counterinsurgency-Ansatzes und erörtert schließlich die »Bank-
rott-« sowie verzögerte »Insolvenzerklärung« des Vorhabens unter den 
US-Präsidenten Barack Obama und Donald Trump.

Marktorientierte Politik setzte sich nach Ende des Kalten Kriegs als 
dominantes Modell durch. Dabei handelt es sich nicht um eine einheit-
liche und ausdrückliche Ideologie. Dennoch lässt sie sich anhand über-
einstimmender Annahmen, welche die Akteure (unbewusst) vertraten, 
rekonstruieren. Ideengeschichtlich lassen sich ihre Hauptbestandteile 
auf die Arbeiten von Ökonomen der neoklassischen Schule ab den spä-
ten 1930er Jahren zurückführen. Sie verurteilten die in den meisten 
kriegführenden Ländern im Ersten Weltkrieg eingeführten staatlichen 
Markteingriffe, mit denen die Regierungen ihre Kriegswirtschaften in 
Gang gebracht hatten. Ebenso wendeten sich die Ökonomen gegen die 
staatlichen Sozialprogramme, welche vornehmlich dazu dienten, die 
Unterstützung der Bevölkerung im Krieg zu erkaufen.6

Die Positionen der neoklassischen Ökonomen beruhten auf folgen-
den Wissensbeständen. Sie sahen den Markt als Feld, auf dem Men-
schen Waren und Dienstleistungen tauschen und hierbei ihren Nutzen 
maximieren wollen. Dabei sind sie durch positive und negative Anreize 
lenkbar. Anbieter konkurrieren miteinander. Das führt dazu, dass die 
Akteure, die keine konkurrenzfähigen Waren und Dienstleistungen an-
bieten, aus dem Markt ausscheiden. Aus dem möglichst freien Wech-

6	 John Quiggin, »Neoliberalism. Rise, Decline and Future Prospects«, in: Damien Ca-
hill u. a. (Hg.), The SAGE Handbook of Neoliberalism, London u. a. 2018, S. 143  –  153.
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selspiel zwischen Angebot und Nachfrage entstünde somit ein für eine 
maximale Anzahl von Menschen idealer Zustand.7

Über die Rolle des Staates war sich die neoklassische Volkswirt-
schaftslehre dabei nicht völlig einig. Tendenziell sah die US-Interpre-
tation eher einen kleinen, wenig durchsetzungsstarken Staat vor, damit 
dieser nicht in Versuchung geriet, den Markt einzuschränken. Diese In-
terpretation stimmt mit einer in den USA weit verbreiteten und histo-
risch bedingten generellen Staats- und Regierungsskepsis überein. Für 
die europäische liberale Volkswirtschaftslehre sollte der Staat hingegen 
durch gezielte Eingriffe das freie Spiel der Marktkräfte ermöglichen 
beziehungsweise am Laufen halten. Hierzu durfte er nicht zu schwach 
sein.8

In den 1970er Jahren erfuhr die Weltwirtschaft einen Abschwung. 
Die dominierende, stark auf staatliche Eingriffe setzende Wirtschafts-
ordnung erschien vielen daher zunehmend überholt. Aus diesem Grund 
fanden neoklassische volkswirtschaftliche Theorien immer häufiger 
Eingang in die Politik. Folgenreiche Beispiele waren sowohl die chile-
nische Militärregierung unter Augusto Pinochet (1973  –  1990), die Regie-
rung der britischen Premierministerin Margaret Thatcher (1979  –  1990) 
und von US-Präsident Ronald Reagan (1981  –  1989). Dabei wendeten sie 
dieses wirtschaftswissenschaftliche Wissen auch auf nichtwirtschaftli-
che Bereiche wie den Bildungssektor an. Analog zur Idee des Marktes 
wurden hier Konkurrenzsituationen erzeugt, indem nach vorher fest-
gelegten Maßstäben produktivere Institutionen mehr Mittel erhielten. 
Im Bereich der Sozialpolitik verfolgten die Regierungen das Ziel, mög-
lichst wenig Fürsorge zu leisten. Hiermit wollten sie verhindern, dass 
die Menschen der Verantwortung über ihr eigenes Leben beraubt und 
somit unproduktiv würden.

Diese neue Regierungspraxis wurde unter der Überschrift »New 
Public Management« bekannt. Ihr Kern bestand darin, Methoden des 
Unternehmensmanagements auf die Entwicklung und Umsetzung 
von Politiken anzuwenden. In regelmäßigen Berichten zusammenge-
fasste statistische Daten sollten es den Regierenden ermöglichen, die 

7	 Dieter Plehwe, »Neoliberal Thought Collectives. Integrating Social Science and In-
tellectual History«, in: Damien Cahill u. a. (Hg.), The SAGE Handbook of Neoliberalism, 
London u. a. 2018, S. 86  –  97.

8	 William Davies, »The Neoliberal State. Power Against ›Politics‹«, in: Damien Cahill 
u. a. (Hg.), The SAGE Handbook of Neoliberalism, London u. a. 2018, S. 273  –  283.
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aktuelle Marktsituation zu erfassen. Hiernach konnten sie darauf an-
gepasste Anreize im Sinne eines freien Marktes setzen.9 Politik erschien 
ihnen demnach vor allem als Frage des Managements, nicht als Frage 
von Verteilungskämpfen zwischen sozialen Gruppen. In diesem Zuge 
setzte sich eine im Allgemeinen auf Kulturen und Identitäten, anstatt 
auf wirtschaftliche Klassenlage fokussierte Sichtweise durch. Sie diffe-
renzierte die Gesellschaft zuvorderst nach ethnischen und geschlecht
lichen Identitäten und bot den sozialen Gruppen somit symbolische An-
erkennung statt ökonomischer Umverteilung. Derart zufriedengestellt, 
sollten die Menschen am Markt teilnehmen können.10

Nach Ende des »Kalten Kriegs« schien sich das marktwirtschaft
liche System in den Augen der meisten Menschen eindeutig gegenüber 
dem planwirtschaftlichen durchgesetzt zu haben. Marktorientierte 
Politik wurde in der Folge zur dominierenden Ideologie der politischen 
Führungen des Westens. Das galt auch, wenn die westlichen Führungen 
die liberalen Grundsätze in Krisensituationen regelmäßig – etwa zur 
Bankenrettung in der Finanzkrise 2008 – ignorierten.11 Sie wendeten 
sie daher auch gegenüber den Staaten des »Globalen Südens« an, indem 
sie etwa im Namen des Internationalen Währungsfonds sogenannte 
Strukturanpassungsmaßnahmen erzwangen. Diese liefen in der Regel 
darauf hinaus, aus neoklassischer Sicht unnötige und den freien Markt 
behindernde staatliche Ausgaben zu beenden. Viele Forschungsarbei-
ten machten diese Maßnahmen für die politischen Unruhen verant-
wortlich, die nach 1990 insbesondere in vielen afrikanischen Länder zu 
beobachten waren.12

Marktorientiertes Wissen prägte auch militärische Interventio-
nen, diese Facette des Interventionismus hat jedoch kaum Aufmerk-
samkeit erfahren. So führten die USA bereits den Vietnam-Krieg nach 
marktorientierten Konzepten. Regelmäßige Berichte informierten die 
US-Truppenführer im Sinne von Produktionszahlen über die Anzahl 

9	 Davies, »The Neoliberal State«, S. 274  –  277.
10	 Nancy Fraser, »Soziale Gerechtigkeit im Zeitalter der Identitätspolitik. Umvertei-

lung, Anerkennung und Beteiligung«, in: dies.  /  Axel Honneth, Umverteilung oder An
erkennung? Eine politisch-philosophische Kontroverse, Frankfurt a. M. 2003, S. 13  –  128.

11	 Jamie Peck  /  Nik Theodore  /  Neil Brenner, »Neoliberalism Resurgent? Market Rule af-
ter the Great Recession«, in: The South Atlantic Quarterly 111(2), 2012, S. 265  –  288.

12	 Dietrich Jung  /  Klaus Schlichte  /  Jens Siegelberg, Kriege in der Weltgesellschaft. Struktur-
geschichtliche Erklärung kriegerischer Gewalt (1945  –  2002), Wiesbaden 2003.
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neu aufgestellter gegnerischer und südvietnamesischer Verbände und 
deren Verluste. Statistiken sollten dabei helfen, den Punkt zu bestim-
men, an dem der Gegner nicht mehr genug Soldaten »produzieren« 
konnte, um die südvietnamesischen Kräfte zahlenmäßig zu übertref-
fen.13 Auch das sowohl in Vietnam wie in Afghanistan und im Irak von 
den USA angewendete Counterinsurgency-Konzept wurde bereits als 
Teil einer marktorientierten Sicht auf Krieg analysiert.14 Doch noch gibt 
es keine umfassenden Studien, die die Intervention in Afghanistan als 
Ganzes aus dieser Perspektive betrachten.

»Geschäftsgrundlage« der Intervention

Am Vorabend der US-geführten Intervention in Afghanistan am 7. Ok-
tober 2001 war marktorientiertes Denken bereits länger die dominie-
rende Ideologie der Regierenden der beteiligten westlichen Staaten. 
Die mit der Intervention auf die Anschläge vom 11. September 2001 
reagierende US-Regierung von George W.  Bush vertrat ausdrücklich 
die Agenda, marktwirtschaftliche Prinzipien zu verbreiten. Wie die 
Regierungen der Sozialdemokraten Tony Blair (New Labour) in Großbri-
tannien und Gerhard Schröder in Deutschland zeigten, hatte sich diese 
Sichtweise ebenfalls in den Führungen ehemaliger Arbeiterparteien 
verbreitet. Beide Länder engagierten sich an der Seite der USA stark in 
der kommenden Intervention in Afghanistan.

So ist es wenig überraschend, dass marktorientiertes Wissen auch 
die hier näher zu betrachtenden internationalen Entscheidungen zur 
afghanischen Ordnung nach den Taliban prägte. Offenbar aufgrund 
der starken Rolle der USA spiegelt sich hierbei ein Ideal wider, das dem 
Staat eine weniger gewichtige Rolle zuwies, als es die Konzeptionen der 
europäischen Volkswirtschaftslehre vorsahen. Toby Dodge zeigte be-
reits anhand der US-Nachkriegsplanungen für den Irak ab 2003, dass 
die Bush-Regierung die Rolle des Staats eindeutig minimieren wollte, 
um einer freien Marktwirtschaft zum Durchbruch zu verhelfen.15

13	 James William Gibson, The Perfect War. Technowar in Vietnam, New York 2000.
14	 Markus Kienscherf, »Producing ›Responsible‹ Self-governance. Counterinsurgency 

and the Violence of Neoliberal Rule«, in: Critical Military Studies 2(3), 2016, S. 173  –  192.
15	 Toby Dodge, »The Ideological Roots of Failure. The Application of Kinetic Neo-libera-

lism to Iraq«, in: International Affairs 86(6), 2010, S. 1269  –  1286.
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Das Bonner Abkommen von 2001 als wichtigste Vereinbarung zur 
Zukunft Afghanistans nach der Intervention spiegelt dieses marktori-
entierte Wissen wider. Es lässt sich als offizielle »Geschäftsgrundlage« 
für das Verhältnis zwischen den Interventen und der afghanischen 
Gesellschaft sehen. Im Kern beinhaltete das Abkommen einen Ablauf 
von Verfahren. Sie sahen vor, zuerst eine Übergangsverwaltung, dann 
eine Übergangsregierung zu bilden, eine Verfassung zu verabschieden 
und schließlich bis zu zwei Jahre später eine ordentliche Regierung 
und ein Parlament zu wählen. Mit dem aus einer einflussreichen süd
afghanischen Großgrundbesitzerfamilie stammenden Hamid Karzai 
bestimmte das Abkommen zudem den Vorsitzenden der Übergangs-
verwaltung und dessen Kabinett.16

Die Präambel des Bonner Abkommens nannte zwar »the right of 
the people of Afghanistan to freely determine their own political future 
in accordance with the principles of Islam, democracy, pluralism and 
social justice«. Gleichzeitig bemerkte sie, das Ziel sei »a broad-based, 
gender-sensitive, multi-ethnic and fully representative government«. 
Repräsentativität nach Geschlecht und Ethnizität, nicht soziale Gerech-
tigkeit im Sinne wirtschaftlicher Umverteilung, blieb aber der einzige 
Fluchtpunkt der kommenden Maßnahmen der »internationalen Ge-
meinschaft«. Ihre Vertreter wachten darüber, dass genügend Frauen 
sowie Angehörige verschiedener Ethnien im Parlament und in anderen 
Institutionen vertreten waren.

Eine internationale Truppe sollte zudem die Regierung in Kabul 
und Umgebung absichern und aufbauen helfen. Wie an ihrem später 
auf Druck der USA gewählten Namen, International Security Assistance 
Force (ISAF), deutlich wird, sollte sie bei der Sicherung des Landes aber 
nur unterstützen. Die Verantwortung hierfür blieb ausdrücklich bei 
den Afghanen, wie auch das Military Technical Agreement für die bald 
in Stärke von rund 4500 Soldatinnen und Soldaten aufgestellte Truppe 
festhielt.17 Ebenso sollten die UN nur der afghanischen Regierung hel-
fen, aber nicht selbst die Verantwortung für das Land übernehmen. Wie 

16	 United Nations, »Agreement on Provisional Arrangements in Afghanistan Pending 
the Re-establishment of Permanent Government Institutions«, 5. 12. 2001.

17	 United Nations, »Military Technical Agreement between the International Security 
Assistance Force (ISAF) and the Interim Administration of Afghanistan (›Interim Ad-
ministration‹)«, 2002.
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eingangs dargelegt, hinterließ sie daher nur einen light footprint in Afg-
hanistan.

In der »Geschäftsgrundlage« für das Afghanistan-Engagement 
zeigte sich somit die Relevanz marktorientierten Wissens. Analog zum 
Ideal von small government sollte es keine große internationale Protekto-
ratsmacht im Sinne eines fürsorgenden Staats geben, der mit Maßnah-
men und Hilfen das Land aufbaut. Das sollte offenbar die ausdrücklich 
betonte afghanische Verantwortung nicht schmälern und damit der 
afghanischen Bevölkerung Anreize bieten, selbst aktiver zu werden. 
Der auf Identitäten fokussierten Perspektive marktorientierter Poli-
tik entsprechend, blieben wirtschaftliche Ungleichheiten zugunsten 
ethnischer und geschlechtlicher Zugehörigkeiten weitgehend unbe- 
achtet.

Den marktorientierten Annahmen entsprachen die großen Linien 
der internationalen Aufbaupolitik in Afghanistan. Obwohl der afgha-
nische Staat nach allgemeiner Auffassung darniederlag, setzten die 
Interventen bald durch, dass staatlicher Besitz privatisiert wurde. Prä-
sident Karzai und andere afghanische Spitzenpolitiker stützten dies, da 
sie sich an dem nun privatisierten Eigentum persönlich bereicherten. 
Zudem wurde ein liberales Grenzregime mit niedrigen Einfuhrzöllen 
etabliert.18

In den 1970er Jahren war die Landlosigkeit großer Bevölke-
rungsteile eine vieldiskutierte politische Frage in Afghanistan, die zur 
desaströs ausgeführten Landreform der kommunistischen Regierung 
ab 1978 führte. Nach 2001 hingegen sahen die Interventen die Vertei-
lung von Land wie auch von Wasser den marktorientierten Annahmen 
entsprechend zuvorderst als Managementfrage. Sie adressierten dem-
entsprechend nur die Verteilungsmechanismen, aber nicht die Frage 
der ungleichen Verteilung an sich.19

18	 Philipp Münch, »Die Grenzen des afghanischen Wachstums«, in: Heinrich Böll Stif-
tung, Dossier: Afghanistans Wandel im Werden? Menschen, Meinungen und der politische 
Prozess im Jahr 2014, 2. 9. 2014, https://www.boell.de/de/2014/09/02/die-grenzen-der-
afghanischen-wirtschaft [2. 11. 2022].

19	 Katja Mielke  /  Iskandar Abdullayev  /  Usman Shah, »The Illusion of Establishing Cont-
rol by Legal Definition. Water Rights, Principles and Power in Canal Irrigation Sys-
tems of the Kunduz River Basin, Afghanistan«, in: Irit Eguavoen  /  Wolfram Laube 
(Hg.), Negotiating Local Governance. Natural Resources Management at the Interface of Com-
munities and the State, Berlin  /  New Brunswick 2010, S. 181  –  209.

https://www.boell.de/de/2014/09/02/die-grenzen-der-afghanischen-wirtschaft
https://www.boell.de/de/2014/09/02/die-grenzen-der-afghanischen-wirtschaft
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Das Bonner Abkommen sah zwar vor, dass die neue Regierung 
mittels der darin genannten Verfahren ihre Herrschaft über das Land 
friedlich ausweitete. Tatsächlich zeigte sich aber schon bald, dass nicht 
demokratische Verfahren die politischen Geschehnisse bestimmten, 
sondern die mit Gewalt erlangten und bewahrten Machtpositionen der 
politischen Akteure. Am 14. Februar 2002 starb der erste Minister durch 
ein Attentat. In den Provinzen kämpften zudem vielerorts die Kom-
mandeure bewaffneter Gruppen um Einflussbereiche und ignorierten 
Präsident Karzais Anweisungen. Dieser bat daher die US-Truppen, ihn 
gegen widerspenstige Machthaber militärisch zu unterstützen. US-Ver-
teidigungsminister Donald Rumsfeld, ein ehemaliger Geschäftsmann, 
der viele Wirtschaftsberater der Reagan-Regierung protegierte, folgte 
jedoch konsistent marktorientierten Politikidealen: Mit dem Argument, 
dass die afghanische Regierung sonst zu abhängig von äußerer Militär-
hilfe würde, lehnte er Karzais Ansinnen ab.20

In der Folge konzentrierte sich Präsident Karzai darauf, Patronage
beziehungen zu lokalen Machthabern in den Provinzen aufzubauen. 
Ganz im Sinne eines kolonialen Ansatzes des »Teilen und Herrschen« 
machte er in der Regel die Machthaber der zweit- oder drittmächtigsten 
Mudschahedin-Fraktion einer Provinz zu deren Gouverneuren. Damit 
stellte er sicher, dass sich nicht die lokal einflussreichsten Akteure der 
jeweiligen Provinz bemächtigten. Die von Karzai unterstützten Macht-
haber waren auf seine Hilfe angewiesen und dementsprechend loyal.21 
Ebenso vereinnahmten Karzai und seine Kabinettsmitglieder Teile der 
üppigen durch seine Regierung fließenden Hilfsgelder und bauten da-
mit Patronageverhältnisse im politischen Zentrum auf. Durch ihr ge-
teiltes Interesse an diesen Mitteln entstand eine gewisse Stabilität.22

Die von physischen Gewaltmitteln und herkömmlichen Patronage
verhältnissen bestimmte Realität der afghanischen Politik hatte somit 
wenig mit den Bedingungen eines freien Marktes zu tun. Neuverteilung 

20	 Donald Rumsfeld, Known and Unknown. A Memoir, New York u. a. 2011, S. 406  f.
21	 Philipp Münch, »Local Afghan Power Structures and the International Military In-

tervention. A Review of Developments in Badakhshan and Kunduz Provinces«, Af-
ghanistan Analysts Network Report 3, 2013, https://www.afghanistan-analysts.org/wp-
content/uploads/2013/11/20131110_PMunch_Kunduz-final.pdf [9. 6. 2023].

22	 Haseeb Humayoon, »The Re-election of Hamid Karzai«, Institute for the Study of 
War, Afghanistan Report 4, Januar 2010, https://www.understandingwar.org/sites/
default/files/The_ReElection_of_Hamid%20Karzai.pdf [9. 6. 2023].
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von Macht und den enormen in das Land fließenden Ressourcen ent-
lang persönlicher Abhängigkeitsverhältnisse ließ zudem zahlreiche 
Menschen außen vor, die ein anwachsendes Heer von Unzufriedenen 
bildeten. Diese Praxis kritisierten die Taliban als unislamisch, korrupt 
und elitär und konnten sich so ab 2002 als Alternative rekonstituieren. 
Ebenso nahm der militante Flügel der vom Bonner Abkommen ausge-
schlossene Hezb-e Islami den Kampf gegen die Regierung auf. Beide 
Gruppen begannen, afghanische Sicherheitskräfte und internationale 
Truppen immer häufiger anzugreifen.

Revision und Investition ab 2003

Zwischen Mitte 2002 und Anfang 2003 gelangten die politischen Füh-
rungen in den USA und den verbündeten Staaten zur Auffassung, dass 
sie in Afghanistan scheitern würden, wenn sie nicht mehr Mittel inves-
tierten. Auch das US Department of Defense befürwortete nun, dass 
die internationalen Truppen mehr Aufgaben wahrnehmen und dafür 
mehr Ressourcen erhalten sollten. Gleiches galt für die zivilen Hilfen.23 
Allerdings hoffte die US-Regierung, dass ihre Verbündeten die meisten 
damit verbundenen Lasten tragen würden, was sich als illusorisch er
weisen sollte. Am Ende entschieden die NATO-Mitgliedstaaten, dass 
das Bündnis das Kommando über die ISAF-Mission übernehmen und 
diese mittels zivil-militärischer Wiederaufbauteams (Provincial Re-
construction Teams, PRT) schrittweise auf das ganze Land ausdehnen 
sollte.24

Die Ausrichtung der PRT variierte stark nach ihren Führungsnati-
onen. Allgemein nahmen sie aber wie auch die zahlreichen rein zivilen 
staatlichen und privaten, von den Geberstaaten bezahlten Hilfsorga-
nisationen viele Aufgaben der Daseinsvorsorge für die afghanische 
Bevölkerung wahr. Zudem begann die ISAF, die in Bonn eigentlich 
ausschließlich der afghanischen Regierung zugewiesene Sicherheits-
verantwortung selbst wahrzunehmen. Auch häuften sich in den folgen-

23	 OSD Policy, »Principles for Afghanistan – Policy Guidelines«, Confidential, 7. 7. 2003, 
http://library.rumsfeld.com/doclib/sp/438/2003-07-07%20re%20Principles%20
for%20Afghanistan-Policy%20Guidelines.pdf [9. 6. 2023].

24	 Philipp Münch, »Creating Common Sense. Getting NATO to Afghanistan«, in: Journal 
of Transatlantic Studies 19, 2021, S. 138  –  166.
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den Jahren Fälle, in denen Abgesandte der Geberstaaten – allen voran 
der USA – der afghanischen Regierung Entscheidungen aufzwangen, 
also in ihre Verantwortung hineinregierten. Der informell »Vizekönig« 
Afghanistans genannte und im Land aufgewachsene Zalmay Khalilzad, 
u. a. von 2003 bis 2005 US-Botschafter in Kabul, personifizierte diese 
Praxis. Er agierte wie ein Kabinettsmitglied Präsident Karzais und gab 
im ständigen und direkten Austausch die US-Positionen weiter.25

In einigen Bereichen begann 2003 also eine typische Kehrtwende 
marktorientierter Politik in Krisenzeiten. Das heißt wie später in der 
Finanzkrise von 2008 warfen die Akteure ihre marktorientierten Grund-
sätze über Bord und sahen wieder staatliche Intervention als Mittel der 
Wahl. Newt Gingrich, starker Verfechter einer marktliberalen Politik 
und der wohl wichtigste Berater von Verteidigungsminister Rumsfeld, 
brachte es damals diesem gegenüber auf den Punkt: »We are currently 
doing too much not to be involved and too little to ensure victory.«26 In 
diesem Sinne entschieden sich die politische Führungen der USA und 
der mit ihr verbündeten Staaten, ihre Investitionen zu erhöhen, anstatt 
die Afghanistan-Intervention abzuschreiben.

Die Wechselstimmung nutzten die US-Truppenführer in Afghanis-
tan, die sich schon länger mehr Kräfte gewünscht hatten, und begannen 
2003, ihre Operationen am Counterinsurgency-Konzept auszurichten. 
Sozialwissenschaftliche Studien charakterisierten das sehr breite Kon-
zept bereits als »neoliberal«, da es im Kern darauf ausgerichtet war, eine 
aus Sicht der counterinsurgents eigenverantwortliche lokale Regierung zu 
befähigen, den Aufstand selbst zu bekämpfen.27 Unter den marktorien-
tierten »Werkzeugen« der Interventen gehörte es aber zu den weniger 
radikalen. Denn Counterinsurgency sollte gleichzeitig einen starken 
Staat aufbauen helfen.28 Operationen waren außerdem zwar möglichst 
mit den lokalen Sicherheitskräften durchzuführen. Allerdings konnte 

25	 Steve Coll, Directorate S. The C.I.A. and America’s Secret Wars in Afghanistan and Pakistan, 
New York 2018, S. 188  –  190, 376.

26	 Rumsfeld an Aldridge, »Training Afghan Army«, 25. 6. 2002, Anhang Gingrich 
an [geschwärzt], Giambastani, »Training Afghans«, 2. 6. 2002, https://www.
washingtonpost.com/graphics/2019/investigations/afghanistan-papers/documents- 
database/documents/snowflake_afghanarmy_gingrich_06252002.pdf?v=26 [9. 6.  
2023].

27	 Kienscherf, »›Responsible‹ Self-governance«, S. 179.
28	 Dodge, »Ideological Roots of Failure«, S. 1284  f.

https://www.washingtonpost.com/graphics/2019/investigations/afghanistan-papers/documents-database/documents/snowflake_afghanarmy_gingrich_06252002.pdf?v=26
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Counterinsurgency auch bedeuten, zahlreiche eigene Soldatinnen und 
Soldaten einzusetzen, um das Land nach Aufständischen zu durchkäm-
men. Daneben baute das Paradigma auf älteren kolonialen Konzepten 
auf und sah daher über die Unterstützung lokaler Milizen implizit auch 
vor, dauerhafte Patronageverhältnisse mit lokalen Machthabern aufzu-
bauen. Insbesondere US-Verteidigungsminister Rumsfeld stand Coun-
terinsurgency daher skeptisch gegenüber und bremste diese Entwick-
lung.29

Mit der Wahl Präsident Karzais 2004 und der des Parlaments im 
Folgejahr waren die offiziellen Wegmarken des politischen Bonner 
Prozesses erreicht. Allerdings waren beide Wahlen von erheblichen 
Unregelmäßigkeiten geprägt. Dies war nicht verwunderlich, da der 
vielerorts ungebrochene Einfluss lokaler Machthaber auf staatliche 
Stellen dazu führte, dass diese die Wahlen im Sinne ihrer Patrone in 
Kabul – das heißt Karzai oder seiner Konkurrenten – manipulierten. 
Ungelöste Machtkonflikte hatten auch eine eigentlich vorgesehene 
Volkszählung und Registrierung der Bevölkerung verhindert. Damit 
war stets umstritten, wie viele Menschen wählen durften, und somit 
auch der Stimmenanteil für die Kandidaten. Gleichzeitig behinderte 
die immer stärkere Aufstandsbewegung die Stimmabgabe.30

Die Verhältnisse in Afghanistan hatten sich demnach nicht so ge-
wandelt, wie es sich die Interventen erhofft hatten. Allerdings führte 
dies nicht dazu, dass sie das liberale Wissen, auf dem diese Hoffnun-
gen aufbauten, infrage stellten. Stattdessen kritisierten sie nun, wie die 
afghanischen Akteure das Bonner Projekt umsetzten. Mitte der 2000er 
Jahre begannen die Interventen, Karzai und seiner Regierung »Kor-
ruption« vorzuwerfen.31 Gemeint waren damit die mit veruntreuten 
Hilfsgeldern von Kabul aus entwickelten Patronageverhältnisse. Dass 
die Interventen den Begriff »Korruption« verwendeten, zeigt, dass sie 
diese Praxis als individuelle Verfehlungen werteten. Sie erkannten also 

29	 Fred M. Kaplan, The Insurgents. David Petraeus and the Plot to Change the American Way of 
War, New York 2013, S. 199  f.

30	 Barnett Rubin, »The Once and Future Defeat in Afghanistan«, in: War on the Rocks, 
1. 11. 2021, https://warontherocks.com/2021/11/the-once-and-future-defeat-in-afgha 
nistan/ [1. 11. 2022].

31	 Vgl. z. B. David Richards, »Commander’s Intent. ISAF IX«, in: ISAF Mirror. Official 
Magazine of ISAF International Security Assistance Force 29, 2006, S. 4.
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nicht, dass sich die Patronageverhältnisse aus den lokalen Bedingun-
gen, das heißt insbesondere dem fehlenden staatlichen Gewaltmonopol, 
entwickelten.

Dementsprechend konzentrierten sich die Interventen darauf, In-
dividuen für »Korruption« verantwortlich zu machen und auszusortie-
ren. In einem größeren Verfahren bewerteten sie daher 2005 in gemein-
samen Gremien mit der afghanischen Regierung alle Polizeichefs und 
sprachen sich dafür aus, viele von ihnen zu ersetzen. In den Fällen, in 
denen dies gelang, zeigte sich allerdings oft, dass die nicht »korrupten« 
Nachfolger nicht sonderlich durchsetzungsfähig waren. Denn sie waren 
nicht Teil der lokalen Netzwerke und wurden gar von lokalen Macht
habern bekämpft.32

Übereinstimmend berichten Beobachter Afghanistans in der 
Zeit unmittelbar nach dem Bonner Abkommen, dass breite Bevölke-
rungsteile übertrieben große Hoffnungen teilten, ihre Lage würde sich 
nun grundlegend bessern. Tatsächlich aber schlossen die neu struk-
turierten Patronageverhältnisse viele Menschen aus. Offenbar gaben 
daher immer mehr Ausgeschlossene spätestens Mitte der 2000er Jahre 
ihre Hoffnung auf bessere Lebensumstände auf. Immer mehr von ih-
nen unterstützten daher die Aufständischen oder schlossen sich ihnen 
an. Infolge dessen konnten die Taliban im Sommer 2006 ihre bis dahin 
größte Offensive mit Tausenden Kämpfern beginnen. Da sie hierbei 
offen angriffen, schlugen die Truppen von ISAF und der US-geführten 
Operation Enduring Freedom (OEF) sie aber zurück. Ab 2005 setzten 
die Taliban zunehmend Selbstmordattentäter ein.33

Auf die verschlechterte Sicherheitslage und die fehlenden Fort-
schritte beim Staatsaufbau reagierten die Interventen mit zahlreichen 
marktorientierten Maßnahmen. Der in London am 1. Februar 2006 be-
schlossene Afghanistan Compact sah mit dem »Joint Coordination and 
Management Board« eine Art neuer Geschäftsführung vor, die das Land 
leiten sollte. Wie im von der Unternehmensführung inspirierten New 
Public Management üblich, formulierte das Abkommen zudem Kenn-
zahlen, die in den Bereichen Sicherheit, Regierungsführung, Recht und 

32	 Philipp Münch  /  Alex Veit, »Intermediaries of Intervention. How Local Power Brokers 
Shape External Peace- and State-Building in Afghanistan and Congo«, in: Internatio-
nal Peacekeeping 25(2), 2018, S. 266  –  292.

33	 Antonio Giustozzi, The Taliban at War 2001  –  2021, London 2022, S. 67  f.
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Entwicklung bis zu bestimmten Zeitpunkten zu erreichen waren.34 UN 
und NATO lieferten bereits seit 2003 dazu passende Quartalsberichte.

Die Interventen sahen das Erstarken der Aufständischen gleich-
wohl weiterhin nicht als Ergebnis einer Verteilungsfrage. Auf ihrem 
identitätspolitischen Wissen aufbauend, sahen sie es überwiegend als 
Folge einer zu geringen Vertretung »der Paschtunen«. Die Paschtunen 
galten als größte Ethnie des Landes, und ihr entstammte mehrheitlich 
sowohl die Führung der Taliban als auch der Hezb-e Islami. Dieses Ar-
gument blendete aus, dass zahlreiche Angehörige der afghanischen 
Regierung – angefangen bei ihrem Oberhaupt – ebenfalls Paschtunen 
waren. Gleichzeitig fanden sich auch Angehörige anderer Ethnien un-
ter den Aufständischen. Der einseitige Fokus der Interventen auf Eth-
nizität verschärfte daher eher die gesellschaftliche Spaltung, indem er 
ethnische Zugehörigkeiten bedeutender machte.35

Ihrer identitätspolitischen Analyse entsprechend, reagierten die In-
terventen auf das Erstarken der Taliban unter anderem damit, stärkeres 
Augenmerk auf die ethnische Zusammensetzung der afghanischen Si-
cherheitskräfte zu legen. Sie drängten daher darauf, eine genaue ethni-
sche Quotierung einzuhalten.36 Daneben erreichten im Laufe des Jahres 
2006 insbesondere die diplomatische und militärische US-Führung in 
Afghanistan, dass die USA und ihre Verbündeten mehr Mittel für den 
Ausbau des Straßennetzes bereitstellen. Der US-Botschafter und der 
Kommandeur der OEF-Kräfte überzeugten US-Präsident Bush damit, 
dass die Straßen Markt und Menschen miteinander verbinden würden. 
Hierdurch entstünden Arbeitsplätze, was wiederum den Taliban das 
Wasser abgraben würde.37

Im Jahr 2006 übernahm auch die ISAF-Führung unter ihrem bri-
tischen Kommandeur General David Richards informell die Counter
insurgency-Aktivitäten. Er interpretierte das Konzept vor allem in dem 
Sinne, dass es ermögliche, Patronagenetzwerke zu lokalen Milizen 

34	 »The Afghanistan Compact«, The London Conference on Afghanistan, 31. Januar bis 
1. Februar 2006.

35	 Conrad Schetter, »Playing the Ethnic Card. On the Ethnicization of Afghan Politics«, 
in: Studies in Ethnicity and Nationalism 16(3), 2016, S. 460  –  477.

36	 »The Afghanistan Compact«, S. 6.
37	 »President Bush Discusses Progress in Afghanistan, Global War on Terror«, 15. 2. 2007, 

https://georgewbush-whitehouse.archives.gov/news/releases/2007/02/20070215-1.
html [9. 6. 2023].
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aufzubauen und diese damit auf die Regierungsseite zu ziehen. In 
einem Interview unmittelbar nach Ende seines Einsatzes in Afghanis-
tan bezeichnete er dabei die britische Kolonialstrategie ausdrücklich 
als positives Beispiel. Sie hätte vergleichsweise kostengünstig ermög-
licht, Gebiete zu beherrschen.38 Offiziell übernahm der übernächste 
Kommandeur der ab 2007 stets von einem US-General geführten 
ISAF Counterinsurgency in deren Operationsplan. US-General David 
McKiernan forderte hierfür erhebliche zusätzliche Mittel, um Afgha-
nistan grundlegend aufzubauen, einschließlich service delivery für die 
Bevölkerung. Hierfür forderte er entsprechend viele zusätzliche Mittel 
und Kräfte.39 Damit setzte sich unter den Ausführenden zunehmend 
ein Ansatz durch, der mit seinem Fokus auf einen starken und eher für-
sorgenden afghanischen Staat in Widerspruch zum marktorientierten 
Modell geriet.

Kassensturz und Insolvenzerklärung

Mit seinem Amtsantritt am 20. Januar 2009 unterzog der neue US-Präsi-
dent Barack Obama das Afghanistan-Engagement unter dem Eindruck 
der Finanzkrise einem grundlegenden Kassensturz. Innenpolitisch 
versuchte er zwar, das US-Sozialsystem im Vergleich zur republikani-
schen Opposition zu stärken. Allerdings hielt er an den grundlegenden 
Pfeilern marktorientierter Politik fest. Aus dieser Perspektive hatte er 
Afghanistan bereits als bankrott erkannt. In der Beschreibung seines 
ersten Afghanistan-Besuchs erscheint das Land als nutzloser Klientel-
staat, dessen Elite von Gebergeldern lebte, ohne das Land im US-Sinne 
voranzubringen.40 Die mit Afghanistan befassten Akteure waren jedoch 
optimistischer und überzeugten ihre Ressortleitungen davon, weiter 
in das Land zu investieren. Da Obama seine Energie darauf konzen
trierte, das noch deutlich kostspieligere US-Engagement in Irak abzu-
wickeln, wagte er zunächst nicht, sich in der Afghanistan-Frage gegen 

38	 Richard Cobbold, »RUSI interview with General David Richards«, in: The RUSI Journal 
152(2), 2007, S. 24  –  32, hier S. 25  f., 28.

39	 »Interview with General David D. McKiernan«, in: ISAF Mirror. Official Magazine of 
ISAF International Security Assistance Force 49, 2008, S. 14  –  15, hier S. 14.

40	 Barack Obama, A Promised Land, New York 2020, S. 155  f.
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sein Kabinett zu stellen. Er billigte daher sogar eine leichte Truppen- 
verstärkung.41

Gleichzeitig bemühte sich insbesondere der US-Sondergesandte 
für Afghanistan und Pakistan, Richard Holbrooke, Präsident Karzai 
durch die Wahlen von 2009 abzulösen. Holbrooke und andere favori-
sierten stattdessen den an US-Hochschulen ausgebildeten Ashraf Ghani 
und standen in Kontakt mit ihm. Offenbar dort und bei der Weltbank, 
wo Ghani eine Zeitlang arbeitete, hatte er das marktorientierte Wis-
sen verinnerlicht. Als afghanischer Finanzminister (2002 bis 2004) 
hatte er auch versucht, es umzusetzen. Allerdings geriet er in Kon-
flikt mit Karzai, sodass er dessen Kabinett verlassen hatte. Holbrooke 
und andere scheiterten mit ihrem Versuch, Karzai angesichts der er-
neuten massiven Unregelmäßigkeiten bei der Präsidentschaftswahl 
abzusetzen.42

Dies führte dazu, dass die meisten Interventen weiterhin erst recht 
Karzai als Hauptursache für die ausbleibenden Erfolge identifizierten. 
Denn die Aufstandsbewegung wurde immer stärker. Das Straßenbau-
programm hatte zwar in der Tat geholfen, einen Markt zu etablieren. 
Allerdings befriedete dieser nicht die Lage in Afghanistan. Vielmehr bot 
er einen Kampfplatz, auf dem unterschiedliche bewaffnete Gruppen, 
einschließlich der Taliban, um die Schutzgelder rangen, die sich aus 
dem Warenverkehr gewinnen ließen.43 Auch angesichts der Fälschun-
gen bei der Präsidentschaftswahl 2009 und der Parlamentswahl im Fol-
gejahr erfreuten sich die Taliban weiterhin breiter Unterstützung.

Die Anhängerschaften von Counterinsurgency und Entwicklungs-
politik bezogen noch am ehesten ökonomische Faktoren als Ursachen 
für die Aufstandsbewegung ein. Allerdings sahen sie vor allem ein
seitige Gaben von internationaler Gemeinschaft und afghanischer Re-
gierung an die Bevölkerung als Lösung. Vor allem die Counterinsurgen-
cy-Anhängerschaft wollte gleichzeitig eine als traditionell afghanisch 
gesehene politische Ordnung bewahren. Deshalb richtete sie ihre An-

41	 Bob Woodward, Obama’s Wars, New York 2010.
42	 Coll, Directorate S., S. 378  –  383.
43	 US House of Representatives, Majority Staff of the Subcommittee on National 

Security and Foreign Affairs of the Committee on Oversight and Government Re-
form,Warlord, Inc. Extortion and Corruption Along the U.S. Supply Chain in Afghanistan, 
June 2010.
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strengungen darauf, Milizprogramme zu verstetigen, mit denen sich 
deren Kommandeure und Kämpfer kaufen ließen. Als Ursache für den 
Aufstand sah sie – nicht ganz zu Unrecht – den Zerfall bestehender Ge-
meinschaften. Allerdings zogen sie daraus den Schluss, dass traditio-
nelle Führer wieder zu stärken seien, um sie gegen die Aufständischen 
zu gewinnen.44

Die Counterinsurgency-Anhängerschaft in den US-Streitkräften 
rang Präsident Obama im Herbst 2009 eine zweite Strategie-Revision 
ab, mit der sie rund 40 000 zusätzliche Soldatinnen und Soldaten und 
noch mehr Mittel für die Intervention gewinnen wollte. Durch eine 
begleitende öffentliche Kampagne in die Ecke gedrängt, genehmigte 
Obama zusätzliche Kräfte, allerdings nur 30 000 Soldatinnen und 
Soldaten. Zudem machte er klar, dass die USA das Engagement nicht 
dauerhaft finanzieren würden. Dazu legte er fest, dass die zusätzli-
chen Truppen ab Mitte 2011 wieder abziehen würden und hierauf eine 
Transition der Sicherheitsverantwortung – die mittlerweile als in den 
Händen der NATO liegend galt – auf die afghanische Regierung erfol-
gen müsse. Obama argumentierte dabei im Sinne marktorientierter 
incentives: ohne diesen Zeitplan habe die afghanische Regierung keine 
ausreichenden Anreize, selbst tätig zu werden.45

In den folgenden Jahren handelten vor allem die Regierungen der 
USA und die ihrer NATO-Verbündeten und nur in sehr geringem Maße 
die afghanische Staatsführung den »Auflösungsvertrag« zwischen den 
Interventen und Afghanistan aus. Trotz des Widerstands von zivilem 
wie militärischem NATO-Verwaltungsstab und den mit Afghanistan in 
den Truppenstellerstaaten befassten Akteuren beschlossen sie schließ-
lich, das Gros ihrer Kräfte bis Ende 2014 abzuziehen, die ISAF-Mission 
zu beenden und die Sicherheitsverantwortung an die afghanische Re-
gierung zu übergeben.46 Mit dieser »Transition« erreichten die höchs-

44	 Thomas Zitelmann, »Ethnologie im Krieg. Das Human Terrain System und die Dar-
stellung der paschtunischen ›Stammesgesellschaft‹«, in: Conrad Schetter  /  Jörgen 
Klußmann (Hg.), Der Taliban-Komplex. Zwischen Aufstandsbewegung und Militäreinsatz, 
Frankfurt a. M. 2011, S. 245  –  266, hier S. 251  –  262.

45	 Woodward, Obama’s Wars.
46	 Philipp Münch, »Resolute Support Light. NATO’s New Mission versus the Poli-

tical Economy of the Afghan National Security Forces«, Afghanistan Analysts Net-
work Discussion Paper 1, 2015, https://www.afghanistan-analysts.org/wp-content/
uploads/2015/01/20150112-PMuench-Resolute_Support_Light.pdf [9. 6. 2023].
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ten politischen Führungen der in Afghanistan militärisch engagierten 
Staaten ihr Ziel, sich der Verantwortung für das Land zu entledigen. 
Die folgende NATO-Mission Resolute Support (RS) beschränkte sich 
wieder auf einen light footprint und darauf, die afghanischen Sicher-
heitskräfte nur anzuleiten und zu unterstützen. Auch gelangte 2014 der 
Wunschkandidat der USA Ghani nach einer sehr umstrittenen Wahl 
ins Präsidentenamt. Doch all dies verhinderte nicht, dass die Taliban 
ihren Einfluss ausweiteten. Der Abzugsplan wirkte nicht als Anreiz für 
die Angehörigen der afghanischen Regierung, die Aufgaben der Inter-
venten stärker selbst wahrzunehmen. Eher versuchten sie nun, sich 
persönlich noch mehr staatliche Ressourcen anzueignen, ehe die Hilfs
gelder endgültig versiegen würden.

Präsident Ghanis am geschäftlichen Management orientierte 
Amtsführung brachte ihn zunächst dazu, zahlreiche Posten an »Tech-
nokraten« umzuverteilen. Hiermit durchtrennte er die Patronage-
netzwerke, welche die Herrschaft in den Provinzen mit dem Zentrum 
verband. Ein Erstarken der Taliban war die Folge. Sichtbar wurde dies 
insbesondere dadurch, dass 2015 und im Folgejahr mit Kunduz die 
erste Provinzhauptstadt kurzzeitig in die Hände der Taliban fiel. Auch 
deshalb musste Präsident Obama sein Ziel wieder verwerfen, bis Ende 
2016 die US-Beteiligung an RS und die nationale Mission im Land zu  
beenden.47

Trotz aller Unterschiede im Auftreten teilte der nächste US-Präsi-
dent Donald J. Trump die Haltung seines Vorgängers zu Afghanistan. 
Trump fragte nun öffentlich noch ausdrücklicher, was das Engage-
ment in dem Land den USA nütze. Offenbar erwog er zumindest den 
Vorschlag des Sicherheitsunternehmers Erik Prince, dieses ganz zu 
privatisieren und damit angeblich effizienter zu machen. Prince ver-
glich dieses Vorgehen explizit mit der East India Company, die es der 
britischen Regierung erlaubte, private Geschäftsinteressen mit außen-
politischen Zielen zu verbinden. Letztlich konnten die mit Afghanistan 
befassten Akteure doch auch Trump davon überzeugen, kurzzeitig das 
militärische Engagement zu intensivieren und stärker in die Kämpfe 
einzugreifen.48

47	 Carter Malkasian, The American War in Afghanistan. A History, Oxford 2021, S. 395  –  398.
48	 Bob Woodward, Fear. Trump in the White House, London u. a. 2018, S. 122  –  125.



	 Philipp Münch� 54

Die extrem niedrige Beteiligung an der afghanischen Präsident-
schaftswahl 2019, die wie ihre Vorläufer höchst umstritten war, spie-
gelte die weiterhin geringe Legitimität des politischen Systems wider. 
Obwohl eine US-Drohne 2016 den Führer der Taliban tötete, blieb daher 
der Aufstieg der Gruppe ungebremst. Parallel fiel der einst so hoch ge-
handelte Präsident Ghani bei den Interventen zunehmend in Ungnade. 
Ihren marktorientierten Annahmen zufolge hätte sein geschäftliches 
Management, verbunden mit wenig direkter äußerer Hilfe, eigentlich 
die afghanische Regierung zu einem erfolgreichen eigenverantwortli-
chen Akteur machen müssen. Anstatt ihr eigenes Wissen über den ver-
meintlichen richtigen Weg in Afghanistan infrage zu stellen, machten 
sie also weiterhin die afghanischen Akteure, die diesen Ansatz ausführ-
ten, persönlich verantwortlich.

Präsident Trump und sein Nachfolger Joseph Biden unternahmen 
schließlich die entscheidenden Schritte, um das internationale mili-
tärische Engagement in Afghanistan zu beenden. Ohne nennenswerte 
Beteiligung der Verbündeten und an der afghanischen Regierung vorbei 
finalisierte Trump zwischen 2018 und 2020 anhand eines Abkommens 
mit den Taliban über den US-Abzug letztlich den »Auflösungsvertrag« 
mit Afghanistan. Biden setzte dies um, indem er nach Konsultation der 
NATO-Verbündeten die letzten US-Soldatinnen und Soldaten abzog. 
Dass unmittelbar hiernach der Großteil der afghanischen Sicherheits-
kräfte ihrer Regierung de facto die Gefolgschaft aufkündigte, zeigt, wie 
wenig sie in der Bevölkerung verankert und wie sehr sie ein von außen 
beeinflusster Fremdkörper war.

Schluss

Dieser Beitrag zeigte, dass die größeren Richtungsentscheidungen der 
politischen Führungen der einflussreichsten Staaten zum Afghanis-
tan-Engagement zwischen 2001 und 2021 auf einem marktorientierten 
Wissen neoklassischer Volkswirtschaftslehre beruhten. Im Ergebnis 
waren die in diesem Wissen enthaltenen Annahmen ungeeignet, um 
einen afghanischen Staat aufzubauen und die Aufstandsbewegung zu 
besiegen. Denn der marktorientierte Ansatz ignorierte die Rolle der 
Verteilung von Macht, Herrschaft und Besitz in internen Kriegen und 
Staatsbildungsprozessen. Seine Geschichte seit spätestens 1978 legt 
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aber nahe, dass es sich beim Afghanistan-Krieg um einen Kampf um 
soziale Teilhabe an der Ausgestaltung von Herrschaft handelt.49

Gleichzeitig zeigt der Beitrag aber auch, dass das marktorientierte 
Wissen im Widerspruch zu älteren Ideen stand, die sich in den mit der 
Ausführung politischer Entscheidungen beauftragten Staatsappara-
ten erhalten hatten. Dabei handelte es sich insbesondere um das Ideal, 
möglichst weite Bereiche zu regeln und Fürsorge für die Bevölkerung 
bereitzustellen. Bei den angelsächsischen Streitkräften zählten hierzu 
auch Vorstellungen aus der Kolonialzeit, die vorsahen, Patronagever-
hältnisse zu lokalen Machthabern aufzubauen. Staatliche Verwaltung 
scheint daher marktorientierter Politik eher Grenzen zu setzen, da sie 
ihre Bedeutung minimiert.

Dagegen schienen die Regierenden an den höchsten Stellen des 
Staates der westlichen Länder diese Politik zu befürworten, da sie damit 
der Verantwortung für größere Bevölkerungsteile entkommen können. 
Am Fall Afghanistans zeigt sich dabei, wie Politik im »Globalen Norden« 
und »Globalen Süden« verbunden sind. Denn offenbar lassen sich auf 
die Innenpolitik ausgerichtete Annahmen wie marktorientierte Politik 
nicht auf diese begrenzen. Stattdessen schlagen sie auch auf die Außen-
politik über. Weitere Forschung muss dabei zeigen, ob sich diese mark-
torientierte Analyse auch auf andere Interventionen übertragen lässt.

49	 Philipp Münch, »Beyond Ethnicity and Religion. The Social Structure of the Afg-
han War«, in: BlogSeries, School of Blogal Studies, University of Gothenburg, 24. 9. 2021, 
https://www.blogalstudies.com/post/beyond-ethnicity-and-religion-the-social-
structure-of-the-afghan-war [2. 11. 2022].

https://www.blogalstudies.com/post/beyond-ethnicity-and-religion-the-social-structure-of-the-afghan-war
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Gerd Hankel

Die gute Idee von einer internationalen 
Schutzverantwortung, ihr betrüblicher 
aktueller Stand und ihre dunkle Zukunft

1.  Seit 2001 existiert das Konzept der Responsibility to Protect (R2P), 
ins Deutsche gewöhnlich mit Schutzverantwortung übersetzt. Das 
Konzept entstand auf Betreiben der UNO und war die Reaktion auf 
das Scheitern der UN-Missionen in Ruanda und in der Schutzzone von 
Srebrenica, die zwei Völkermorde nicht zu verhindern wussten. Auf 
dem UN-Weltgipfel 2005 aus Anlass des 60. Jahrestages der Gründung 
dieser Organisation stimmten die mehr als 150 dort vertretenen Staaten 
dem Konzept einstimmig zu. Kriegsverbrechen, Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit, ethnische Säuberung und Völkermord sollten von je-
dem Staat auf seinem Hoheitsgebiet verhindert werden. Sollte er dazu 
nicht in der Lage sein, würde die internationale Staatengemeinschaft 
intervenieren, wobei die Intervention von einer fürsorglichen Unter-
stützung bis hin zu einem militärischen Eingriff zum Schutz der be-
drohten Bevölkerung reichen könnte.

Isoliert gesehen sind alle diese Maßnahmen nicht neu. Sie finden 
sich in der UN-Charta in den Kapiteln VI, VII und VIII, die der inter-
nationalen Gemeinschaft oder regionalen Verbänden die Durchfüh-
rung von friedlichen wie militärischen Maßnahmen zur Wahrung des 
Weltfriedens und der internationalen Sicherheit einräumen. Neu ist 
aber, dass diese Maßnahmen dem Umstand Rechnung tragen, dass das 
Individuum in Teilen auch zu einem Völkerrechtssubjekt geworden ist. 
Nicht nur Staaten sind Träger von Rechten und Pflichten, auch Indi-
viduen besitzen qua ihrer Existenz Rechte und Pflichten, wozu allen 
voran das Recht gehört, nicht Opfer einer auf Zerstörung und Vernich-
tung ausgerichteten Staatsgewalt zu werden. Das zu verhindern, ist das 
mehrstufige Ziel der Schutzverantwortung.

Gerd HankelDie gute Idee von einer internationalen Schutzver-
antwortung
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Elemente der Schutzverantwortung finden sich in einer Reihe von 
UN-Resolutionen, die 2001 mit Beginn des Afghanistankriegs und da-
nach vom UN-Sicherheitsrat (SR) verabschiedet wurden. Als Musterfall 
einer Resolution, die die gesamte Bandbreite der Schutzverantwortung 
zur Anwendung bringt, gilt die Resolution 1973 vom 17. März 2011, die 
unter Verweis auf frühere SR-Resolutionen eine militärisch durchsetz-
bare Flugverbotszone über Libyen verhängte. Die daran anschließende 
militärische Intervention führte allerdings nicht zu einer Verbesserung 
der Situation zugunsten der Zivilbevölkerung – im Gegenteil. Wie im 
Zeitraffer ereignete sich dort, was schon seit 2001 in Afghanistan fest-
zustellen war: Die Zivilbevölkerung geriet immer tiefer in den tödlichen 
Strudel der Kämpfe, der Staat löste sich auf und wurde zur Beute ver-
feindeter Milizen, die Menschen- und Grundrechte, die für benachtei-
ligte Bevölkerungsgruppen durchgesetzt werden sollten, standen auf 
zunehmend tönernen Füßen: mitnichten also eine Empfehlung für die 
internationale Schutzverantwortung.

Von den Gründen, die das Scheitern erklären können, ergeben sich 
aus der Perspektive des Völkerrechts vor allem drei, die überdies von 
weitreichender Bedeutung sind:

a) Eines der Prinzipien des Völkerrechts, die souveräne Gleichheit 
der Staaten, wurde durch die ungezügelte Machtpolitik einzelner Staa-
ten rechtswidrig verletzt. Die Folge davon war die erhebliche Verletzung 
weiterer Prinzipien des Völkerrechts, wie z. B. des Gewaltverbots. Mit 
großer Evidenz zeigte sich ein rechtlich-moralischer Doppelstandard.

b) Die Einstandspflicht des militärischen Interventen, die bei An-
wendung des Konzepts der Schutzverantwortung höher ist als in her-
kömmlichen Kriegen, wurde ignoriert. Die hohe Zahl der Kollateral
opfer konterkarierte die humanitär begründeten Missionen.

c) Die angestrebten staatlichen und gesellschaftlichen Transforma-
tionen fanden und finden keine Stütze im Völkerrecht. Hybris seitens 
der Interventen und vermeintliche (militär-)politische Zwänge wurden 
zu bestimmenden Faktoren.

Im Ergebnis erfuhr so die gemeinhin als eine völkerrechtliche Er-
rungenschaft begrüßte Idee von einer internationalen Schutzverant-
wortung eine erhebliche, wohl irreversible Beschädigung.

2.  Die US-geführte Intervention in Afghanistan unter dem Schock 
der Anschläge vom 11. September 2001 stand unter großem Vergel-
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tungsdruck. Zur militärischen Antwort schien es keine Alternative zu 
geben, zumal auch die UN noch im September 2001 in zwei Resolutio
nen das Recht zur individuellen oder kollektiven Selbstverteidigung 
betonten.1 Die Intervention sollte die Antwort auf den vergangenen 
Angriff und die drohende Gefahr weiterer terroristischer Angriffe 
sein. Das eine wie das andere war nach nahezu einhelliger Meinung 
in internationaler Politik und Öffentlichkeit nicht nur gerechtfertigt, 
sondern auch – man hatte die Zerstörung der Buddha-Statuen in der 
zentralafghanischen Provinz Bamian, Teil des Weltkulturerbes, noch 
vor Augen – gerecht. Ob die Militärschläge tatsächlich von der rechten 
Absicht, nämlich der Beendigung menschlichen Leids in Afghanistan, 
geleitet und als Ultima Ratio alternativlos waren, trat demgegenüber 
in den Hintergrund. Befördert wurde diese Wahrnehmung noch durch 
den Beschluss des UN-Sicherheitsrats vom 20. Dezember 2001, eine in-
ternationale Stabilisierungsmission nach Afghanistan zu schicken, die 
International Security Assistance Force (ISAF). Beschlossen worden war 
sie nach Kapitel VII der UN-Charta, das heißt als eine zur Beachtung 
verpflichtende Maßnahme an die Adresse der inzwischen eingerich-
teten afghanischen Übergangsregierung. Ihr sollte bei der Wiederer-
richtung staatlicher Strukturen Hilfe geleistet werden, Strukturen, die, 
wie es in der Resolution hieß, im Zeichen von Demokratie, Achtung der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten sowie der Rechte der Frauen ste-
hen sollten.2 Mit anderen Worten, es gab nun in Afghanistan die rein 
militärische, von den UN unterstützte Mission zur Bekämpfung des in-
ternationalen Terrorismus, dem die USA als darin führende Macht den 
Namen Operation Enduring Freedom (OEF) gaben. Daneben bestand 
eine ausschließliche UN-Mission namens ISAF, die zwar Waffengewalt 
einsetzen durfte, aber friedliche, als konstruktiv für das Land und seine 
Bevölkerung gedachte Ziele verfolgte und eben darum äußerst zurück-
haltend in der Anwendung militärischer Gewalt sein musste.

Situation und Aufgabenteilung erschienen klar. Das Böse wurde be-
kämpft und zugleich das Gute aufgebaut und gestärkt, damit das Böse 
künftig keine Chance mehr haben sollte. Ein Riss durchzog dieses Bild 
ineinandergreifender Kooperation allerdings, als am 7. Februar 2002 

1	 In den Resolutionen des UN-Sicherheitsrats vom 12. 9. 2001 (S/Res/1368) und 
28. 9. 2001 (S/Res/1373).

2	 Vgl. S/Res/1386.
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der US-amerikanische Präsident George W. Bush seine Entscheidung 
verkünden ließ, dass den Taliban kein Kombattantenstatus zuerkannt 
würde. Wie die Kämpfer der Terrororganisation al-Qaida seien auch 
sie, die hinter ihnen stünden und sie beherbergten, irreguläre Kämpfer, 
die außerhalb des rechtlichen Rahmens des Kriegsvölkerrechts agier-
ten und deshalb nicht von dessen Schutz profitieren könnten.3 Über-
tragen auf die Praxis der Kriegführung in Afghanistan bedeutete das: 
Taliban-Kämpfer, die in Gefangenschaft gerieten, waren keine Kriegs-
gefangenen. Das Kombattanten-Privileg, nämlich den Feind personell 
und materiell schädigen zu dürfen, ohne dafür strafrechtlich zur Ver-
antwortung gezogen zu werden (sofern sie das Kriegsvölkerrecht be-
achtet hatten), galt für sie nicht. Damit bestätigte die US-Regierung 
auch für die Kriegführung unter ihrer Leitung, was infolge der Einset-
zung einer Interimsregierung bereits rechtliche Praxis war. Als nämlich 
das Taliban-Regime besiegt und die Interimsregierung unter Hamid 
Karsai installiert worden war, hatte sich auch der Rechtscharakter des 
Krieges geändert. Aus einem internationalen bewaffneten Konflikt 
zwischen den USA, ihren Verbündeten und den Taliban war, da nun 
die ausländischen Armeen der neuen afghanischen Regierung mili
tärischen Beistand leisteten und eine »Intervention auf Einladung« vor-
lag, ein nichtinternationaler bewaffneter Konflikt geworden. Die Folge: 
Für Kampfhandlungen genossen die Taliban keine Immunität mehr. Da 
diese sich jetzt gegen den eigenen Staat richteten, konnten sie wegen 
Mordes, Hochverrats oder eines anderen Verbrechens bestraft werden. 
Aus der Perspektive des afghanischen Staates waren sie Kriminelle.4

Repression am Rande des Rechts und, soweit die Figur des unlaw-
ful combatant bemüht wurde, auch jenseits davon: Selbst wenn mangels 
Unterscheidbarkeit im Einzelfall auch al-Qaida-Mitglieder irrtümlich 
einen Kriegsgefangenenstatuts erhalten hätten, wären die nachteiligen 
Folgen geringer gewesen als bei der pauschalen Kriminalisierung des 
Widerstands. Eine Befriedung des Landes jedenfalls trat nicht ein. Mas-
senhafte Inhaftierungen und eine Menschenrechtslage in den Gefäng-
nissen, die sich zwischen »unmenschlich« und »barbarisch« bewegte, 
trugen zur Beschleunigung der Gewaltspirale bei. Im merkwürdigen 

3	 Vgl. »Press Briefing by Ari Fleischer«, 7. 2. 2002, https://georgewbush-whitehouse.
archives.gov/news/releases/2002/02/20020207-6.html [25. 11. 2022].

4	 Dazu näher Gerd Hankel, Das Tötungsverbot im Krieg, Hamburg 2011, S. 31  f.

https://georgewbush-whitehouse.archives.gov/news/releases/2002/02/20020207-6.html
https://georgewbush-whitehouse.archives.gov/news/releases/2002/02/20020207-6.html
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Gegensatz dazu standen die Resolutionen des UN-Sicherheitsrats, in 
denen jährlich die ISAF-Mission (bis 2014) und die im März 2002 be-
schlossene United Nations Assistance Mission in Afghanistan (UNAMA) 
verlängert wurden. Sowohl in den Resolutionen zur ISAF mit ihrer 
militärischen Komponente als auch zur UNAMA mit ihrem politischen 
Mandat ohne militärische Erzwingungsmacht findet sich regelmäßig 
im Vorspruch nicht nur das Bekenntnis zur Achtung der Menschen-
rechte, zu Bildung, Gleichberechtigung und Demokratie für die Zu-
kunft Afghanistans, sondern auch die Feststellung, dass schon einiges 
erreicht worden sei, vieles aber noch zu tun bleibe.5 Die Folgerung, 
beide Missionen seien auf einem guten Weg, ist nach der Lektüre bei-
nahe zwingend und wird noch dadurch bekräftigt, dass die Missionen 
jährlich verlängert wurden. Während UNAMA bis heute andauert, ging 
ISAF 2014 in eine transformation decade über, die von 2015 bis 2024 dau-
ern sollte. Letzteres wurde damit begründet, dass die Periode der Tran-
sition abgeschlossen sei, wie nie zuvor in der Geschichte des Landes 
hätten die Menschen in Afghanistan, vor allem die Frauen, Zugang zu 
Bildung, zu einem Gesundheitssystem und ganz generell zu einer ver-
besserten Infrastruktur. Diese erfolgversprechende Entwicklung gelte 
es im Jahrzehnt der Transformation zu sichern und weiter zu fördern.6

Daraus wurde bekanntlich nichts. Und auch UNAMA musste Ab-
schied nehmen von der Vorstellung, aus Afghanistan einen demokra
tischen Staat mit funktionierender Gewaltenteilung zu machen, in dem 
die Bevölkerung unbedrängt lebt. Wohlklingende Termini schaffen 
keine Perspektive, wenn die Lebensrealität eine andere Sprache spricht 
und diese sich auch danach nicht ändert. In die Welt gesetzt und ge-
prägt wurde diese Lebensrealität von einer Interpretation des Völker-
rechts, die sich selbst für das Maß aller Dinge nahm und gegenläufige 
Entwicklungen beharrlich ignorierte. Der eigentlich angestrebte Schutz 
einer von Gewalt bedrohten Bevölkerung entpuppte sich so als deren 
zunehmende Bedrohung, die aus Gründen politischer Opportunität 
allerdings nicht so genannt werden durfte.

5	 Ein Verzeichnis aller SR-Resolutionen findet sich hier: https://www.securitycoun 
cilreport.org/un_documents_type/security-council-resolutions/page/1?ctype=Afgha
nistan&cbtype=afghanistan#038;cbtype=afghanistan [29. 11. 2022].

6	 Vgl. S/Res/2120 vom 10. 10. 2013 mit Hinweis auf Resolution A/66/597-S/Res/2011/762 
vom 9. 12. 2011.

https://www.securitycouncilreport.org/un_documents_type/security-council-resolutions/page/1?ctype=Afghanistan&cbtype=afghanistan#038;cbtype=afghanistan
https://www.securitycouncilreport.org/un_documents_type/security-council-resolutions/page/1?ctype=Afghanistan&cbtype=afghanistan#038;cbtype=afghanistan
https://www.securitycouncilreport.org/un_documents_type/security-council-resolutions/page/1?ctype=Afghanistan&cbtype=afghanistan#038;cbtype=afghanistan
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Vergegenwärtigen wir uns, dass beinahe zeitgleich mit dem In-
terventionsbeginn in Afghanistan ein rechtliches Konzept vorgestellt 
wurde, in dem der Schutz massiv bedrohter elementarer Menschen-
rechte der alles bestimmende Leitgedanke war, ist das eine frustrie-
rende Feststellung. Wenn auch die Autorin und Autoren der Respon-
sibility to Protect nur kurz im Vorwort ihres Berichts auf die Angriffe 
vom 11. September 2001 eingehen konnten, so hoben sie doch hervor, 
dass bei der militärischen Bekämpfung von international agierenden 
Terroristen und Staaten, die ihnen Schutz böten, eine Reihe von Kri-
terien, die eine internationale Schutzverantwortung ausmachten, be-
achtet werden müssten. Welche das sind, dazu später. Zunächst soll ein 
Blick auf die Entstehungsgeschichte und den wesentlichen Inhalt des 
R2P-Konzepts geworfen werden.

3.  Es waren zwei Ereignisse, die den Prozess in Gang setzten: Vom 
6. April bis 4. Juli 1994 fand in Ruanda ein Völkermord statt. Die etwa 
500 000 Opfer gehörten zur Bevölkerungsgruppe der Tutsi, einer Min-
derheit in diesem kleinen ostafrikanischen Land. Täter waren Hutu, der 
fast 90 Prozent der Bevölkerung Ruandas angehörten. Der Völkermord 
war der grausame Höhepunkt eines Bürgerkriegs, der am 1. Oktober 
1990 begonnen hatte und in dessen Verlauf eine zunehmende Radika-
lisierung des Regimes unter dem Hutu-Präsidenten Juvénal Habyari-
mana festzustellen war. Gleichwohl einigten sich die Kriegsparteien im 
August 1993 auf einen Friedensvertrag, dessen Umsetzung eine wenige 
Monate später vom UN-Sicherheitsrat beschlossene Blauhelmmission 
absichern helfen sollte. Diese Mission scheiterte vollends. Immer wie-
der kam es zu Anschlägen und Massakern. Und als schließlich nach der 
Ermordung des Staatspräsidenten der Völkermord begann, standen die 
Blauhelmsoldaten der Vernichtungswut der Völkermörder hilflos ge-
genüber. Nicht einmal mehr 250 Blauhelmsoldaten befanden sich kurz 
nach Beginn des Völkermords noch im Land. Aus Sorge um deren Si-
cherheit – am 7. April hatten fanatisierte Angehörige der Präsidenten-
garde zehn belgische Blauhelmsoldaten getötet – waren über 2000 von 
den Entsendestaaten zurückgerufen worden.7

7	 Vgl. Alison Des Forges, Kein Zeuge darf überleben. Der Genozid in Ruanda, Hamburg 
2002, S. 234, 735  –  748.
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Mitte Juli 1995 töteten bosnische Serben rund 8000 bosnische Mus-
lime in und um Srebrenica. Im April  1993 waren Srebrenica und die 
umliegende Region durch eine Resolution des UN-Sicherheitsrats zu 
einer safe area erklärt worden, zu einer Schutzzone, die nicht angegrif-
fen werden dürfe. Das Mandat zur Sicherung der Schutzzone wurde 
einem niederländischen Blauhelmbataillon übertragen. Hilflos sahen 
die Soldaten des Bataillons zu, wie nach der Eroberung durch bosnisch-
serbisches Militär vor allem bosnische Männer vom wehrfähigen Alter 
an aufwärts abtransportiert und erschossen wurden.8 Vom Interna
tionalen Strafgerichtshof für das ehemalige Jugoslawien und vom allein 
für Staaten zuständigen Internationalen Gerichtshof wurden die Mas-
sentötungen später als Völkermord bezeichnet.9

Offenkundig haben in beiden Fällen die im Auftrag der UNO ent
sandten Blauhelmtruppen versagt. Aber hätten sie sich denn überhaupt 
dem völkermörderischen Furor entgegenstellen können, von Anfang 
an und mit großer Entschlossenheit? Nicht, wenn wir die Rechts-
grundlage für die beiden Missionen zugrunde legen. Den Einsatz von 
Waffengewalt zum Schutz fremden Lebens sahen die Resolutionen des 
Sicherheitsrats nicht vor. Nur zum Schutz des eigenen Lebens durften 
die Blauhelmsoldaten von ihrer Waffe Gebrauch machen. Dahinter 
stand das Verständnis, dass sich alle Seiten eines Konflikts mit einem 
Blauhelmeinsatz einverstanden erklären mussten. Gewalt anzuwenden 
gegen Dritte, und sei es zur Verhinderung von Angriffen auf die unbe-
teiligte Zivilbevölkerung, war damit nicht vereinbar, denn es bedeutete 
zwangsläufig die Parteinahme für eine Konfliktpartei. Diese Gefahr 
wollte keiner der Staaten eingehen, die 1994 für Ruanda und 1995 für 
die Schutzzone von Srebrenica Soldaten entsandt hatten. Zu deutlich 
stand ihnen noch vor Augen, was 1993 in Somalia geschehen war, als die 
Weltgemeinschaft unter Führung der USA den dortigen Bürgerkrieg 
befrieden wollte. Eine »robustere« Mission hatte es sein sollen, die die 
Verantwortlichen für die Notlage an ihrem unheilvollen Tun hinderte 
und dazu auch gezielt Waffengewalt einsetzte. Am Ende hatte es statt 

8	 Vgl. Matthias Fink, Srebrenica. Chronologie eines Völkermords oder Was geschah mit Mirnes 
Osmanović, Hamburg 2015, S. 214, 553  –  689.

9	 Vgl. die Hinweise bei IGH, Urteil vom 26. 2. 2007, Case Concerning the Application 
of the Convention on the Prevention and Punishment of the Crime of Genocide (Bos-
nia-Herzegowina v. Serbia and Montenegro), https://www.icj-cij.org/en/case/91/
judgments, Abs. 293, 450, 471 [24. 10. 2022].

https://www.icj-cij.org/en/case/91/judgments
https://www.icj-cij.org/en/case/91/judgments
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Frieden und Stabilität für Somalia Dutzende von Toten aufseiten der 
gutwilligen Interventen gegeben. Das Land rutschte weiter ins Chaos, 
und die Staaten, die die Befriedung des Landes militärisch absichern 
wollten, zogen sich frustriert zurück.10

Die Tutsi in Ruanda und die bosnischen Muslime in und um Sre-
brenica bezahlten gewissermaßen mit ihrem Leben den Preis für die 
westliche Ernüchterung in Somalia. Dabei war die Somalia-Resolution, 
die der UN-Sicherheitsrat 1992 einstimmig angenommen hatte, auch 
das Dokument einer völkerrechtlichen Neuerung, befördert durch den 
Schwung des Neuanfangs nach dem Ende der Ost-West-Konfrontation: 
Der Staat war nicht mehr das unbestrittene einzige Subjekt des Völker-
rechts, auch der einzelne Mensch, das Individuum, hatte unmittelbare 
Rechte und Pflichten im System des Völkerrechts. Rechte, die sich aus 
der Würde der Person ergaben und im Falle ihrer Beeinträchtigung den 
Rechtsweg zu einer internationalen Instanz eröffneten. Pflichten, die 
spiegelverkehrt dazu jede Person im Falle der durch sie bewirkten Ver-
letzung individueller, völkerrechtlich abgesicherter Rechte an internati-
onale Strafgerichte verweisen konnten.11 Mal mutmaßliches Opfer, mal 
mutmaßlicher Täter, beides zusammen hatte auf der Ebene des Völ-
kerrechts zur Folge, dass die internationale Staatengemeinschaft auch 
dann, wenn diese Konstellation in großer Intensität auftrat, z. B. in 
einem Bürgerkrieg, darin eine Bedrohung des Weltfriedens sah. Nicht 
mehr, wie im Verständnis von Kapitel VII der UN-Charta ursprünglich 
gedacht, allein ein kriegerischer Konflikt zwischen Staaten oder ein 
Konflikt, der in seiner Wirkung über eine Staatsgrenze hinausreicht, 
sollte eine solche Bedrohung entstehen lassen können, auch der Zerfall 
staatlicher Strukturen mit damit einhergehender Massengewalt inner-
halb eines Staates konnte eine Dimension erreichen, die internationales 
Eingreifen zur Sicherung des Weltfriedens erforderlich machte.

Welche Lehren sollten aus dem Scheitern in Ruanda und Srebrenica 
gezogen werden? Künftig auf das alte Rechtsverständnis zurückzufallen 
und nur staatliche Belange gelten zu lassen, erschien keine Option, die 
mit der neu gewonnen Rechtsstellung des Individuums im Völkerrecht 
vereinbar wäre. Wie müsste also eine Lösung aussehen, die sowohl die 

10	 Vgl. dazu Bernhard Zangl  /  Michael Zürn, Frieden und Krieg. Sicherheit in der nationalen 
und postnationalen Konstellation, Frankfurt a. M. 2003, S. 231  –  235.

11	 Dazu Matthias Herdegen, Völkerrecht, München 2017, S. 111  –  113, 336.
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völkerrechtlich garantierte staatliche Souveränität als auch den Schutz 
des Individuums vor zerstörerischen Verletzungen seiner völkerrecht-
lich ebenfalls garantierten Rechte vereint?

Auf Initiative der kanadischen Regierung hin nahm sich eine inter-
nationale Kommission dieser Fragen an. Im Dezember 2001 erschien 
ihr Bericht. Dessen Titel, »The Responsibility to Protect«, wurde schnell 
zu einem Begriff, der Anklang fand. Denn er konnte – und sollte auch, 
wie der Bericht hervorhob – in eine zweifache Richtung interpretiert 
werden. Zunächst war mit der Schutzverantwortung die Verantwor-
tung jedes Staates für die eigene Bevölkerung gemeint. Insofern blieb 
der Bericht im Rahmen der herkömmlichen Rechtsauffassung, die der 
staatlichen Souveränität eine wichtige und notwendige Ordnungsfunk-
tion im Völkerrecht und mithin auch für dessen Geltungsvorausset-
zung zuweist. Erst bei einem eklatanten Missbrauch dieser Souverä-
nität, wenn sich die Staatsgewalt gegen die Bevölkerung richtet, sollte 
nach einer Reihe von Zwischenschritten, die als Reaktion auf eine sich 
weiter verschlechternde Situation in dem betreffenden Staat gedacht 
waren, der Grundsatz der Nichteinmischung durchbrochen werden 
können, die Schutzverantwortung für die Bevölkerung folglich auf die 
internationale Gemeinschaft übergehen.12 Im Gegensatz zur humanitä-
ren Intervention, dem »Trojanischen Pferd überkommener imperialis
tischer, kolonialistischer und militaristischer Gewohnheiten«,13 rückten 
präventive Maßnahmen in den Vordergrund, gedacht als Appell an das 
einsichtsfähige Mitglied der Völkerrechtsgemeinschaft und zugleich als 
Zeichen der konstruktiven Entschlossenheit aller übrigen Mitglieder.

Ausgehend von der einstimmigen Annahme des Konzepts der Re-
sponsibility to Protect durch 150 UN-Mitgliedsstaaten im Jahr 2005, 
legte der UN-Generalsekretär Ban Ki-moon 2009 einen Bericht über 
den Entwicklungsstand des Konzepts vor, in dem er betonte, dass das 
internationale Bekenntnis zur Schutzverantwortung nach wie vor un-
gebrochen sei. Um deren Inhalt zu veranschaulichen, wählte er das Bei-
spiel eines Drei-Säulen-Modells. Die erste Säule werde gebildet durch 
die Schutzpflicht des Staates gegenüber der eigenen Bevölkerung, die 

12	 Vgl. The International Commission on Intervention and State Sovereignty (ICISS), 
The Responsibility to Protect, S. XI, https://web.archive.org/web/20110428034609/http://
www.iciss.ca/menu-en.asp [25. 10. 2022].

13	 So Gareth Evans, einer der Autoren des ICISS-Berichts, in: ders., The Responsibility to 
Protect. Ending Mass Atrocity Crimes Once and For All, Washington, D.C. 2008, S. 54.

https://web.archive.org/web/20110428034609/http://www.iciss.ca/menu-en.asp
https://web.archive.org/web/20110428034609/http://www.iciss.ca/menu-en.asp
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zweite durch die frühzeitige und effektive internationale Unterstüt-
zung bei der Erfüllung dieser Pflicht und die dritte durch nichtmili-
tärische und militärische Zwangsmaßnahmen. Das Konzeptgebäude 
könne, so Ban Ki-moon, nur stabil sein, wenn alle Säulen gleich groß 
seien, wenn keine Pflicht zulasten einer anderen vernachlässigt oder 
bevorzugt werde.14

Man könnte einwenden, dass bei Lichte besehen in dem Modell der 
drei Säulen bereits Bekanntes nur in einem neuen sprachlichen Gewand 
präsentiert worden ist. Dass die Staaten eine Schutzpflicht gegenüber 
ihren Bevölkerungen haben, ergibt sich aus verschiedenen Konventi-
onen, die größtenteils die Verbindlichkeit von zwingendem, unabän-
derlichem Völkerrecht (ius cogens) erlangt haben, wie beispielsweise die 
Konventionen zum Verbot des Völkermords oder zum Verbot der Fol-
ter. Und auch das internationale Engagement zur Verhinderung oder 
Eindämmung von Konflikten in einem Land ist nicht neu. Auf friedens
erhaltende Maßnahmen (peacekeeping) unter dem Dach der UNO, die 
auf Konsens und Kooperation mit dem betroffenen Staat gründeten, 
folgten friedenserzwingende Maßnahmen (peace enforcement), die von 
der UNO auch gegen den Willen des betroffenen Staates und der dort 
agierenden Konfliktparteien beschlossen werden konnten. Zusätzlich 
zur herkömmlichen Friedenssicherung durch Einrichtung und Über-
wachung von Trennungslinien und Pufferzonen war zudem der Schutz 
elementarer Menschenrechte in den Vordergrund gerückt. »Alle erfor-
derlichen Maßnahmen sollen ergriffen werden« (to take all necessary mea-
sures), lautete die typische Formel in UN-Resolutionen.

Es spricht also in der Tat einiges dafür, dass das Konzept der 
Schutzverantwortung völkerrechtlich Bekanntes enthält. Doch der 
Name ist hingegen nicht nur neu, er ist mehr als das. Er prägt sich leicht 
ein, er wirkt – insbesondere in der englischen Originalbezeichnung 
Responsibility to Protect – appellativ und steht für ein ganzes Bündel 
an Maßnahmen, die im Notfall zur Anwendung kommen können. Die 
Wahrnehmung der Responsibility to Protect zu fordern ist etwas an-
deres, als hilflos-empört nach einer internationalen Reaktion zu rufen 
oder ein Vorgehen gemäß Kapitel VI, VII oder VIII der UN-Charta zu 
verlangen, zumal die Schutzverantwortung nach vorangegangenen 

14	 UN-Generalversammlung, Resolution A/RES/60/1 vom 24. 10. 2005, Abs. 138  –  140; vgl. 
UN-Generalversammlung, A/63/677 vom 12. 1. 2009, Abs. 11  f.
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Fehlschlägen konzipiert wurde und folglich mit der Hoffnung der bes-
seren Option behaftet ist. Die internationale Gemeinschaft wird aktiv, 
sie bekämpft, basierend auf einer gemeinsamen Werteordnung, soli-
darisch mit den Opfern das Unrecht, das ist die zentrale Aussage der 
Responsibility to Protect.

4.  Und damit wären wir bei dem Aspekt, der das eigentlich Neue 
an dem Konzept ist und in Afghanistan zu vielen Fehlern geführt hat. 
Gemeint ist die Vorstellung, dass ein Krieg gerecht sein kann. Mit Be-
ginn der Neuzeit hatte man von ihr Abschied genommen, sie hatte sich 
nicht bewährt.15 Zwar war die Entscheidung darüber, wann ein Krieg 
als gerecht zu gelten hatte, an eine Reihe von Kriterien gebunden ge-
wesen, wie z. B. an eine legitime Autorität zur Kriegserklärung, an 
einen gerechten Grund für die Kriegführung, an die gerechte Absicht 
des Kriegführenden und an die Verhältnismäßigkeit der eingesetzten 
Gewaltmittel. Die erhoffte gewaltmäßigende Wirkung war jedoch nicht 
eingetreten. Jede Seite hatte sich als die gerecht Kriegführende verstan-
den, hatte die andere sich perfiderweise darauf berufen sehen und dar-
auf mit gesteigerter und vermeintlich moralisch legitimierter Verbitte-
rung reagiert. Da die daraufhin praktizierte Alternative dazu, also die 
Indifferenz des Völkerrechts gegenüber dem Kriegführungsrecht, nicht 
besser funktionierte, entstanden nach dem Ersten Weltkrieg Modelle 
der kollektiven Sicherheit, die nach dem Zweiten Weltkrieg in das allge-
meine Gewaltverbot der UN-Charta übergingen. Die zuständige Auto-
rität war jetzt allein der Sicherheitsrat, seine Anordnung des Einsatzes 
militärischer Mittel bei einer Friedensbedrohung rechtmäßig und auch 
gerechtfertigt, nicht unbedingt gerecht.

Mit der Schutzverantwortung sollte dagegen künftig der Rückgriff 
auf militärische Gewalt ein Akt der Gerechtigkeit sein. In Anlehnung an 
die Lehre vom gerechten Krieg mussten zu diesem Zweck, so der Bericht 
der Kommission, vier Kriterien erfüllt sein. Die rechte Absicht (right in-
tention) verlangt, dass das Hauptziel der Intervention in der Beendigung 
des menschlichen Leids bestehen muss. Die Intervention muss außer-
dem das letzte Mittel (last resort) sein. Es müssen hinreichende Gründe 
zu der Annahme vorliegen, dass andere, nicht-militärische Maßnah-

15	 Zur Entwicklung vgl. Michael Bothe, »Friedenssicherung und Kriegsrecht«, in: Wolf-
gang Graf Vitzthum (Hg.), Völkerrecht, Berlin 2007, S. 642  –  645.
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men keine Aussicht auf Erfolg haben. Dabei dürfen, drittens, die militä-
rischen Aktionen hinsichtlich Umfang, Dauer und Intensität nicht das 
für die Wiederherstellung menschenrechtlicher Sicherheit notwendige 
Maß überschreiten, die Aktionen müssen folglich verhältnismäßig sein 
(proportional means). Außerdem müssen sie, viertens, die hinreichende 
Aussicht bieten, dass die Folgen der Intervention nicht schlimmer sind 
als die der Nichtintervention (reasonable prospects).16

Es ist kein Wunder, dass die Erwartungen, die weite Teile der Po-
litik, der Wissenschaft und der Zivilgesellschaft mit der Schutzverant-
wortung verbanden, groß waren. Der Gedanke der Durchsetzung von 
Recht, um Gerechtigkeit herzustellen, in letzter Konsequenz auch mit 
militärischen Mitteln, war von hoffnungsvoller Überzeugungskraft. Im 
Jahr 2008 wurde die Stelle eines Special Advisers geschaffen, der im 
Auftrag des UN-Generalsekretärs die Staaten der Staatengemeinschaft 
für die Notwendigkeit der Schutzverantwortung sensibilisieren sollte.17 
Im gleichen Jahr bildete sich die Group of Friends of the Responsibi-
lity to Protect, die auf informeller Ebene das gleiche Ziel verfolgte.18 Zu 
diesem Zeitpunkt ging der Krieg in Afghanistan bereits in das siebte 
Jahr. Die Mahnung der Autorin und Autoren des R2P-Berichts, die vier 
Kriterien, die im Rückgriff auf den gerechten Krieg für die dritte Säule 
der Schutzverantwortung Geltung beanspruchten, auch in Afghanis-
tan zu berücksichtigen,19 war da schon seit geraumer Zeit von nur sehr 
geringer Wirkung. Und daran sollte sich auch weiterhin nichts ändern, 
trotz gegenteiliger Beteuerungen. Vor allem drei Punkte können hier 
als Illustration dienen:

a) Obschon in nahezu allen Resolutionen zu Afghanistan die Sou-
veränität des Landes mit den dazugehörenden Rechten beteuert wurde 
(in typischer Formulierung verwies der Sicherheitsrat auf sein »strong 
commitment to the sovereignty, independence, territorial integrity 
and national unity of Afghanistan«20), lag die De-facto-Hoheitsgewalt 
bei den USA und ihren Verbündeten. Die Karzai-Regierung und nach

16	 Vgl. ICISS, The Responsibility to Protect, Abs. 4.15  –  4.43.
17	 Vgl. https://www.un.org/en/genocideprevention/special-adviser-responsibility-

protect.shtml [5. 11. 2022].
18	 Vgl. https://www.globalr2p.org/group-of-friends-of-the-responsibility-to-protect/ 

[5. 11. 2022].
19	 Vgl. ICISS, The Responsibility to Protect, S. IX.
20	 Zitiert nach S/Res/2120 vom 10. 10. 2013. 

https://www.un.org/en/genocideprevention/special-adviser-responsibility-protect.shtml
https://www.un.org/en/genocideprevention/special-adviser-responsibility-protect.shtml
https://www.globalr2p.org/group-of-friends-of-the-responsibility-to-protect/
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folgende Regierungen waren letztlich Marionettenregierungen, in de-
nen vor allem die USA die Fäden zogen. Auch in den Phasen vermeint-
lich oder tatsächlich konsolidierter Staatsmacht in Afghanistan wäre es 
vermessen gewesen, von einer souveränen Gleichheit – immerhin das 
zentrale Grundprinzip des Völkerrechts (Art. 2 Nr. 1 UN-Charta) – zwi-
schen den beteiligten Staaten zu sprechen. Aus Sicht der USA ging es 
zuallererst um Terrorismusbekämpfung; zu den zu diesem Zweck 
durchgeführten Militäreinsätzen mandatierten sie sich selbst.21 Aus 
der »Intervention auf Einladung« war auf diese Weise ein fortlaufen-
der Verstoß gegen das Gewaltverbot – ein weiteres Grundprinzip des 
Völkerrechts (Art. 2 Nr. 2 UN-Charta) – geworden. Dabei hätte genau 
genommen ein Angriff auf Saudi-Arabien nähergelegen. Denn 15 der 19 
Attentäter stammten von dort, das wahhabitische Regime hatte Osama 
Bin Laden finanziell unterstützt, und noch nach 2001 floss von dort 
Geld zur Unterstützung des Widerstands in Afghanistan.22 Aber Afgha-
nistan blieb das alleinige Kriegsziel, und das Geschehen dort sorgte nur 
deshalb nicht für größeres Aufsehen, weil in der internationalen öffent-
lichen Wahrnehmung der Unterschied zwischen OEF-Einsätzen und 
ISAF-Maßnahmen fließend war. Wer wollte schon Kritik üben, wenn sie 
zugleich als Kritik an Aufbauleistungen missverstanden werden konnte, 
die benachteiligten Bevölkerungsgruppen endlich gleiche Rechte ver-
sprachen?

b) Diese Aufbauleistungen das Bild bestimmen zu lassen fiel gleich-
wohl schwer. Denn die hohe Zahl der Kollateralopfer, die als unbetei-
ligte Zivilisten das Pech hatten, zur falschen Zeit am falschen Ort zu 
sein, dunkelte es nachhaltig ein. Wenn die UN-Resolutionen ankün-
digten, das künftige Leben in Afghanistan werde ein besseres sein, weil 
Menschen- und Freiheitsrechte geachtet würden, konnten das viele 
Menschen im Land nur als Hohn empfinden. Zehntausende Zivilis-
ten kamen durch unterschiedslose Angriffe ums Leben.23 Und wenn 
auch längst nicht jeder gewaltsame Tod den alliierten Interventen zu-

21	 Zu Rolle und Selbstverständnis der USA in Afghanistan vgl. Ahmed Rashid, Taliban. 
Afghanistans Gotteskämpfer und der neue Krieg am Hindukusch, Bonn 2010, S. 342  –  344, 
348, 352  f.

22	 Vgl. Rashid, Taliban, S. 207, 345; Michael Lüders, Hybris am Hindukusch. Wie der Westen 
in Afghanistan scheiterte, München 2022, S. 79.

23	 Vgl. Natalie Wenger  /  Andrea Spalinger  /  Patrick Zoll, »240 000 Tote, 5,5 Millionen 
auf der Flucht – die grausame Bilanz des 20-jährigen Krieges in Afghanistan«, in: 
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zurechnen ist, ohne die Intervention und die damit einhergehenden 
Luftangriffe hätte es viele Tote nicht gegeben. Die humanitären Ziele, 
die namentlich ISAF, später dann die als Resolute Support bezeichnete 
Mission zur Unterstützung weiterer gesellschaftlicher Transformation 
(transformation decade) umsetzen sollten, erreichten die hearts and minds 
der afghanischen Bevölkerung offensichtlich nicht. Von Bombenabwür-
fen aus großer Höhe oder Drohnenangriffen aus dem Nichts, beides 
unter Berufung auf das herkömmliche Kriegsrecht praktiziert, wurden 
Wiederaufbauprogramme buchstäblich pulverisiert.24

c) Nach einer Grundnorm des Kriegsvölkerrechts ist die Folge von 
Besatzung, dass die Besatzungsmacht Vorkehrungen zu treffen hat, 
»um nach Möglichkeit die öffentliche Ordnung und das öffentliche Le-
ben wiederherzustellen und aufrechtzuerhalten, und zwar, soweit kein 
zwingendes Hindernis besteht, unter Beachtung der Landesgesetze«.25 
Weitere Kodifikationen präzisieren diese Verpflichtung. Ihre wichtigste 
bestimmt einleitend, dass an den Kämpfen unbeteiligte Zivilpersonen 
»unter allen Umständen Anspruch auf Achtung ihrer Person, ihrer Ehre, 
ihrer Familienrechte, ihrer religiösen Überzeugungen und Gepflogen-
heiten, ihrer Gewohnheiten und Gebräuche [haben]«.26 Schon der Be-
griff der transformativen Besatzung (transformative occupation), im Kon-
text der Interventionen in Afghanistan und im Irak entwickelt, steht 
dazu im krassen Gegensatz. Daran ändert auch der Umstand nichts, 
dass sich die beiden zitierten Regelungen auf den internationalen be-
waffneten Konflikt beziehen, also in einem landesinternen Krieg, ei-
nem Bürgerkrieg, keine Anwendung finden. Obwohl es einen solchen 
Krieg in Afghanistan gab, weil die Intervention von außen zu einer »In-
tervention auf Einladung« gemacht worden war, verlor der Krieg aus 
Sicht der Afghaninnen und Afghanen nie den Charakter einer aus dem 
Ausland gesteuerten Operation. Kriegsgewalt im Verein mit kultureller 
Unkenntnis und Arroganz überstrahlten die entwicklungspolitischen 
Erfolge. Für weitere dunkle Schatten sorgte die Kooptierung früherer 

Neue Zürcher Zeitung, 19. 8. 2021, https://www.nzz.ch/international/der-krieg-in-
afghanistan-forderte-240000-tote-ld.1640684 [1. 12. 2022].

24	 Rashid, Taliban, S. 354: »Nicht selten kamen bei den Bombardements ebenso viele 
Zivilisten wie Taliban-Kämpfer ums Leben.«

25	 Art. 43 der Haager Landkriegsordnung von 1907.
26	 Art. 27 des IV. Genfer Abkommens vom 12. August 1949 zum Schutze von Zivilperso-

nen in Kriegszeiten.

https://www.nzz.ch/international/der-krieg-in-afghanistan-forderte-240000-tote-ld.1640684
https://www.nzz.ch/international/der-krieg-in-afghanistan-forderte-240000-tote-ld.1640684
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Warlords, die tief in Kriegsverbrechen und Drogenhandel verstrickt 
waren, durch die neuen Machthaber.27 Ihnen Staatsämter anzuver-
trauen kam einer radikalen Absage an das wertegebundene Völkerrecht  
gleich.

5.  Als die Libyen-Resolution vom UN-Sicherheitsrat im März 2011 be-
schlossen wurde, dauerte die Intervention in Afghanistan schon fast 
zehn Jahre an. Wenn auch formal auf der herkömmlichen Grundlage 
von Kapitel  VII der Charta der UN beschlossen (Bedrohung des Frie-
dens und der internationalen Sicherheit), galt die Resolution als ein 
Musterfall für die Ausübung internationaler Schutzverantwortung.28 
Der Sicherheitsrat hatte sie ohne Gegenstimme, aber mit fünf Enthal-
tungen angenommen (darunter mit China und Russland zwei ständige 
Mitglieder des Sicherheitsrats) und die Annahme damit begründet, 
dass der libysche Staat nicht in der Lage sei, die Bevölkerung vor Ver-
brechen zu schützen, die wegen ihrer systematischen Begehungsweise 
und ihres Ausmaßes als Verbrechen gegen die Menschlichkeit bezeich-
net werden könnten. Der Sicherheitsrat müsse zum Schutz der Zivilbe-
völkerung aktiv werden und die strafrechtliche Verfolgung derer, die für 
die Verbrechen verantwortlich seien, ermöglichen. Eine Flugverbots-
zone wurde eingerichtet, deren militärische Durchsetzung durch die 
Luftwaffe einer internationalen Koalition erlaubt wurde, womit auch 
das Recht verbunden war, zum Schutz der Bevölkerung militärisch zu 
intervenieren. Eine Besetzung des Landes sollte jedoch ausgeschlossen 
sein, das heißt die Souveränitätsrechte Libyens sollten im größtmög
lichen Maße gewahrt werden.29

Wie in Afghanistan sollte es auch in Libyen um die Durchsetzung 
humanitärer Ziele gehen, allerdings mit dem Unterschied, dass diese 

27	 Rashid, Taliban, S. 349  f.; Lüders, Hybris, S. 98.
28	 Vgl. Giselle Lopez, »Responsibility to Protect at a Crossroads: The Crisis in Libya«, 

in: Humanity in Action, Februar 2015, https://humanityinaction.org/knowledge_
detail/responsibility-to-protect-at-a-crossroads-the-crisis-in-libya/ [7. 11. 2022]. 
Deutschland hat sich als damals nichtständiges Mitglied des Sicherheitsrats bei 
der Abstimmung enthalten, was vor allem in Deutschland eine sehr kontroverse 
Diskussion nach sich zog, vgl. Harald Müller, »Ein Desaster. Deutschland und der 
Fall Libyen. Wie sich Deutschland moralisch und außenpolitisch in die Isolation ma-
növrierte«, in: HSFK-Standpunkte 2, 2011, https://www.hsfk.de/publikationen/publi 
kationssuche/publikation/ein-desaster-deutschland-und-der-fall-libyen [7. 11. 2022].

29	 Vgl. https://www.un.org/securitycouncil/s/res/1973-%282011%29 [7. 11. 2022].
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Ziele gleich zu Beginn der Mission benannt und nicht erst in deren Ver-
lauf und mit werbendem Nachdruck präsentiert wurden. Endlich zeige 
die internationale Staatengemeinschaft, dass sie bei unübersehbarer 
Bedrohung ihrer Grundwerte eingreife, die Resolution sei daher »das 
bisher eindrucksvollste Beispiel eines praktischen Universalismus«30. 
Was in Afghanistan noch die Abwehr einer terroristischen Bedrohung 
gewesen war und erst mit der Erkenntnis, dazu auf die Bevölkerung 
angewiesen zu sein, Maßnahmen in den Bereichen Bildung, Antidis-
kriminierung und Frauenförderung gewärtigt hatte, stand nun sofort 
auf der Agenda. Die Bevölkerung sollte möglichst frühzeitig durch kon-
krete, positive Erfahrung von den Vorteilen internationalen Eingreifens 
überzeugt werden.

Doch wie schon in Afghanistan wurde diese Seite multilateralen 
Handelns zu einem Desaster, nun nicht erst mit Verzögerung, sondern 
vom ersten Moment der Intervention an. Luftangriffe der internationa-
len Anti-Gaddafi-Koalition forderten viele zivile Opfer, Milizen wurden 
militärisch gestärkt, die eine jeweils eigene, auf unversöhnliche Aus-
grenzung Anderer bedachte Agenda hatten. Schließlich wurde ihnen 
sogar, nach der Entmachtung und Ermordung Muammar al-Gaddafis 
im August bzw. Oktober 2011, der Weg an die Macht geebnet, auf deren 
Aufteilung sie sich jedoch nicht einigen konnten. Stabilisierungsver-
suche der UNO scheiterten. Bis heute ist das Geschehen im Land ex
trem gewaltgeprägt, mit fatalen Folgen für die materielle und physische 
Sicherheit der Bevölkerung.31 Es scheint, in großen Schritten vollzieht 
sich, was in Afghanistan im August 2021 nach Perioden der Beschö-
nigung und Verdrängung geschehen ist: das eklatante und komplette 
Scheitern der Intervention.

Trotzdem war 2020 auf Veranstaltungen der UNO und sie unter-
stützender NGOs anlässlich der 15-jährigen offiziellen Anerkennung des 
Konzepts der Responsibility to Protect die Bilanz verhalten positiv. Viele 
wichtige Entwicklungen seien angestoßen worden, aber noch bleibe 
viel zu tun, um aus der Schutzverantwortung eine »konsistente Praxis« 
zu machen, lautete eine typische Einschätzung.32 So kann man es sehen. 

30	 Müller, »Ein Desaster«, S. 12.
31	 Vgl. Global Centre for the Responsibility to Protect, »Libya«, 2. 4. 2022, https://www.

globalr2p.org/countries/libya/ [7. 11. 2022].
32	 Vgl. Global Centre for the Responsibility to Protect, »R2P’s 15th Anniversary«, https://

www.globalr2p.org/r2ps-15th-anniversary/ [7. 11. 2022].
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Und so wird man es sehen, wenn man sich diplomatisch äußern möchte 
oder muss. Verweisen kann man dann auf die zahlreichen UN-Resolu-
tionen der letzten Jahre, die sich auf (latente) militärische Konfliktsitu-
ationen bezogen (z. B. in Darfur und Mali oder in der Demokratischen 
Republik Kongo oder der Zentralafrikanischen Republik) und in denen 
auf den Grundgedanken der Schutzverantwortung verwiesen wurde, 
gewöhnlich verbunden mit der Erinnerung an die Pflicht des betreffen-
den Staates zum Schutz seiner Bevölkerung vor Völkerrechtsverbrechen 
und zur Bestrafung der Täter.33

Natürlich hatte und hat jeder Fall hinter den Resolutionen seine 
Besonderheit. Die Gefährdungslagen, denen die jeweiligen Bevölke-
rungen ausgesetzt sind, waren und sind unterschiedlich. Aber mit den 
Menschenrechten gibt es einen Maßstab, der die Grenzen des zulässi-
gen staatlichen Handelns nach innen markiert und Handlungsoptionen 
der Staatengemeinschaft definiert. Doch dieser Maßstab beleuchtet 
zugleich auch grell die Schwächen des Konzepts oder, genauer gesagt, 
seine Missbrauchsanfälligkeit, die es bei entsprechender Ausnutzung 
völlig zu diskreditieren vermag. Für das Modell der drei gleich hohen 
Säulen bleibt kein Raum. Die Schutzverantwortung erscheint als ein 
Euphemismus, als ein nur kurzer Traum von einer besseren Welt, weil 
sie unter der Wucht der mit ihr verbundenen Motive zur Entgrenzung 
neigt und Staaten dazu verführt, ihr eigenes Machtspiel zu spielen, das 
sie lediglich humanitär ummanteln. Ebenso gefährlich wie dieser Ver-
such, die so verstandene Legitimität und Legalität eines humanitären 
Unternehmens in Deckung zu bringen, ist die darin liegende Demons
tration einer Zweiteilung der Welt, eines großes Machtgefälles zwi-
schen mächtigen Staaten in der nördlichen Hemisphäre und macht-
losen Staaten in der südlichen. Wie und wie lange interveniert wird, 
entscheidet sich im Norden, wo die militärische und ökonomische 
Macht zu Hause ist, nicht im Süden, dessen Stimmen zwar gebraucht 
werden, um im UN-Sicherheitsrat die notwendigen Mehrheiten zu er-
reichen, der danach jedoch nur Zuschauer bleiben darf, enttäuscht und 

33	 Vgl. Global Centre for the Responsibility to Protect, »UN Security Council Reso-
lutions and Presidential Statements Referencing R2P«, https://www.globalr2p.
org/resources/un-security-council-resolutions-and-presidential-statements-
referencing-r2p/ [5. 11. 2022].
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gedemütigt durch das als zynischen Machtmissbrauch empfundene 
Verhalten des Nordens.34

Beseitigung des politisch-moralischen Doppelstandards, der 
die ungenierte Machtpolitik besonders kenntlich macht, wäre somit 
die erste Folgerung, die für den glaubhaften Erhalt des Konzepts der 
Schutzverantwortung einzulösen wäre.35 Die zweite Folgerung ergibt 
sich aus dem rechtsmoralischen Anspruch der Schutzverantwortung 
und dem Solidaritätsversprechen, das ihr innewohnt: Die Eigensiche-
rung der intervenierenden Soldaten darf nicht das Hauptziel sein. Mit 
dieser Forderung, die auch die Autorin und die Autoren des Schutzver-
antwortungskonzepts erhoben, verwiesen sie auf eine Art Garantenstel-
lung des Soldaten gegenüber der unbeteiligten und schutzbedürftigen 
Zivilbevölkerung.36 Aufgrund seines Auftrags und seiner Funktion soll 
der Soldat in höherem Maße als andere verpflichtet sein, die Zivilbevöl-
kerung vor Völkerrechtsverbrechen zu schützen. Diese Pflicht schließt 
auch die Hinnahme eines erhöhten Risikos aufseiten des betreffenden 
Soldaten, im Rahmen der Schutzoperation getötet zu werden, ein. Drit-
tens schließlich und als Hintergrundgedanke bei der Anwendung der 
Schutzverantwortung: weniger Hybris. Ein Überlegenheitsgefühl, das 
wegen seiner materiellen Ausstattung im Verdacht steht, Ungleichhei-
ten zwischen nördlicher und südlicher Hemisphäre als gegeben und un-
abänderlich hinzunehmen, läuft Gefahr, die Wahrnehmung von Schutz-
verantwortung als billige Geste zu betreiben.

Ist die Einlösung dieser Forderungen (derzeit) realistischerweise 
zu erwarten? Vergegenwärtigen wir uns die Geschichte der Responsi-
bility to Protect, genauer gesagt: die Geschichte ihrer Deformierung, 
ist Skepsis angesagt. Es sieht so aus, als sei eine eigentlich gute Idee 
in die Welt gebracht worden, wo sie unter dem Einfluss machtpoliti-
schen Zynismus keinen Bestand hatte. Und mit dem Wegfall der dritten 

34	 Vgl. die chronologische Darstellung von Jean Ping, 2011 Vorsitzender der Kommis-
sion der Afrikanischen Union: »African Union Role in the Libyan Crisis«, in: Pam-
bazuka News, 15. 12. 2011, http://www.pambazuka.net/en/category.php/aumonitor/ 
78691 [6. 12. 2022].

35	 Ganz praktisch gehörten dazu auch die vergleichsweise extrem hohen Bezahlungen 
für Auslandsexperten. Ein solcher Experte erhielt eine Gefahrenzulage von 500 Euro 
pro Tag, während man in Afghanistan mit 50 Euro eine Familie drei Monate ernäh-
ren kann. Vgl. »Das war praktisch erfolglos«, Interview mit Karim Popal, in: verdikt 2, 
2021, S. 4.

36	 ICISS, The Responsibility to Protect, Abs. 7.34.
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Säule, die als last resort auf die Anwendung militärischer Gewalt setzt, 
bleiben die Säulen eins und zwei nicht mehr als Wiederholungen des-
sen, was ohnehin schon in der UN-Charta festgelegt ist. Das Element 
der Gerechtigkeit, das mitsamt der umfassenden Einstandspflichten 
mächtigerer und wohlhabenderer Staaten das Merkmal der Schutzver-
antwortung ist, wäre damit aufgegeben.
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Florian Weigand

Gescheitert – aber womit?  
Legitimität und Wissen in Afghanistan

Gescheitert – ja! Aber womit? Die internationale Intervention in Afg-
hanistan hatte viele erklärte Ziele, wie beispielsweise den War on Terror 
(»Krieg gegen den Terrorismus«) nach dem 11. September  2001, die 
Befreiung der Bevölkerung, insbesondere der Frauen, vom totalitären 
repressiven Regime der Taliban und den Aufbau eines neuen Staates 
mit demokratischen Strukturen. Die Intervention hatte keinerlei über-
geordnete strategische Zielsetzung oder eine Priorisierung von Zielen. 
Unterschiedliche Ziele wurden parallel von internationalen Akteuren 
mit verschiedenen Mitteln verfolgt. Diese standen oft im Konflikt mit-
einander. Insbesondere die dominante Agenda des War on Terror, un-
tergrub andere Ziele, wie Bemühungen bei den Menschenrechten und 
beim Staatsaufbau.

Was die vielen Ziele gemeinsam hatten, war, dass sie primär von 
der Innenpolitik anderer Länder beeinflusst waren. Die Interessen und 
die Werte sowie die Erfahrungen und das Wissen der afghanischen Be-
völkerung spielten dabei eine nachgeordnete Rolle. Sie wurden oftmals 
lediglich zur Begründung von Entscheidungen internationaler und na-
tionaler Akteure genutzt, aber nicht zur Entwicklung von Zielen oder zu 
deren Priorisierung. Auf der strategischen Ebene wurden die Forderun-
gen aus Afghanistan vernachlässigt und den innenpolitischen Debatten 
und Zielen anderer Länder – insbesondere in den USA – untergeord-
net. Bei der Umsetzung verschanzte sich die internationale Gemein-
schaft – und der afghanische Staat – wegen der sich verschlechternden 
Sicherheitslage zunehmend hinter hohen Schutzmauern und in gepan-
zerten Autos. Auch die Forschung und Generierung von Wissen wurde 
immer weiter durch Sicherheitsauflagen beschränkt. Die Stimmen der 
afghanischen Bevölkerung, insbesondere aus den ländlichen Räumen, 
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wurden immer weniger gehört, das Wissen über sie und ihre Erfahrun-
gen wurde zunehmend ausgedünnt.

Der afghanische Staat, offiziell die »Islamische Republik Afghanis-
tan« (bis 2021), wurde bis zum Ende massiv finanziell und militärisch 
unterstützt. Ein unabhängiger steuerbasierter Haushalt und ein unab-
hängiges Militär entwickelten sich nicht. Von der Bedrohung durch die 
Taliban abgesehen trugen verschiedene Faktoren dazu bei, dass dieser 
Status quo anhielt. Die anhaltende Kriegsökonomie schaffte Anreize 
zum Fortführen des Krieges. Die ausufernde Korruption trug zum Be-
darf für stetige finanzielle Unterstützung aus dem Ausland bei. Und 
hohe Gehälter und persönliche Karrieren für eine kleine afghanische 
und internationale Elite waren eng mit dem Fortbestand der inter
nationalen Intervention verknüpft.

Korruption war nicht nur ein Problem an der Spitze, sondern sie 
prägte das gesamte staatliche System bis in das letzte Dorf. So wurden 
beispielsweise Positionen in der Polizei, die hohe Einnahmen durch 
Schmier- und Erpressungsgelder versprachen, verkauft. Dieses System 
ließ sich auf dem Rücken der Bevölkerung refinanzieren, indem Polizis-
tinnen und Polizisten auf der Straße einen Teil ihrer »Einnahmen« an 
ihre Vorgesetzten zahlen mussten, die wiederum einen Teil an ihre Vor-
gesetzen weitergaben. Hinzu kam der War on Terror. Neben den hohen 
zivilen Opferzahlen, die insbesondere die Anschläge der Taliban forder-
ten, resultierte auch die Kriegführung der afghanischen Streitkräfte 
und ihrer Unterstützer aus dem Ausland immer wieder in zivilen Toten 
und Verletzten. In der Regel gab es keine Aufklärung oder Aufarbeitung 
dieser Vorfälle, auch nicht durch das Justizsystem. In Gerichten gewann 
in der Regel die Partei, die mehr zahlen konnte oder mehr Einfluss hatte.

Letztendlich blieb insbesondere ein Faktor auf der Strecke: Legi-
timität – also normative Bindung zwischen Staat und Bevölkerung. 
Selbst minimale Erwartungen der Bevölkerung wurden vom Staat nicht 
erfüllt, wie faire Gerichtsprozesse und ein respektvoller Umgang von 
Autoritäten mit Menschen im Alltag. Die Taliban, teilweise ebenfalls 
mit ausländischer Unterstützung, nutzten all dies effektiv und bauten 
ihre Kontrolle und teilweise auch ihre Legitimität gerade in ländlichen 
Räumen immer weiter aus – oftmals unbemerkt hinter hohen Schutz-
mauern in Kabul. Zugleich erhielt der afghanische Staat erfolgreich 
seine externe Legitimität: Legitimität in den Augen der internationalen 
Gemeinschaft und die damit verbundene Unterstützung, die für das 
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Überleben des Staats notwendig war. Teile der internationalen Gemein-
schaft, insbesondere westliche Länder, sahen den afghanischen Staat 
als Verbündeten im Kampf gegen den Terrorismus und hofften darauf, 
eine demokratischere Alternative zum System der Taliban aufbauen zu 
können.

Ein Scheitern dieses Vorhabens bahnte sich über die Jahre an und 
wurde im August 2021 sichtbar, als die Taliban wieder die Macht in 
Afghanistan übernahmen. Zumindest bei der Bewertung dieses Schei-
terns müssen nun die lange ignorierten Interessen und Werte sowie die 
Erfahrungen und das Wissen der afghanischen Bevölkerung ausschlag
gebend sein. Dies erfordert Zeit, tiefgehende Forschung – auch außer-
halb der Schutzmauern – und Plattformen, bei denen die unterschied-
lichen Stimmen aus dem Land Gehör finden. Doch auch die Taliban 
als die neue Regierung in Afghanistan ignorieren die Erwartungen der 
Menschen im Land. Mit ihrer repressiven Politik bringen sie die eigene 
Bevölkerung gegen sich auf und untergraben ihre Macht.

Basierend auf rund 500 Interviews, geführt mit unterschiedlichs-
ten Menschen in verschiedenen Teilen Afghanistans zwischen 2014 und 
2019,1 setzt sich dieses Kapitel mit der Frage auseinander, wodurch die 
internationale Intervention in Afghanistan gescheitert ist. Dazu wirft 
das Kapitel zunächst einen Blick auf die internationale Intervention: 
die verschiedenen verfolgten Ziele, die daraus resultierenden Abhän-
gigkeiten in Afghanistan und die Parallelwelten der internationalen Ge-
meinschaft im Land. Im Anschluss betrachtet das Kapitel die Perspek
tiven in Afghanistan, zeigt lokale Erwartungen und Erfahrungen auf 
und analysiert die Rolle von Wissen über das Land.

Internationale Intervention: Konkurrierende Ziele, 
Abhängigkeiten und Parallelwelten

»Die Polizei kommt gerne zu Hochzeiten, um Geld zu kassieren. Als hier 
vor einiger Zeit Schüsse fielen, kamen die Polizisten sofort. Sie dach-
ten, dass es eine Hochzeitsfeier sei, bei der sie ›Geschenke‹ einsammeln 
können. Aber als sie merkten, dass ein Mord stattgefunden hatte, sind 

1	 Alle nachfolgenden Zitate und Interviews siehe: Florian Weigand, Waiting for Dignity: 
Legitimacy & Authority in Afghanistan, New York 2022.



	 Florian Weigand� 78

sie schnell wieder geflüchtet und haben nichts unternommen«, so schil-
derte es ein Student in der östlichen Provinz Afghanistans Nangarhar 
im November 2014.

Erfahrungen wie diese waren weit verbreitet in der Islamischen 
Republik Afghanistans. Die Legitimität des Staates wurde von der Be
völkerung über die Jahre immer mehr bezweifelt, weil er ihre einfachs-
ten Erwartungen – wie beispielsweise, dass Sicherheitskräfte zumin-
dest keine Bedrohung darstellen sollten – nicht erfüllte. Die Taliban 
profitierten von dieser Unzufriedenheit und bauten ihre Macht bis zum 
Fall des Staats im Jahr 2021 immer weiter aus, mit Gewalt, aber auch 
indem sie sich als das vergleichsweise kleinere Übel darstellten.

Internationale Intervention – mit welchem Ziel?
Afghanistans Bevölkerung wurde 2001 eine andere Zukunft verspro-
chen, als wir sie heute sehen. Nach dem 11. September 2001 rief US-Prä-
sident George W.  Bush einen globalen War on Terror aus und begann 
einen scheinbar kurzen und effektiven militärischen Einsatz in Afgha-
nistan gegen al-Qaida und die als verbündet erachteten Taliban. Schon 
im Dezember 2001 waren die Taliban und ihre markanten weißen 
Flaggen kaum noch zu sehen in Afghanistan, und die Bewegung galt 
weitgehend als besiegt. Die Stimmung war optimistisch, in Städten 
wie Kabul rasierten Männer sich die von den Taliban vorgeschriebenen 
Bärte ab, und Frauen konnten ohne Vollverschleierung und männliche 
Begleitung das Haus verlassen. Die Sieger dieses Einsatzes – Vertreter 
der sogenannten Nordallianz, der internationalen Gemeinschaft und 
der Zivilgesellschaft – versammelten sich auf dem Petersberg in Bonn. 
Sie einigten sich auf ambitionierte Pläne basierend auf den Normen 
und Interessen der Interventen: einen demokratischen Rechtsstaat, der 
Menschenrechte sicherstellen und nicht zu einer Bedrohung für andere 
Länder werden sollte.

Doch bereits die Motivation der internationalen Intervention 
macht deutlich, dass die hochgesteckten Ziele eigentlich wenig mit 
Afghanistan zu tun hatten. Nach dem 11. September versuchte US-Prä-
sident Bush die amerikanische Bevölkerung und die Verbündeten mit 
dem War on Terror hinter sich zu bringen. Afghanistan, das Land in dem 
al-Qaida-Führer Bin Laden vermutet wurde, eignete sich als erstes Ziel. 
In der ersten Phase der Invasion im Oktober 2001 wurden die USA von 
Großbritannien militärisch unterstützt. Aber auch viele weitere Länder 
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wollten nach dem 11. September zeigen, dass sie eng an der Seite der USA 
standen. Die massiven Menschenrechtsverletzungen, die die Taliban in 
Afghanistan begangen hatten, erzeugten zusätzliche Motivation und öf-
fentlichkeitswirksame Begründung, auch wenn ihretwegen allein wohl 
kaum ein Land eine militärische Präsenz in Afghanistan erwogen hätte. 
Über die folgenden Jahre sollten sich 36 Länder, darunter auch Deutsch-
land, an der NATO-Präsenz in Afghanistan beteiligen. Die militärische 
Präsenz wurde von einer großen Anzahl an zivilen internationalen Ak-
teuren ergänzt – insbesondere politischen Vertretungen sowie Organi-
sationen der Entwicklungszusammenarbeit und der humanitären Hilfe.

Die verschiedenen Akteure verfolgten unterschiedliche Ziele in Af-
ghanistan – oftmals ohne strategische Koordinierung und Priorisie-
rung. Länder wie Deutschland beteiligten sich an der UN-mandatierten 
militärischen Stabilisierungsmission der NATO (ISAF – International 
Security Assistance Force, ab 2015 RS – Resolute Support), förderten die 
Zivilgesellschaft und Menschenrechte und steckten über die Jahre viel 
Geld in die Entwicklungszusammenarbeit. Die USA förderten ähnliche 
Projekte, aber führten auch den War on Terror mit einer unabhängigen 
militärischen Präsenz fort. Als Teil dieses Krieges bekämpften die USA 
die wiederaufkommende Präsenz der Taliban mit Bodentruppen und in 
den späteren Jahren mit zunehmenden Luftschlägen, oftmals durchge-
führt mit Drohnen. Hinzu kam ein starker Fokus auf die afghanischen 
Sicherheitskräfte, welche von den USA ausgebildet, in weiten Teilen 
finanziert und logistisch unterstützt wurden. Teile der afghanischen 
Spezialkräfte (die sogenannten Zero Units) unterstanden sogar direkt 
dem Kommando des amerikanischen Auslandsgeheimdiensts CIA.

Die unterschiedlichen in Afghanistan verfolgten Ziele standen im 
direkten Konflikt miteinander. Insbesondere der War on Terror unter-
grub mit zivilen Opfern die Legitimität des afghanischen Staates, der 
nicht nur nicht in der Lage war, die Bevölkerung vor Angriffen der Ta-
liban zu schützen, sondern auch für die Opfer von Luftangriffen ver-
antwortlich gemacht wurde. Hinzu kam, dass auch die afghanischen 
Sicherheitskräfte oftmals primär dazu ausgebildet wurden, Krieg zu 
führen, anstatt die Bevölkerung zu schützen.2 Es waren überwiegend 

2	 Florian Weigand, »Human vs. State Security: How Can Security Sector Reforms Con-
tribute to State-building? The Case of the Afghan Police Reform«, LSE International 
Development Working Paper Series 13(135), 2013.
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afghanische Streitkräfte, die gegen die Taliban kämpften, und die (von 
den noch höheren Zahlen der Taliban abgesehen) für eine Vielzahl der 
zivilen Opfer verantwortlich waren. In der Regel wurden Vorfälle ziviler 
Opfer, die von der Mission der Vereinten Nationen in Afghanistan 
(UNAMA; United Nations Mission in Afghanistan) aufgezeichnet wur-
den, weder von der afghanischen Regierung oder nationalen Gerichten 
noch von internationalen Gerichten aufgearbeitet.

Auch bei dem aus deutscher Perspektive wichtigen Thema der 
Polizeireform zeigte sich das Durcheinander verschiedener Ziele, bei 
dem sich letztendlich die finanzstarke Agenda des US-Militärs durch-
setzte. Nach der Intervention 2001 erklärte sich zunächst Deutschland 
für den Aufbau einer funktionierenden Polizei in Afghanistan verant-
wortlich. Doch in den Anfangsjahren verlief die deutsche Finanzierung 
und Umsetzung nur langsam, sodass es mit Deutschlands ambitionier-
ten Plänen für eine dreijährige Ausbildung angehender Polizistinnen 
und Polizisten mit einem Fokus auf Themen wie Menschenrechte nur 
schleppend voranging und die Polizei massiv unterbesetzt blieb.3 Da-
raufhin baute das US-Militär eine eigene Ausbildungsmission auf. Bei 
diesem Format dauerte die Ausbildung allerdings nur wenige Wochen 
und konzentrierte sich auf den Umgang mit Waffen. So wurde zwar die 
Anzahl der Polizistinnen und Polizisten schnell ausgebaut, doch waren 
sie für den zivilen Polizeieinsatz kaum zu gebrauchen und wurden pri-
mär als Hilfssoldaten an Kontrollpunkten und später sogar an der Front 
verwendet. Ihre Gewaltexpertise setzte die Polizei aber auch oftmals ein, 
um Abgaben von der Bevölkerung zu verlangen.

Abhängigkeit
Die afghanische Bevölkerung wurde bei der Ausarbeitung von Zielen in 
Afghanistan wenig gehört. Das zeigt sich bereits am Charakter der in-
ternationalen Intervention im Jahr 2001. Um die Taliban ohne Gefahr 
für das amerikanische Militär zurückzudrängen, unterstützten die USA 
die sogenannte Nordallianz – eine Gruppierung verschiedener, überwie-
gend aus Nordafghanistan stammender Kommandeure, die mit eigenen 
Truppen gegen die Taliban kämpften – mit Waffen, Logistik und verein-

3	 Cornelius Friesendorf  /  Jörg Krempel, »Militarized versus Civilian Policing: Prob-
lems of Reforming the Afghan National Police«, Peace Research Institute Frankfurt, 
PRIF-Report 102, 2011.
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zelten Spezialkräften. So wurde der Krieg gegen die Taliban von afghani-
schen Truppen geführt und mit Luftschlägen der USA unterstützt. Zwar 
war die Nordallianz vereint in ihrer Abneigung gegenüber den Taliban, 
doch viele der Kommandeure genossen nicht den Ruf, hinter den ande-
ren Zielen der internationalen Intervention zu stehen, wie beispielsweise 
Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechte, oder anderweitig 
für die Interessen der Bevölkerung zu kämpfen.

Im Gegenteil, einige der Kommandeure galten als Kriegsherren 
(Warlords) und waren selbst für massive Menschenrechtsverletzungen 
gegenüber der afghanischen Bevölkerung verantwortlich. In weiten Tei-
len nahm die Bevölkerung sie als Gefahr wahr. So erregte beispielsweise 
der Kommandeur Dostum internationale Aufmerksamkeit damit, dass 
er Tausende gefangen genommene Talibankämpfer in Schiffscontainer 
einschließen und erschießen ließ. Als Sieger des Krieges gegen die Ta-
liban besetzten viele Warlords jedoch später einflussreiche Machtpo-
sitionen im neuen Staat.4 Dostum beispielsweise wurde Vizepräsident 
Afghanistans.

Ökonomisch profitierte ein kleiner Teil der Bevölkerung außer
ordentlich von der internationalen Intervention. Die internationale 
Präsenz und das internationale Interesse brachten viel Geld in das Land, 
das auf legalen und illegalen Wegen auf den ausländischen Konten 
einer kleinen Elite landete. Hinzu kam eine Vielzahl gut bezahlter Jobs 
bei internationalen Organisationen, von denen insbesondere auch viele 
Interventen profitierten. Der afghanische Staat schaffte es nicht, einen 
unabhängigen Haushalt auf der Basis von Steuern, Zöllen und anderen 
Einnahmen zu schaffen. Er blieb ein Rentierstaat, der von Zahlungen 
aus dem Ausland abhängig war. Selbst im Jahr 2021 basierten noch fast 
80 Prozent des afghanischen Staatshaushalts auf internationalen Gel-
dern. Aber weite Teile der afghanischen Bevölkerung, insbesondere 
in ländlichen Räumen, profitierten nur begrenzt von dieser Unter-
stützung, wenn doch, dann überwiegend in den wichtigen Bereichen 
Gesundheit und Bildung.

Staatliche Einnahmen, wie beispielsweise Zölle, flossen oftmals 
auf die privaten Konten von Polizeikommandeuren, Gouverneuren und 
Ministern und nicht in den Staatshaushalt. Der gewaltsame Konflikt 

4	 Romain Malejaeq, Warlord Survival. The Delusion of State Building in Afghanistan, Ithaca  /   
London 2019.
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in Afghanistan schuf also eine eigene Ökonomie mit Gewinnern, die 
kaum ein Interesse daran hatten, einen Krieg zu beenden, der für sie 
finanziell attraktiv war.5 So ließ sich beispielsweise viel Geld mit dem 
Schutz der Versorgungskonvois und der Stützpunkte des internationa-
len Militärs verdienen.

Sowohl ökonomische als auch politische Macht waren in Afgha-
nistan stark von internationalen Dynamiken abhängig. Das zeigt sich 
eindrucksvoll an der Rolle des afghanischen Präsidenten. Die zentra-
lisierte Verfassung Afghanistans sprach der Position des Präsidenten 
eine Vormachtstellung zu. Der afghanische Präsident Ghani trieb diese 
Zentralisierung noch weiter voran und verlagerte mit der Zeit immer 
mehr Kompetenzen von Ministerien in den Präsidentenpalast. Doch 
wegen der massiven militärischen und finanziellen Abhängigkeit Af-
ghanistans vom Westen, insbesondere den USA, konnte Afghanistans 
politische Spitze dennoch nicht unabhängig agieren. Insbesondere 
die innenpolitischen Dynamiken in den USA prägten das Geschehen 
in Afghanistan und den Handlungsspielraum der dortigen Politik vom 
Beginn der internationalen Intervention bis zum Abzug der internatio-
nalen Truppen. So boten im November 2001 die Taliban dem zukünfti-
gen Präsidenten Karzai zwar eine bedingungslose Kapitulation an, doch 
US-Verteidigungsminister Rumsfeld ließ diese nicht zu und stellte auf 
einer Pressekonferenz klar: »Die Vereinigten Staaten sind nicht geneigt, 
über Kapitulationen zu verhandeln.«6 Auch nach Bonn wurden die Ta-
liban als Verlierer nicht eingeladen, in den Prozess des Aufbaus eines 
neuen Staates wurden sie nicht eingebunden.

Das Ende der internationalen Unterstützung in Afghanistan war 
ebenfalls eng mit US-amerikanischer Innenpolitik verknüpft. Der von 
US-Präsident Trump initiierte offene Dialog mit den Taliban in Qatar 
war primär auf einen gesichtswahrenden Abzug der US-Streitkräfte 
und Sicherheitsgarantien für die USA ausgelegt. Dabei wurden selbst 
die engsten Verbündeten innerhalb der NATO nicht über die konkreten 
US-Pläne informiert, eine wiederkehrende Dynamik, die Verbündete 
der USA auch schon bei früheren Entscheidungen in Afghanistan hinter 
vorgehaltener Hand kritisierten.

5	 Florian Kühn, »Aid, Opium and the State of Rents. Competition, Cooperation, or Co-
habitation?«, in: Journal of Intervention and Statebuilding 2(3), 2008, S. 309  –  327.

6	 »Pentagon Briefing with Secretary Rumsfeld«, in: The Washington Post, 19. 11. 2001.



Gescheitert – aber womit?	 83	

Die USA und die Taliban einigten sich in ihrer Abschlusserklä-
rung im Februar 2020 auf einen Waffenstillstand während des US-Ab-
zugs. Zudem sagten die Taliban den USA zu, dass afghanischer Boden 
nicht für Angriffe auf die USA und ihre Verbündeten genutzt werden 
würde. Die afghanischen Sicherheitskräfte waren allerdings von dem 
Abkommen ausgenommen, und der Krieg wurde in den folgenden Wo-
chen und Monaten mit aller Härte fortgesetzt. Auch der neu gewählte 
US-Präsident Biden, der schon als Vizepräsident unter Obama für seine 
Skepsis bezüglich des Afghanistaneinsatzes bekannt war, wollte den zu 
Hause unpopulären »ewigen Krieg« in Afghanistan beenden und setzte 
nach seiner Wahl den Abzug um, obwohl der afghanische Präsident 
Ghani noch auf einen langen Fortbestand amerikanischer militärischer 
Unterstützung gehofft hatte. Der Fall der Republik und die Übernahme 
des Staates durch die Taliban waren vollzogen, bevor der amerikanische 
Truppenabzug beendet worden war.

Parallelwelten

Noch weitaus abhängiger als der afghanische Präsident und die poli
tische Elite, die in Teilen persönliche über gesellschaftliche Interessen 
gestellt und so ebenfalls zum Zerfall der Republik beigetragen hatte, 
war die afghanische Bevölkerung. Selbst bei der Durchführung der 
internationalen Intervention in Afghanistan wurden die Anliegen der 
Bevölkerung kaum einbezogen.

Ein Großteil der internationalen Gemeinschaft und der für den af-
ghanischen Staat Verantwortlichen verschanzte und isolierte sich, als 
die Sicherheitslage schlechter wurde. Diejenigen, die es sich leisten 
konnten oder genug Einfluss hatten, zogen sich zunehmend hinter 
hohe Betonmauern zurück und in gepanzerte Autos, um sich vor den 
Anschlägen der Taliban – und später auch des Islamischen Staates – so-
wie vor Kriminalität, insbesondere Entführungen, zu schützen.7

Es entstanden Parallelwelten innerhalb von Afghanistan, bei der 
ein Großteil der einflussreichen Menschen in Kabul – Mitglieder der 

7	 Ruben Andersson  /  Florian Weigand, »Intervention at Risk. The Vicious Cycle of Dis-
tance and Danger in Mali and Afghanistan«, in: Journal of Intervention and Statebuilding 
9(4), 2015, S. 519  –  541.
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Regierung, hohe Beamte in Ministerien, Journalisten, Vertreter der 
Zivilgesellschaft, Mitarbeitende der Vereinten Nationen und von Ent-
wicklungsorganisationen – eine »Kabubble« genannte Blase bildeten, 
die kaum noch in Kontakt mit der weiteren Bevölkerung des Landes 
stand. Die Interaktionen mit der »Außenwelt«, der normalen Bevöl-
kerung, wurde mit der Zeit immer weniger. Selbst ein Einkauf im Su-
permarkt war für den geschützten Teil der Menschen in Kabul eher die 
Ausnahme als die Regel.

Die Kabubble wiederum bestand aus verschiedenen voneinander 
getrennten Parallelwelten, bei der insbesondere die internationale mi
litärische Präsenz stark abgeschirmt blieb. Auch viele andere ausländi-
sche oder internationale Organisationen, wie die Botschaften, aber auch 
Entwicklungsorganisationen und teilweise sogar humanitäre Akteure 
wurden mit der zunehmend schlechter werdenden Sicherheitslage im-
mer weiter vom Land und auch voneinander abgetrennt. Dies führte 
auch dazu, dass die Datenlage, auf der Entscheidungen getroffen wur-
den, stetig dünner wurde. Das Wissen über die Dynamiken in dem Land, 
in dem die Interventen tätig waren, basierte oftmals auf Medienbericht-
erstattung, den Berichten der afghanischen Angestellten und offiziellen 
Terminen mit der afghanischen Elite. Die Analyse der wenigen Informa-
tionen aus dem Land war oftmals geprägt von der Eigenlogik der jewei
ligen Organisation, sodass kaum neues Wissen geschaffen wurde.

Von formellen Terminen abgesehen, hatten die verschiedenen in-
ternationalen Blasen über die Jahre auch immer weniger mit den Bla-
sen der afghanischen Elite zu tun. Diese lebte oftmals ebenfalls in gut 
geschützten compounds, nutzte gepanzerte Autos und vermied Reisen in 
ländliche Räume, die als unsicher galten. Selbst manche Abgeordnete 
des afghanischen Parlaments waren kaum in Kontakt mit der Bevölke-
rung, die sie vertreten sollten. Teile der Elite hatten zudem ihre Bank-
konten und Familien im Ausland und verfügten über eine westliche 
Staatsbürgerschaft, die es ihnen erlaubte, das Land jederzeit zu verlas-
sen. Viele Menschen im Land nahmen dies als mangelnden Glauben an 
den Erfolg des von ihnen verfolgten Projekts eines neuen Staats wahr.

Die »Verbunkerung« betraf zunehmend auch die Forschung. Die Si-
cherheitslage, aber auch die damit einhergehenden Sicherheitsauflagen 
und Einschränkungen, machten es Forschenden schwer, sich im Land 
zu bewegen und unabhängige Forschung zu betreiben. Selbst der in-
ternationale Journalismus war teilweise betroffen. Mutige afghanische 
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Journalistinnen und Journalisten führten ihre Arbeit zwar auch unter 
schwierigen Bedingungen fort, sie bekamen aber selten internationale 
Aufmerksamkeit. Das Wissen über Afghanistan außerhalb der »Bub-
bles« wurde immer geringer. Insbesondere Stimmen aus dem länd
lichen Raum, dort, wo die Not am größten war und der Einfluss der 
Taliban zunehmend wuchs, wurden kaum gehört.

Letztendlich spielte die Bevölkerung Afghanistans, in deren Namen 
ein Großteil der internationalen Politik begründet worden war, kaum 
eine Rolle bei der Intervention. Das spiegelte sich auch in einer über die 
Jahre immer weiter sinkenden Wahlbeteiligung in Afghanistan wider. 
Im Jahr 2019, in der letzten Präsidentschaftswahl vor dem Fall des Staats, 
erhielt Präsident Ghani weniger als eine Million Stimmen – in einem 
Land mit einer Bevölkerung von geschätzten 40 Millionen Menschen. 
Letztendlich war als legitimierender Machtfaktor für den afghanischen 
Staat die Unterstützung aus dem Ausland maßgeblich – und, bis zum 
Ende dieser Unterstützung im Jahre 2021, ausreichend.

Afghanistan: Erwartungen, Erfahrungen und Wissen

Die Erwartungen, die Erfahrungen und das Wissen der Bevölkerung 
Afghanistans sind in 20 Jahren internationaler Intervention wenig be-
rücksichtigt worden. Doch welche Erwartungen hatten die Menschen? 
Wie konnten die Taliban von den Erfahrungen der Menschen mit dem 
Staat profitieren? Und wie kann ihre Perspektive zumindest bei der Auf-
arbeitung des internationalen Engagements in Afghanistan einbezogen 
werden?

Lokale Erwartungen
Ein Blick auf die Perspektiven der Bevölkerung in Afghanistan zeigt, 
dass die Erwartungen an den Staat sehr klar waren. Eine umfangreiche 
Studie, wie die Menschen verschiedene Autoritäten (den Staat, die Tali-
ban, Warlords, Autoritäten auf der lokalen Ebene) in den Jahren 2014 bis 
2019 im Land wahrgenommen haben, zeigt ein eindeutiges Bild sowohl 
der Hoffnungen in der Bevölkerung als auch der tatsächlichen Erfah-
rungen.8

8	 Siehe Weigand, Waiting for Dignity für eine detaillierte Auseinandersetzung.
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Menschen in Afghanistan wollen, wie überall auf der Welt, im all-
täglichen Leben von Autoritäten mit Würde und Respekt behandelt 
werden. Doch gerade in einem Konfliktgebiet wie Afghanistan hat die 
tagtägliche Erfahrung von Autorität eine besondere Bedeutung. Ohne 
Strukturen, die das Handeln von Autoritäten mit den Erwartungen der 
Bevölkerung verknüpfen, wie beispielsweise in einem funktionierenden 
demokratischen System durch faire Wahlen und öffentlichen Diskurs, 
spielt die tagtägliche Erfahrung und das Erleben von Autorität im täg
lichen Leben eine besondere Rolle.

Afghanistans politische Ordnung vor 2021 war geprägt von der Kon-
kurrenz verschiedener nebeneinander existierender Autoritäten. Neben 
dem Staat, der kein Monopol legitimer Macht hatte, und den Taliban 
gab es lokale Autoritäten, insbesondere Älteste und verschiedene Räte 
und Versammlungen (sogenannte Dschirgas oder Schuras).9 Hinzu 
kamen die besagten Warlords, also Menschen, die sich als Individuen 
Macht, in der Regel durch Gewalt, verschafft hatten, aber nach 2001 
oftmals zugleich Teil der staatlichen Struktur waren, beispielsweise als 
Gouverneure oder Minister. Die lokalen Erwartungen, besonders das 
Bedürfnis, mit Würde und Respekt behandelt zu werden, waren nicht 
an eine bestimmte Autorität gebunden. Jegliche Autorität konnte Le-
gitimität konstruieren, indem sie auf diese Erwartungen einging. Da 
verschiedene Autoritäten an verschiedenen Orten in verschiedenen 
Ausmaßen diese Erwartungen erfüllten, war Legitimität in Afghanistan 
letztendlich stark fragmentiert.

Lokale Erfahrungen
Je nach Region und Ort erfüllten verschiedene Autoritäten die Erwar-
tung, mit Würde und Respekt im täglichen Leben behandelt zu wer-
den, mit mehr oder weniger Erfolg. Warlords wurden weitgehend als 
gewaltsam und korrupt erachtet. Lokale Autoritäten erfüllten an man-
chen Orten die Erwartungen, an anderen nicht, abhängig von lokaler 
Geschichte und den Menschen in diesen Positionen.

Für viele Menschen in ländlichen Räumen, aber auch für eine zu-
nehmende Anzahl von Menschen in Städten, versagte auch der Staat bei 
der Erfüllung dieser einfachsten Erwartungen. Staatliche Korruption 

9	 Thomas Barfield, Afghanistan. A Cultural and Political History, Princeton  /  Oxford 2012; 
Jennifer Murtazashvili, Informal Order and the State in Afghanistan, New York 2016.



Gescheitert – aber womit?	 87	

prägte den Alltag. An Kontrollpunkten der Polizei wurden oft Schmier-
gelder fällig, Hilfe bei Kriminalität war hingegen kaum zu erwarten. 
Auch sonst benahm sich die Polizei, wie im eingangs erwähnten Bei-
spiel, oftmals ausbeuterisch. Ein Staatsanwalt in Kabul fasste zusam-
men: »Wenn man die Polizei auf der Straße sieht, möchte man sich 
umdrehen und einen anderen Weg gehen.«

Wie in vielen anderen Kontexten, war Korruption nicht nur ein Pro-
blem an der Spitze des Staats, wo sie durch die Gelder aus der interna-
tionalen Präsenz gespeist wurde, sondern sie betraf das tägliche Leben 
der Menschen im Land. So mussten beispielsweise bei der Polizei viele 
Angestellte für ihre Position bezahlen, da diese ihnen Einnahmequellen 
verschaffte, basierend nicht auf Gehalt, sondern auf erbeuteten Geldern. 
Je höher und lukrativer die Position war, desto höher war der Betrag, 
der an die Vorgesetzten bezahlt werden musste.

Das Justizsystem unterlag vergleichbaren Dynamiken. So erging 
es den Menschen bei Rechtsstreitigkeiten ähnlich wie im Sicherheits-
sektor: Das Justizsystem brauchte oft Jahre für Streitfälle, und oftmals 
gewann die Person, die höhere Bestechungsgelder gezahlt oder bes-
sere Kontakte hatte. Ein Lehrer aus Herat beschwerte sich: »Wenn ich 
einen Fall zu Gericht bringe, ist es egal, ob ich schuldig bin. Bezahlen 
muss man immer!« Als Konsequenz verließen sich gerade im ländlichen 
Raum viele Menschen auf traditionelle Strukturen.

Zu der oftmals negativen Erfahrung mit dem Staat trugen wei-
terhin die militärischen Operationen im War on Terror bei. Die USA 
reduzierten nach Ende der sogenannten surge, einer durch Präsident 
Obama initiierten massiven Aufstockung der Truppen, zwar ihre 
Truppenpräsenz wieder erheblich, doch stattdessen wurden vermehrt 
Luftschläge mithilfe von Drohnen durchgeführt. Es fehlen verlässliche 
Daten, doch es kann davon ausgegangen werden, dass diese eine Viel-
zahl von unbeteiligten Zivilistinnen und Zivilisten das Leben kostete.10 
Ein Krankenpfleger in der Provinz Nuristan berichtete 2015, wie er 
sich den Taliban anschloss, nachdem er Zeuge eines fehlgeschlagenen 
Luftschlags geworden war, der statt Kämpfern unbeteiligte Arbeiter im 
Straßenbau getroffen hatte. Hinzu kam, dass auch die afghanischen 

10	 Jack Serle  /  Jessica Purkiss, »Drone Wars: The Full Data«, in: Bureau of Investigative Jour-
nalism, 1. 1. 2017, https://www.thebureauinvestigates.com/stories/2017-01-01/drone-
wars-the-full-data [9. 6. 2023].

https://www.thebureauinvestigates.com/stories/2017-01-01/drone-wars-the-full-data
https://www.thebureauinvestigates.com/stories/2017-01-01/drone-wars-the-full-data
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Sicherheitskräfte größtenteils im Sinne des War on Terror ausgebildet 
worden waren und deren Auftreten dadurch in vielen Fällen zivile Op-
fer forderte.11 Persönliche negative Erfahrungen mit dem Staat und dem 
internationalen Militär waren oftmals ein größerer Antrieb, sich den 
Taliban anzuschließen, als die Ideologie der Taliban. Weite Teile der Be-
völkerung nahmen die Sicherheitskräfte mehr als Bedrohung denn als 
Schutz wahr. Die Taliban konnten sich so in Teilen des Landes erfolg-
reich als das vergleichsweise kleinere Übel darstellen und unabhängig 
von ihrer Ideologie Legitimität konstruieren.

Die Taliban wussten dies zu nutzen. Nach dem aus ihrer Perspek-
tive verlorenen Krieg im Jahr 2001 begannen die Taliban etwa ab 2004, 
sich im Süden Afghanistans neu zu organisieren. Sie hatten dabei aus-
ländische Unterstützung, insbesondere aus Pakistan. Bereits im Jahr 
2006 verübten die Taliban durchschnittlich 16 Anschläge am Tag.12 Die 
durch US-Präsident Obama initiierte surge drängte sie zwar zwischen-
zeitlich wieder zurück. Nachdem 2014 jedoch ein Großteil der US-Trup-
pen abgezogen worden war, bauten sie ihre Kontrolle wieder aus. Ihre 
brutalen Anschläge richteten sich oftmals gegen Einrichtungen der in-
ternationalen Präsenz und des afghanischen Staats – mit sehr hohen zi-
vilen Opferzahlen. Bestimmte staatliche Amtsträger, wie beispielsweise 
Richter, wurden von den Taliban nicht als Zivilisten betrachtet und ge-
zielt angegriffen. Damit wurden die Taliban, insbesondere in Städten 
wie Kabul, als Terroristen wahrgenommen. Das persönliche Risiko sich 
für den Staat zu engagieren wurde immer größer. Allerdings untermi-
nierten sie dabei auch das Vertrauen in den Staat, seine Bevölkerung 
schützen zu können.

Zudem bauten die Taliban ihre Kontrolle in vielen ländlichen Räu-
men aus. Auf den farblich unterlegten Karten Afghanistans, wie sie von 
verschiedenen Organisationen und Nachrichtenportalen veröffentlich 
werden, verdoppelten die Taliban schnell ihren Einflussbereich. Dabei 
ging der Einfluss der Taliban oftmals deutlich weiter, als auf den Kar-

11	 Siehe beispielsweise United Nations Assistance Mission in Afghanistan, »Afghanis-
tan. Protection of Civilians in Armed Conflict. Midyear update: 1 January to 30 June 
2021«, Juli 2021.

12	 Ashley Jackson  /  Florian Weigand, »Rebel Rule of Law: Taliban Courts in the West and  
North-West of Afghanistan«, ODI Briefing Note, Mai 2020, https://cdn.odi.org/media/
documents/Rebel_rule_of_law_Taliban_courts_in_the_west_and_north-west_of_
Afghanistan.pdf [9. 6. 2023].

https://cdn.odi.org/media/documents/Rebel_rule_of_law_Taliban_courts_in_the_west_and_north-west_of_Afghanistan.pdf
https://cdn.odi.org/media/documents/Rebel_rule_of_law_Taliban_courts_in_the_west_and_north-west_of_Afghanistan.pdf
https://cdn.odi.org/media/documents/Rebel_rule_of_law_Taliban_courts_in_the_west_and_north-west_of_Afghanistan.pdf
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ten ersichtlich war, da er sich eher auf die Kontrolle der Bevölkerung 
als auf die Kontrolle von Territorien fokussierte.13 Ihre Macht basierte 
auf einer Mischung von Gewalt und Legitimität. Die Taliban errichteten 
beispielsweise ein Steuersystem mit Abgaben an Kontrollpunkten in der 
Landwirtschaft, aber auch auf Entwicklungsprojekte. Zudem setzten 
sie ihre ideologische Vorstellung um und beschränkten beispielsweise 
die Bewegungsfreiheit von Frauen. So nutzten die Taliban die Schwä-
chen des Staates aus. Sie bauten insbesondere ein Justizsystem auf, das 
schneller auf Bedürfnisse eingehen konnte. Dies waren zunächst mobile 
Gerichte, Richter mit Motorrädern, die bei Anruf schnell ins Dorf ka-
men, um Rechtsstreitigkeiten zu lösen. Mit zunehmendem Einfluss 
wurden die Gerichte der Taliban aber immer mehr institutionalisiert. 
Im Jahr 2019 waren Talibangerichte in einer Vielzahl der Distrikte im 
Land zu finden.14

Aus der Perspektive der Bevölkerung boten diese Gerichte durch-
aus Vorteile. Ein Mann aus der Provinz Faryab erzählte in diesem Jahr: 
»Die Taliban treffen Entscheidungen schnell. Die afghanische Regie-
rung macht einen Unterschied zwischen Arm und Reich: Wenn jemand 
reich oder bekannt ist, wird er freigelassen. Wenn es sich um eine 
arme Person handelt, wird sich niemand für sie interessieren. Bei der 
Taliban-Regierung ist das nicht so. Arm und Reich sind gleichberechtigt. 
Für alle.« Hinzu kam die gute geografische Erreichbarkeit der Gerichte. 
Je schlechter die Sicherheitslage im Land wurde, desto mehr staatliche 
Gerichte wurden auf der Distriktebene geschlossen und in die Provinz-
hauptstädte verlagert – weit weg und damit fast unerreichbar für große 
Teile der ländlichen Bevölkerung.

Frauen wurden in Talibangerichten Männern gegenüber benachtei-
ligt, da sie nur mit einem männlichen Begleiter vor Gericht erscheinen 
konnten. Auch bei der Rechtsprechung, bei der sich die Taliban auf ihre 
Interpretation islamischen Rechts stützen, wurden Frauen in manchen 
Fällen benachteiligt. Beispielsweise erhielten Frauen bei Erbschaften 
lediglich die Hälfte von dem, was Männern zugesprochen wurde. Da 
aber im Vergleich lokale Institutionen Frauen oft jedes Recht zu erben 

13	 Ibraheem Bahiss  /  Ashley Jackson  /  Leigh Mayhew  /  Florian Weigand, »Rethinking 
Armed Group Control. Towards a New Conceptual Framework«, ODI Working Paper,  
April 2022, https://cdn.odi.org/media/documents/FINAL_Re-thinking_Armed_Group_ 
Control.pdf [9. 6. 2023].

14	 Jackson  /  Weigand, »Rebel Rule of Law«.

https://cdn.odi.org/media/documents/FINAL_Re-thinking_Armed_Group_Control.pdf
https://cdn.odi.org/media/documents/FINAL_Re-thinking_Armed_Group_Control.pdf
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absprachen und die staatlichen Gerichte, die Frauen zwar in der Theorie 
gleiche Rechte zusprachen, kaum zu erreichen und zu teuer waren, wa-
ren die Talibangerichte selbst für Frauen oftmals die beste verfügbare 
Option. Hinzu kam, dass die Menschen sich mit wachsendem Einfluss 
der Taliban immer weniger trauten, nicht zu den Taliban zu gehen.

Der lange Arm der Talibangerichte reichte oftmals sogar in die 
großen Städte – allen offiziellen Karten zum Trotz, die diese unter der 
Kontrolle des Staates sahen. Ein Mann in Herat City berichtete im Jahr 
2019: »Ich hatte mir von jemandem 25 000 Afs (ca. EUR 300) geliehen, 
konnte das Geld aber nicht pünktlich zurückzahlen. Er kam oft und ver-
langte das Geld zurück. Aber ich konnte nicht zahlen. Daraufhin reichte 
er eine Beschwerde bei den Taliban ein. Die schickten mir einen Brief 
und forderten mich auf, vor Gericht zu erscheinen. Ich bin nicht hin-
gegangen. Sie schickten dann einen zweiten Brief und sagten, wenn 
du nicht kommst, werden wir ein Auto mit Taliban-Kämpfern schicken, 
um dich zu Hause abzuholen. Und ich sollte auch noch 10 000 Afs für 
deren Fahrt bezahlen. Also bin ich hingegangen.« Der Mann verlor 
den Fall und musste das geliehene Geld innerhalb eines vorgegebenen 
Zeitrahmens zurückzahlen.

Der Staat, unterstützt von der internationalen Gemeinschaft, leis-
tete dennoch weiterhin viel, insbesondere in den Bereichen Bildung 
und Gesundheit, und verbuchte dadurch Erfolge, die von der Bevölke-
rung begrüßt wurden. Auch in den von den Taliban kontrollierten Ge-
bieten waren es in der Regel der Staat oder Nichtregierungsorganisati-
onen im Auftrag des Staates, die Schulen und Krankenhäuser betrieben. 
Die Taliban ließen dies unter Bedingungen zu. So verlangten sie bei-
spielsweise in einigen Regionen, den Lehrplan an ihre Vorstellungen 
anzupassen. Zudem setzten sie (mit Nachdruck) durch, dass Lehrerin-
nen und Lehrer tatsächlich zur Arbeit kamen. Damit wirkten sie dem in 
Afghanistan weitverbreiteten Problem von Ghost Schools – Schulen, die 
nur auf dem Papier existierten, aber dennoch Gehälter zahlten – entge-
gen. Somit erreichten die Taliban, dass funktionierende Schulen in den 
von ihnen kontrollierten Gebieten von der Bevölkerung als ihre Errun-
genschaft wahrgenommen wurden, nicht als Erfolg des Staates.

Der Erfolg der Taliban beim Ausbau ihrer Macht und ihres Ein-
flusses im Land zeigt, dass dieser nur bedingt auf ihrer eigenen Stärke 
und Legitimität beruhte, sondern insbesondere auf der Schwäche der 
Republik fußte. Selbst die Erfolge, die der Staat zu verzeichnen hatte, 
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wie beispielsweise im Bereich Bildung und Gesundheit, wurden von 
den Taliban beansprucht. Somit war aus der Perspektive von Teilen der 
Bevölkerung der Staat bereits Jahre vor dem Fall der Regierung im Jahr 
2021 gescheitert.

Mehr und besser wissen?
Zumindest bei der Aufarbeitung des internationalen Engagements in 
Afghanistan von 2001 bis 2021 sollte die Perspektive der lokalen Bevölke-
rung ausschlaggebend sein. Auch um in Deutschland die Politik gegen-
über und die Politik in Afghanistan wirkungsvoll bewerten zu können, 
ist es wichtig, die Menschen in Afghanistan zu Wort kommen zu lassen 
und sich mit ihren Interessen, Werten und Erwartungen auseinander-
zusetzen, um auf dieser Basis Kriterien für Erfolg und Scheitern zu ent-
wickeln. Letztendlich kann nur die Perspektive der betroffenen Men-
schen Maßstab sein. Das erfordert direkten Austausch, mehr Forschung 
und eine Kenntnisnahme bereits existierender Forschung in der Politik.

Eine aktive und direkte Beteiligung der betroffenen Bevölkerung in 
Afghanistan an den Diskursen in Deutschland ist nur begrenzt möglich, 
aber nicht ausgeschlossen. So können beispielsweise die diversen und 
unterschiedlichen Stimmen der afghanischen Zivilgesellschaft auch in 
Deutschland zu Wort kommen, um den Zeitraum 2001 bis 2021 aufzu-
arbeiten und um über die zukünftige Beziehung der Länder und Bevöl-
kerungen nachzudenken.

Zudem ist es wichtig, über die Stimmen der Elite hinauszugehen 
und Forschung, die sich intensiv mit den Menschen in Afghanistan aus-
einandersetzt, weiter zu unterstützen. Erforderlich ist dafür nicht nur 
unabhängige Finanzierung, sondern auch eine Bereitschaft, sich mit 
dem Thema »Sicherheit« neu auseinanderzusetzen. Das berechtigte 
Interesse internationaler Organisationen und Forschungsinstitutionen, 
Mitarbeitende um jeden Preis zu schützen, hat in Afghanistan vielfach 
zu einer massiven Einschränkung von Bewegungsfreiheit geführt. Doch 
aus gepanzerten Autos und gesicherten Gebäuden heraus ist Forschung, 
die sich tiefgehend mit einem weiten Spektrum von Menschen und Per-
spektiven befasst, kaum möglich. Um neues Wissen generieren zu kön-
nen, muss eine Aufarbeitung mit den betroffenen Menschen möglich 
sein.

Zuletzt ist es wichtig, die Forschung zu und aus Afghanistan wahr-
zunehmen und sich aktiv mit ihr zu beschäftigen – auch in der Politik. 



	 Florian Weigand� 92

Trotz aller Einschränkungen, resultierend sowohl aus der Sicherheits-
lage als auch aus Sicherheitsauflagen, wurde ausgiebig zu dem Land 
geforscht, sowohl von afghanischen als auch ausländischen Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftlern. Um Scheitern zu definieren, zu 
verstehen und zu verhindern, kann diese Forschung einen erheblichen 
Beitrag leisten.

Fazit

Erfolg und Scheitern von internationalen Interventionen sind letzt-
endlich von lokaler Legitimität abhängig. Erfolg erfordert, die Legi
timitätserwartungen der betroffenen Bevölkerung zu verstehen und 
zu berücksichtigen. Dies gilt in zweierlei Hinsicht. Zum einen sollten 
die diversen Erwartungen der Bevölkerung einbezogen werden, um 
zu Beginn oder zumindest im späteren Rahmen der Intervention Kri-
terien für Erfolg und Scheitern zu definieren. Dies sollte nicht erst bei 
einer Aufarbeitung der Fall sein. Ein Verständnis der Perspektiven un-
terschiedlichster Teile der Bevölkerung kann es ermöglichen, Ziele zu 
setzen, die von den Betroffenen als legitim erachtet werden. Zum ande-
ren ist ein stetiger Einbezug der Interessen, Werte und des Wissens der 
Bevölkerung, über die Eliten hinaus, entscheidend, um definierte Ziele 
an die Realitäten anzupassen und zu erreichen.

In Afghanistan scheiterte die internationale Gemeinschaft in bei-
derlei Hinsicht, sowohl beim Definieren als auch bei der Umsetzung 
der Ziele im Sinne der Bevölkerung. Die Intervention wurde geprägt 
vom War on Terror, der wenig mit den Erwartungen der Bevölkerung Af-
ghanistans zu tun hatte. Andere Ziele, wie der Aufbau eines legitimen 
Staates, waren der Kriegführung und innenpolitischen Debatten in den 
intervenierenden Staaten untergeordnet. Auch bei der Umsetzung der 
Intervention erreichte die internationale Gemeinschaft keinen weiter-
gehenden Einbezug der Bevölkerung und ihrer Legitimitätserwartun-
gen. Die internationalen Gelder ermöglichten ausufernde Korruption 
und die Bereicherung einer kleinen Schicht, die dadurch viel Einfluss 
und Macht im Land erlangen konnte. Doch die Elite des Landes war da-
mit abhängig von den innenpolitischen Debatten in den intervenieren-
den Staaten, aus denen die finanzielle und militärische Unterstützung 
kam. Die Bevölkerung außerhalb der verschiedenen Elitezirkel hatte 
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keinerlei Einfluss auf den neuen Staat. Wahlen, die das hätten leisten 
sollen, waren korrumpiert, und die Ergebnisse wurden letztlich verhan-
delt, auch von der internationalen Gemeinschaft. So verlagerte sich die 
von Autoritäten erwartete Rechenschaft in das tagtägliche Leben, wo 
Menschen konkret erlebten, wie sich Vertreter:innen des Staates ihnen 
gegenüber im Alltag verhielten.

Insbesondere in der sich verschlechternden Sicherheitslage, maß-
geblich durch die Taliban verursacht, versuchten sich Vertreter:innen 
des Staates und der internationalen Gemeinschaft primär selbst zu 
schützen – durch Betonwände, gepanzerte Autos und einen geringen 
Bewegungsradius. Parallelwelten entstanden, und Interaktionen mit 
der Bevölkerung wurden zur Ausnahme. Die wenigen Interaktionen, 
die die Bevölkerung mit dem Staat noch hatten, waren geprägt von 
Korruption und Unsicherheit. Das als unangemessen empfundene Ver-
halten von Polizist:innen an Checkpoints, von Richter:innen bei Rechts-
streitigkeiten und von Parlamentsabgeordneten im persönlichen Ge-
spräch wurde zum Richtmaß für die Wahrnehmung des Staates – und 
resultierte in Kombination mit erfahrener Gewalt zu einem umfassen-
den Legitimitätsverlust.

Umgekehrt schwand das Wissen über das, was vor den hohen Mau-
ern im Alltag der normalen Bevölkerung Afghanistans vor sich ging. 
Forschung und Datenerhebung wurden behindert, oftmals mehr durch 
institutionelle Sicherheitsbedenken als durch die Sicherheitsrisiken. 
Wissenschaftliche Forschung, Projektevaluierungen und Journalismus 
fokussierten sich auf die als »sicherer« geltenden städtischen Räume 
und machten es schwer, ein Verständnis davon zu gewinnen, was in den 
deutlich bedürftigeren, aber »unsicheren« ländlichen Räumen vor sich 
ging. Welche Erfahrungen und Erlebnisse mit dem Staat und der in-
ternationalen Gemeinschaft die Menschen dort hatten, bleibt bis heute 
weitgehend unverstanden.

Selbst die fortgesetzte Ausweitung der Macht der Taliban blieb 
lange wenig bemerkt. Die Taliban bauten parallele Systeme auf und 
nutzten sie, um ihren Einfluss auf die Bevölkerung zu erweitern. Gewalt 
gegen Andersdenkende wurde kombiniert mit dem Versuch, Legitimi-
tät durch Interaktionen aufzubauen, die weniger korrupt waren als die 
des Staates. In vielen Teilen Afghanistans war der Staat lange vor Au-
gust 2021 gescheitert, auch wenn die offiziellen Karten des Landes, auf 
denen die territorialen Machtverhältnisse markiert waren, dies kaum 
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verzeichneten, da die Taliban die Distrikt- und Provinzhauptstädte 
lange dem Staat überließen.

Doch die Politik der Taliban nach der vollständigen Übernahme 
des afghanischen Staates im August 2021 zeigt, dass fehlende Legiti-
mität und fehlendes Wissen nicht nur eine Herausforderung für die 
internationale Gemeinschaft sind. Mit ihrer repressiven Politik, der 
Einschränkung von Rechten und Freiheiten laufen die Taliban Gefahr, 
ihre neu gewonnene Macht wieder zu untergraben. Selbst Teile der 
Talibanbewegung waren mehr davon motiviert, gegen die Korruption 
des Staats zu kämpfen als für die Ideologie der Taliban. Damit gelingt 
es auch den Taliban nicht, Erfolg und Scheitern aus der Perspektive der 
Bevölkerung zu betrachten und legitime Autorität zum Ziel zu machen.
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Die Taliban – Diagnose eines Erfolgs

Die Rückkehr der Taliban und deren Machtübernahme glichen einem 
politischen Erdbeben, das den Schlussstrich unter das Scheitern einer 
20-jährigen militärischen und zivilen Intervention in Afghanistan setzte. 
Natürlich liegt es nahe, die überhastete Weise und die Geschwindigkeit, 
mit der die internationale Gemeinschaft geradezu fluchtartig das Land 
verließ, als das Komplettversagen eines der kostenreichsten und ambi-
tioniertesten Sicherheits- und Staatsbildungsprojekte der Gegenwart 
einzustufen.1 Die US-amerikanische Einheit zur Aufarbeitung der Af- 
ghanistan-Intervention SIGAR (Special Inspector General for Afghanistan 
Reconstruction) umschrieb dementsprechend das Vorgehen der interna-
tionalen Gemeinschaft in Afghanistan süffisant als »The Risk of Doing the 
Wrong Thing Perfectly«.2 Die Aufarbeitung der Fehler und Fehleinschät-
zungen wird noch Generationen von Forschenden beschäftigen. Die Bun-
desregierung begann mit ihrer Aufarbeitung, indem sie eine Evaluation 
der bundesdeutschen Projekte in Afghanistan seit 2013 beauftragte, mit 
der Einsetzung eines Untersuchungsausschusses zu den Ereignissen 
rund um den 15. August 2021 sowie mit einer Enquete-Kommission zu 
den Lehren aus dem Afghanistan-Einsatz für zukünftige Interventionen.

In diesem Betrag wollen wir nicht auf die Ursachen des Scheiterns 
eingehen, was wir bereits an anderer Stelle vor einigen Jahren getan 
haben.3 Stattdessen wollen wir den Blick auf die Erfolge der Taliban 

1	 David Kilkullen  /  Greg Mills, The Ledger. Accounting for Failure in Afghanistan, London 
2021.

2	 Special Inspector General for Afghanistan Reconstruction, »Risk of Doing the Wrong 
Thing Perfectly: Monitoring and Evaluation of Reconstruction Contracting in Af
ghanistan«, Juli 2021, www.sigar.mil/pdf/lessonslearned/SIGAR-21-41-LL-Executi 
ve-Summary.pdf [29. 3. 2023].

3	 Conrad Schetter  /  Katja Mielke, »Was von Kundus bleibt. Intervention, Gewalt und  
soziale Ordnung in Afghanistan«, in: Politische Vierteljahresschrift 57(4), 2016, 
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lenken. Denn das Scheitern der Intervention in Afghanistan erklärt 
sich nicht nur aus Fehlern und Fehleinschätzungen der internationalen 
Interventen, sondern bereits aus der neoimperialen Hybris der Inter-
venten, dass alles hätte richtig gemacht werden können. So herrscht 
der Machbarkeitsglaube eines social engineering vor: Staaten können 
gebaut, Gesellschaften können geformt werden, sofern nur die Rezep-
tur und die Umsetzung stimmen: Eine längere Präsenz der interna
tionalen Truppen, ein besseres Monitoring der Finanzen oder eine be-
hutsamere Einführung demokratischer Regeln hätten zu einem völlig 
anderen (besseren) Ausgang geführt. Wem solche Aussagen naheliegen, 
fehlt – so unsere Argumentation – die Bescheidenheit, dass das Inter-
ventionssystem nicht nur fehleranfällig ist, sondern per se nur Ergeb-
nisse liefern kann, die von Wunschvorstellungen weit entfernt liegen. 
Zudem blendet die Konzentration auf die eigene Fehlerkultur auch die 
Tatsache aus, dass die Taliban, vielleicht insofern einige Dinge richtig 
gemacht haben, indem sie Gelegenheiten nutzten, die sich ihnen bo-
ten. Keinesfalls wollen wir damit das Vorgehen der Taliban beschönigen 
oder gutheißen. Dennoch ist es wichtig zu betonen, dass die Taliban 
als Bewegung durchaus lern- und anpassungsfähig waren und mit Ge-
winn »das Beste« aus ihrer Situation herausholten. Sicherlich setzten 
die Taliban damit auch neue Standards für Aufstandsbewegungen. Man 
muss davon ausgehen, dass zukünftige nichtstaatliche Gewaltgruppen 
das Vorgehen der Taliban bis ins kleinste Detail für die Beurteilung der 
eigenen Erfolgschancen studieren werden.

Die Einschätzung der Taliban durch die USA und ihre Verbünde-
ten war stets von dem Bewusstsein ihrer technisch-militärischen und 
zivilisatorischen Überlegenheit getragen. So galten die Taliban als 
ungebildet, unorganisiert, schlecht ausgerüstet und mittellos. Diese 
Wahrnehmung der Taliban dominierte bis zum Abzug der internatio-
nalen Truppen und ist auch heute in einer Beurteilung der Bewegung 
noch sehr präsent.4 Das abschätzige Bild über die Taliban komple-
mentierte die Tatsache, dass sich die Taliban keiner besonders hohen 

S. 614  –  642; Conrad Schetter  /  Jörg Klußmann (Hg.), Der Taliban-Komplex. Zwischen 
Aufstandsbewegung und Militäreinsatz, Frankfurt a. M. 2011.

4	 Conrad Schetter, »Wer ›die‹ Taliban sind: Lebenswelten zwischen paschtunischen 
Traditionen, militantem Islamismus und Globalisierung«, in: Ethnoscripts 24(1), 2023, 
S. 62  –  80.
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Beliebtheitswerte in Afghanistan erfreuten. Basierend auf Umfragen, 
die die Rundfunkanstalten ABC, ARD und BBC jährlich gemeinsam 
in Afghanistan durchführten, sympathisierten im besten Falle 10 Pro-
zent der Bevölkerung mit den Taliban. Aus der Perspektive der hoch-
gerüsteten US-Armee waren sie daher der schwächstmögliche Gegner, 
den man sich vorstellen konnte – ungeachtet der Tatsache, dass in 
einem asymmetrischen Krieg David immer auch Vorteile gegenüber  
Goliath hat.

Im diesem Beitrag wollen wir auf folgende Erfolgsfaktoren der Ta-
liban genauer eingehen: Geschlossenheit der Bewegung (Abschnitt 1), 
die Nutzung von Ausweichräumen (Abschnitt 2), die Diversifizierung 
der wirtschaftlichen Einnahmequellen (Abschnitt 3) und die Narrative 
ihrer Legitimität (Abschnitt 4). Zentral ist zudem, dass die Taliban in 
verschiedenen politischen Feldern eine sehr hohe, durch Pragmatismus 
getriebene Flexibilität an den Tag legten (Abschnitt 5). Dies wird viel-
leicht am deutlichsten in der Frage der Schulbildung, in der die Taliban 
wiederholt Kehrtwendungen vollzogen, wie ihre jüngste Politik nach 
2021 noch einmal verdeutlichte. Es sei erwähnt, dass dieser Beitrag 
nicht auf von der Autorin und dem Autor primär erhobenen Daten ba-
siert, sondern auf einer Auswertung veröffentlichter wie grauer Litera-
tur. Einige der hier getätigten Aussagen veröffentlichten sie bereits in 
ihrem Buch Die Taliban. Geschichte, Politik, Ideologie.5

Geschlossenheit

Die afghanischen Kriege seit 1979 sind dadurch gekennzeichnet, dass 
die politischen Bewegungen und Akteure (v. a. Mudschahedin, War-
lords) durch Zersplitterung, interne Fragmentierung, Klientelismus 
und sich ständig wechselnde Frontenläufe geprägt waren. Auch inner-
halb der Taliban gibt es solche Fragmentierungen entlang ethno-tribaler, 
regionaler, generationsbezogener oder Klientelbeziehungen. Antonio 
Giustozzi beschreibt detailliert, wie sich die verschiedenen Schuren 
(v. a. Quetta, Peschawar, Miranschah, aber auch Maschhad) als die zen-

5	 Conrad Schetter  /  Katja Mielke, Die Taliban. Geschichte, Politik, Ideologie, München  
2022.
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tralen Organisationsforen der Taliban immer wieder voneinander ab-
grenzten und wie verschiedene Kommandeure (u. a. Mullah Dadullah, 
Mullah Zakir) durch Alleingänge immer wieder den Zusammenhalt der 
Bewegung gefährdeten.6

Um nicht von diesen partikularen Strukturen aufgesogen zu wer-
den, war die Talibanbewegung stets um eine klare Profilbildung und 
Abgrenzung gegenüber anderen Akteuren bemüht – anfangs v. a. ge-
genüber den Parteien der Nordallianz, die seit Winter 2001/2002 das 
Gros der politischen Ämter innehatten, durchgehend gegenüber dem 
afghanischen Verwaltungs- und Sicherheitsapparat, ab 2014 zuneh-
mend auch gegenüber dschihadistischen Rivalen wie dem sogenannten 
Islamischen Staat Khorasan (ISK). Parallel strebte die Talibanbewegung 
ab 2003 die Errichtung einer durchstrukturierten, parastaatlichen Ord-
nung im Namen des Islam an7 – in Anknüpfung an ihr Emirat von 1996 
bis 2001. So erwähnen zahlreiche Veröffentlichungen der Taliban8 wie-
derholt die straffe Organisations- und Führungsstruktur der Bewegung. 
Die Betonung solch parastaatlicher Strukturen lässt sich weit weniger 
als Ausdruck eines gewachsenen politischen Selbstverständnisses der 
Talibanbewegung interpretieren. So überlebten in Afghanistan auf-
grund des seit 1979 andauernden Krieges nur wenige Traditionen eines 
modernen Staatswesens, und das Gros der Afghaninnen und Afghanen 
kam mit staatlichen Institutionen in den vergangenen Jahrzehnten 
kaum in Berührung.9 Dagegen diente die Betonung parastaatlicher 
Strukturen der Taliban zum einen als klare Ansage gegenüber der inter-
nationalen Gemeinschaft, namentlich den USA – »Auch wir, die Taliban, 
können Staat«. Zum anderen war die Betonung der parastaatlichen 
Strukturen als Gegengewicht gegenüber den Partikularinteressen in-
nerhalb der eigenen Reihen sowie der suprastaatlichen Ambitionen 
salafistischer Akteure wie al-Qaida und ISK wichtig. Denn mit der 
Betonung einer straffen Organisation zeigte die Zentrale der Vielzahl 
an Talibankommandeuren auf, dass Alleingängen und Abweichlertum 

6	 Antonio Giustozzi, The Taliban at War 2001  –  2018, London 2019.
7	 Ebd.
8	 Alex Strick van Linschoten  /  Felix Kuehn, The Taliban Reader. War Islam and Politics, Lon-

don 2018.
9	 Conrad Schetter (Hg.), Local Politics in Afghanistan. A Century of Intervention in Social 

Order, London  /  New York 2013.
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Grenzen gesetzt wurden.10 Um die Abgrenzung nach außen und die Ge-
schlossenheit nach innen zu erreichen, setzten die Taliban verschiedene 
Instrumente ein:
•	 Anwendung von Gewalt: Lokale Eliten und religiöse Führer, 
die als nicht loyal gegenüber der Politik der Bewegung galten und im 
Zwischenraum zwischen Taliban und afghanischer Regierung agierten, 
wurden systematisch beseitigt.
•	 Aufsetzen von Regeln: Die Verabschiedung eines schriftlichen 
Ehrenkodex, der sogenannten laiha, diente nicht allein der Propaganda, 
sondern definierte sehr konkret die Verhaltensregeln, die die Taliban-
führung vorgab.
•	 Medien: Über unterschiedliche mediale Kanäle (von Drohbrie-
fen bis zu Internetauftritten) wurden die Verhaltensregeln der Taliban 
der eigenen Gefolgschaft wie der Bevölkerung immer wieder eindring-
lich vermittelt.
•	 Governance: Die Zentrale setzte ein sich gegenseitig kontrol-
lierendes System von Schattengouverneuren, Schattenpolizeichefs, mi
litärischen Kommandeuren und Kommissionen ein. Einem zu großen 
Machtstreben einzelner Gewaltakteure konnte hierüber immer wieder 
begegnet werden.

Schließlich wurde die Bewegung nicht allein durch gemeinsame Feinde 
(v. a. afghanische Regierung, USA) zusammengehalten. Denn die An-
erkennung der herausgehobenen Bedeutung des amir al mu’minin, des 
spirituellen Führers der Taliban, und die letztlich ausschlaggebende 
Stimme der Quetta Schura sind für den Zusammenhalt der Bewegung 
nicht zu unterschätzen. So akzeptierten Konkurrenten im Streitfall 
die Autorität des amir al mu’minin und beugten sich den Entscheidun-
gen der Quetta-Schura. So wurden – entsprechend sufistischer mys-
tischer Strömungen, die in Afghanistan weit verbreitet sind – Mullah 
Omar, dem ersten amir al mu’minin der Taliban, übernatürliche Kräfte 
zugeschrieben. Bereits die Ernennung von Mullah Omar zum amir 
al mu’minin verdeutlicht dies: Am 4. April 1996 nahm Mullah Omar in 
Kandahar vor 1500 Islamgelehrten den Titel amir al mu’minin an, nach-

10	 Ashley Jackson, Negotiating Survival. Civilian-Insurgent Relations in Afghanistan, London 
2021; Antonio Giustozzi, Koran, Kalashnikov and Laptop. The Neo-Taliban Insurgency in 
Afghanistan, London 2009.
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dem er, eingehüllt in den Mantel des Propheten, der als Reliquie in 
einem Schrein in Kandahar verwahrt wird, auf dem Dach der Medrese 
zu den Gelehrten gesprochen hatte. Diesen Titel trugen die Kalifen, die 
mit dem goldenen Zeitalter islamischer Herrschaft in Bagdad verbun-
den wurden. Mullah Omar wurde damit zur Reinkarnation des Kalifen 
Omar ibn al-Khattab, der Anfang des 7. Jahrhunderts lebte, und in his-
torischer Verkürzung konsequenterweise als »zweiter Omar« betitelt 
wird. Auch die Autorität des gegenwärtigen amir al mu’minin, Hibatullah 
Akhundzada, wird innerhalb der Taliban uneingeschränkt akzeptiert, 
wenngleich dessen Entscheidungen (v. a. Mädchenbildung, siehe unten) 
von vielen Gefolgsleuten als weltfremd eingeschätzt werden.

Sogar als sich im Namen des Islamischen Staats 2014/2015 verschie-
dene militante Gruppen von den Taliban lossagten und dem Kalifen des 
Islamischen Staats im Irak und Syrien die Treue schworen, schwächte 
dies die Bewegung nicht. Ganz im Gegenteil vermochten es die Taliban, 
sich nun als die Bewegung zu gerieren, die zwar islamistisch, aber 
längst nicht so extremistisch wie der Islamische Staat und sein regiona-
ler Ableger ISK war. So stellten die Taliban aus Sicht der USA mit einem 
Mal das kleinere Übel dar. Auch bei den Verhandlungen mit den USA in 
Doha vermochten die Vertreter des politischen Büros der Taliban, eine 
hohe Geschlossenheit und Repräsentativität vorzugeben. Dies war wohl 
ein wesentlicher Grund dafür, dass sie ihre Forderungen gegenüber den 
USA nahezu uneingeschränkt durchdrücken konnten.

Rückzugsräume

Sicherlich spielte die Geografie der Region den Taliban in die Hände. 
Diese war bereits im Krieg der Mudschahedin gegen die Sowjets Vo-
raussetzung für die Entwicklung wirksamer Guerillatechniken (v. a. 
hit & run). Aufgrund der Unwegsamkeit des Geländes – Afghanistan 
besteht überwiegend aus Hochgebirgen und Wüsten – bedurfte es 
eines immensen Aufwands, um das Land militärisch halbwegs zu kon-
trollieren. Die Bundeswehr, die in Spitzenzeiten bis zu 5000 Mann in 
Nordafghanistan stationiert hatte, war etwa für die Kontrolle eines 
Territoriums der Größe Süddeutschlands zuständig. Mit der Aufsto-
ckung des US-Militärs auf über 100 000 Mann in den Jahren 2009 bis 
2011 konnte die Aufstandsbekämpfung COIN (Counter Insurgency) ge-
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wisse territoriale Erfolge erzielen. So vermochte das US-Militär unter 
massivem militärischem Aufwand, Hochburgen der Taliban – etwa in 
den Oasen entlang des Hilmand-Flusses in Südafghanistan – vorüber
gehend einzunehmen.11 Allerdings vermochte die US-Armee kaum, 
diesen kostenintensiven militärischen Aufwand dauerhaft aufrechtzu-
erhalten. Auch erwiesen sich die afghanischen Sicherheitskräfte als zu 
schwach und zu schlecht ausgebildet, um militärische Kontrolle konti-
nuierlich auszuüben. In der Konsequenz übernahmen die Taliban sofort 
wieder die Kontrolle, sobald die US-Truppen aus einem Dorf oder Land-
strich abgezogen waren.

Einen räumlichen Gunstfaktor für den Guerillakrieg der Taliban 
stellten zudem die offenen und kaum kontrollierbaren Grenzen nach 
Pakistan wie nach Iran dar, die zudem durch unwegsames Gelände 
verlaufen und militärisch kaum zu kontrollieren oder gar zu befestigen 
sind.12 Die Taliban nutzten daher vor allem Pakistan als Hinterland, in 
das sie sich immer wieder zurückzogen, sobald die US-Armee in die Of-
fensive ging. Ohnehin hatten viele Taliban ihre Familien nach Pakistan 
geschafft; ähnlich wie die Familien vieler Regierungsmitglieder in den 
Golfstaaten (v. a. Dubai) lebten.

Jedoch war Pakistan – und hier v. a. die paschtunischen Stammes-
gebiete – nicht nur Rückzugs- oder Fluchtraum, sondern auch opera-
tives und logistisches Aufmarschgebiet der Taliban. Als Pakistan 2005 
den Taliban ermöglichte, sich frei im Land zu bewegen, intensivierten 
diese ihre logistischen Strukturen. Die Mobilisierung ihrer Kämpfer 
erfolgte nicht nur in Afghanistan, sondern auch in Pakistan – vorzugs-
weise in den paschtunischen Stammesgebieten. Den permanenten ca. 
25 000 bis 35 000 Kämpfern wurden zunehmend Logistik- und Nach-
schubnetzwerke beigeordnet.13 Insgesamt betrug die Mannstärke der 
Taliban inklusive ihrer Reservisten und zivilen aktiven Unterstützer, 
die mit Informationen, Schutzräumen und Verpflegung aufwarteten, 
ca. 200 000 Personen. Vor allem aus Pakistan fand die Versorgung der 

11	 Carter Malkasian, War Comes to Garmser. Thirty Years of Conflict on the Afghan Frontier, 
London 2013; Mike Martin, An Intimate War. An Oral History of the Helmand Conflict, 
London 2014.

12	 Peter Bergen  /  Katherine Tiedemann (Hg.), Talibanistan. Negotiating the Borders between 
Terror, Politics, and Religion, Oxford u. a. 2013.

13	 Giustozzi, Taliban at War 2001  –  2018.
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Kämpfer mit Waffen, Kommunikationstechnik etc. statt. Aber Pakis-
tan diente auch als Ort der Erholung und Rehabilitation für verwun-
dete Kämpfer. So unterhielten die Taliban mehrere Krankenhäuser in 
Pakistan. Schließlich erweiterte sich auch der wirtschaftliche Radius 
der Taliban rasant, da die Taliban die pakistanischen Immobilien- und 
Handelsmärkte nutzten. So avancierte die Hafenstadt Karatschi zum 
Umschlagplatz für ihre Geldtransfers.14

Pakistan, das ja auch wichtiger Verbündeter der USA im War on Ter-
ror war, spielte aus unterschiedlichen Gründen ein Doppelspiel: Auf der 
einen Seite erhielt Pakistan selbst Militärhilfe durch die USA und führte 
im Grenzgebiet zu Afghanistan verlustreiche militärische Operationen 
gegen pakistanische Ableger der Taliban, v. a. Tehrik-e-Taliban Pakis-
tan (TTP), durch.15 Die TTP selbst verübte eine ganze Reihe spektakulä-
rer Anschläge in Pakistan. Daher konnte Islamabad immer wieder mit 
Fug und Recht behaupten, selbst durch die Taliban bedroht zu werden 
und sich im Kampf gegen dieselben zu befinden. Auf der anderen Seite 
ließ Islamabad die afghanischen Taliban auf pakistanischem Boden 
gewähren. Islamabad hoffte, über eine erneute Stärkung der afghani-
schen Taliban, die eigenen – v. a. gegen Indien gerichteten – geomili
tärischen und geostrategischen Ziele umsetzen zu können. Das Prinzip 
der sogenannten strategischen Tiefe, das darauf hinauslief, ein pa-
kistanfreundliches Afghanistan zu schaffen für den Fall eines Angriffs 
durch Indien, stellte das Primat pakistanischer Außen- und Sicherheits- 
politik dar.16

Finanzierung

Weit effizienter als die afghanische Regierung vermochten es die Tali-
ban, die Bevölkerung in den von ihnen kontrollierten Gebieten zu be-
steuern. Dabei spielte den Taliban in die Hände, dass sie – anders als 
die Regierung – vor allem auf religiös vorgeschriebene Steuern (v. a. 
zakat und ushr) rekurrierten, die in der afghanischen Gesellschaft über 

14	 Schetter  /  Mielke, Die Taliban.
15	 Christine Fair, Fighting to the End. The Pakistan Army’s Way of War, New York 2014.
16	 Anatol Lieven, Pakistan. A Hard Country, London 2011; Katja Mielke  /  Conrad Schetter, 

Pakistan. Land der Extreme, München 2013.
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eine lange Tradition und große Akzeptanz verfügten.17 Mit Blick auf die 
Ressourcenausstattung der Taliban wird immer wieder betont, dass sie 
sich in erster Linie aus der Drogenwirtschaft finanzieren. Dies schließt 
die Besteuerung des Anbaus von Schlafmohn, die Verarbeitung des da-
raus gewonnenen Rohopiums als Heroin, die Besteuerung von Drogen-
laboren und des Handels von Rohopium und seiner Produkte ein. Seit 
Beginn der 1990er Jahre erweiterte sich das Spektrum der Drogen in 
Afghanistan, und inzwischen spielen neben Cannabis und Haschisch 
auch synthetische Drogen wie Methamphetamine eine Rolle. Einnah-
men aus der lokalen Besteuerung des Schlafmohnanbaus und -handels 
behielten lokale Talibankommandeure zur Deckung eigener Ausgaben 
in ihren Einheiten ein und führten diese nicht an die zentralen Schuren 
in Quetta oder Peschawar ab. Daher konnten die Taliban immer offiziell 
bestreiten, dass sie Einkünfte aus dem Drogenhandel bezogen.18

Insgesamt war die Drogenwirtschaft jedoch bei Weitem nicht so 
bedeutend für die Finanzierung der Taliban, wie dies allgemein ange-
nommen wurde. Jüngste Forschungen19 kommen zu dem Ergebnis, dass 
die Taliban jährlich nicht mehr als 35 Mio. US-Dollar aus der Drogen-
wirtschaft einnahmen. Diese Zahl für 2020 – in dem Afghanistan die 
vierthöchste jemals dokumentierte Produktionsmenge an Rohopium 
erzielte – steht im krassen Gegensatz zu den von den Vereinten Na
tionen kalkulierten Schätzungen, die zuletzt von 400 Mio. US-Dollar für 
2020 ausgingen.20 Die Diskrepanz ergibt sich daraus, dass die Kalkula-
tion der Vereinten Nationen auf vermeintlich fixen hohen Steuersätzen 
basiert, während Feldforschung zeigt, dass die Besteuerungen lokal 
ausgehandelt wurden und in der Regel weit niedriger lagen. Diese Er-

17	 Rahmatullah Amiri  /  Ashley Jackson, »Taliban Attitudes and Policies Towards Educa-
tion«, ODI Working Paper 601, Februar 2021, https://cdn.odi.org/media/documents/
taliban_attitudes_towards_education.pdf [9. 6. 2023].

18	 Schetter  /  Mielke, Die Taliban.
19	 David Mansfield, »Sharing the Load: The Distributive Nature of the Opium Trade in, 

and from, Afghanistan«, in: Max Gallian  /  Florian Weigand (Hg.), The Routledge Hand-
book of Smuggling, London 2021, S. 196  –  212.

20	 UN Sanctions Monitoring Team (UNSMT), »Eleventh Report of the Analytical Sup-
port and Sanctions Monitoring Team Submitted Pursuant to Resolution 2501 (2019) 
Concerning the Taliban and Other Associated Individuals and Entities Constituting 
a Threat to the Peace, Stability and Security of Afghanistan«, S/2020/415, Mai 2020; 
https://www.securitycouncilreport.org/atf/cf/%7B65BFCF9B-6D27-4E9C-8CD3-
CF6E4FF96FF9%7D/s_2020_415_e.pdf [29. 3. 2023].

https://cdn.odi.org/media/documents/taliban_attitudes_towards_education.pdf
https://cdn.odi.org/media/documents/taliban_attitudes_towards_education.pdf
https://www.securitycouncilreport.org/atf/cf/%7B65BFCF9B-6D27-4E9C-8CD3-CF6E4FF96FF9%7D/s_2020_415_e.pdf
https://www.securitycouncilreport.org/atf/cf/%7B65BFCF9B-6D27-4E9C-8CD3-CF6E4FF96FF9%7D/s_2020_415_e.pdf
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kenntnisse entkräften die Behauptungen, die Taliban seien wirtschaft-
lich abhängig vom Drogenanbau und -handel oder hätten ein Monopol 
darauf. Ähnlich wie die Rolle der Drogenwirtschaft wurde auch die Be-
steuerung des Bergbaus (vor allem Kohle und Talkstein) überschätzt. 
Stattdessen ist die Besteuerung legaler Güter eine der wichtigsten 
Einnahmequellen der Taliban. Die Transporte legaler Güter wie LKW-
Ladungen mit Reifen, Autoersatzteilen, Zigaretten sowie Benzintanker 
stellten die einträglichsten Einnahmen dar. Während der zwanzig Jahre 
internationaler Truppenpräsenz in Afghanistan gehörte darüber hinaus 
die Besteuerung von Versorgungskonvois der USA und ihrer Verbünde-
ten zu den lukrativsten Geschäften von Talibankommandeuren.21

Das Gros der finanziellen Unterstützung der Taliban kam aller-
dings aus dem Ausland. Es ist eine interessante Parallele, dass sowohl 
die Taliban als auch die afghanische Regierung in den letzten Jahren 
zu ca. 80 Prozent aus dem Ausland finanziert wurden. Die Taliban er-
hielten laut Giustozzi 54 Prozent ihrer Einnahmen von ausländischen 
Staaten (vor allem den Golfstaaten, Pakistan, Iran, aber auch Russland 
und China), 10 Prozent aus privater Hand im Ausland; weitere 16 Pro-
zent sollen andere dschihadistische Organisationen wie al-Qaida oder 
kurzzeitig auch der Islamische Staat Khorasan beigesteuert haben.22 
Die meisten Sponsoren wickelten ihre Finanzspritzen über den pa-
kistanischen Geheimdienst Inter Service Intelligence (ISI) ab. 2008 
und 2009 wurden laut Giustozzi jeweils 150 Mio. US-Dollar auf diesem 
Weg an die Quetta Schura gezahlt; 2014 erhielten die Taliban insgesamt 
rund 900 Mio. US-Dollar aus dem Ausland.23 Dem ISI kam für derlei 
Transaktionen die Rolle eines natürlichen Gatekeepers zu, der die Geld-
ströme Richtung Peschawar oder Quetta Schura strategisch abwog und 
entsprechend pakistanischen Interessen beförderte oder einschränkte. 
Als etwa Pakistan daran gelegen war, dass die Taliban Verhandlungen 
mit der afghanischen Regierung zustimmten, hielt der ISI die militä-
risch ausgerichtete Peschawar Schura finanziell kurz und leitete grö-
ßere Finanzströme an die Quetta Schura, die ein größeres politisches 

21	 Nick Schifrin, »Report: U.S. Bribes to Protect Convoys Are Funding Taliban Insur-
gents«, in: ABC News, 22. 6. 2010, https://abcnews.go.com/WN/Afghanistan/united-
states-military-funding-taliban-afghanistan/story?id=10980527 [29. 03. 2023].

22	 Giustozzi, Taliban at War 2001  –  2018.
23	 Ebd.

https://abcnews.go.com/WN/Afghanistan/united-states-military-funding-taliban-afghanistan/story?id=10980527
https://abcnews.go.com/WN/Afghanistan/united-states-military-funding-taliban-afghanistan/story?id=10980527
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Gewicht einbrachte.24 Aber auch unter den Gebern gab es Konkurrenz. 
So förderten nicht nur die Konkurrenten Saudi-Arabien und Katar stets 
unterschiedliche Taliban-Schuren, sondern auch der Iran wurde seit 
2012 wichtiger Unterstützer der Taliban und initiierte die Maschhad 
Schura als Adressat seiner finanziellen und militärischen Hilfe.

Dennoch hatten die Taliban weit geringere finanzielle Spielräume 
als die afghanische Regierung. Und sie setzten ihre Finanzen vor allem 
für den Kampf ein. In der Anwerbung von Kämpfern zahlten sie die 
gleichen oder gar höhere Gehälter als die Regierung und sorgten sich 
zudem um die Hinterbliebenenrenten und die Gesundheitsversorgung 
ihrer Kämpfer. Korruption – wenngleich auch die Taliban davon nicht 
verschont blieben – nahm jedoch niemals solch ein Ausmaß an wie in 
der afghanischen Regierung.25

Narrative der Legitimität

Die Taliban wurden zum Sammelbecken derjenigen Kräfte, die mit der 
Intervention der USA und der afghanischen Regierung unzufrieden wa-
ren. Talib zu sein, avancierte nun im Unterschied zu den 1990er Jahren 
zu einer politischen Figur, die sich – jenseits ethnischer, religiöser oder 
sozialer Grenzen – gegen jegliche Einmischung von außen richtete. Die 
Beweggründe, sich den Taliban anzuschließen, waren mannigfaltig und 
erklären in ihrer Summe den Erfolg der Bewegung.
Islam  Der Islam stellt in Afghanistan den gültigen Kosmos dar, über 
den nahezu alle lebensweltlichen Entscheidungen interpretiert und le-
gitimiert werden. Mit der Betonung des Islam als Grundlage der Gesell-
schaftsordnung im Allgemeinen und der Abgrenzung zwischen islami-
schem und staatlichem Recht im Besonderen hinterfragten die Taliban 
die Rechtmäßigkeit der Regierungen und die Übereinstimmung des 
Regierungshandelns mit der Scharia nach 2001. Obwohl die Verfassung 
von 2004 festschrieb, dass alle staatlichen Gesetze im Einklang mit der 
Scharia sein und Anwendung finden sollten, konnten die Taliban den 
Gewalten (Exekutive, Judikative, Legislative) und der sie legitimieren-
den Verfassung die Legitimität auf Basis des Islam absprechen, da die 

24	 Ebd.
25	 Jackson, Negotiating Survival.
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Rechtspraktiken der Behörden von der Mehrheit der Bevölkerung nicht 
als gerecht anerkannt wurden. Die fundamentalistische Islaminterpre-
tation der Taliban aus der Zeit des ersten Emirats (1996  –  2001) spielte 
während der Aufstandsbewegung eine untergeordnete Rolle. Vielmehr 
überdeckte der Gegensatz islamisch vs. nichtislamisch alle anderen 
Ausdifferenzierungen. So wurden u. a. die internationalen Truppen als 
Ungläubige (kafir) diffamiert. Erst als der Islamische Staat Khorasan 
(ISK) nicht nur die Kontrolle und Herrschaft der Taliban über die afgha
nische Bevölkerung, sondern auch deren Islaminterpretation und legi-
timatorische Grundlage herausforderte, wurde die Vermischung von 
Stammestraditionen, Scharia und Volksglauben (mystische Praktiken) 
deutlich. In Afghanistan hatten bis dahin orthodoxe Vorstellungen stets 
unvermittelt neben Volksglauben, mystischen Praktiken und Stam-
mestraditionen gestanden, und offensichtliche Widersprüche wurden 
kaum wahrgenommen. Vor allem die Bedeutung der mündlichen Kom-
munikation der Gesellschaft hatte eine große Flexibilität für Interpre-
tationen im gelebten Islam der Taliban zugelassen. Das Selbstbild der 
Taliban war von dem Ideal muslimischer Frömmigkeit geprägt, die Ra-
dikalität ihrer Ansichten hatte teilweise mehr mit der Überschneidung 
zu paschtunischem Stammesrecht und dschihadistischer Radikali-
sierung in pakistanischen Flüchtlingscamps zu tun als mit der reinen 
Lehre fundamentalistischer Deoband-Interpretation des Hanafismus 
und wahhabitisch-salafistischen Einflüssen.26 Von Letzteren grenzte 
sich die Talibanbewegung ab 2014 dezidiert ab, als der ISK mit marti-
alischer Gewalt reihenweise Stammesälteste in Ostafghanistan ermor-
dete, Dorfgemeinden unterjochte, Sufischreine und Pilgerstätten zer-
störte, Opiumanbau verbot, Schiiten zu Nichtmuslimen erklärte und 
seine transnationale dschihadistische Ideologie verbreitete. Mit der Ab-
lehnung, aktiven Bekämpfung und ideologischen Zurückweisung des 
ISK – nicht zuletzt durch umfangreiche »Säuberungen« und den Aus-
schluss von ISK-Sympathisanten in den eigenen Reihen – gewannen 
die Taliban zusätzlich an Legitimität in der afghanischen Bevölkerung.
Lokale Autonomie und afghanischer Nationalismus  Das Ursprungsmotiv 
der Talibanbewegung in der ersten Hälfte der 1990er Jahre war es, 
dem Terror bewaffneter Gruppen gegen die Zivilbevölkerung rund um 

26	 Katja Mielke, »Looking Beyond Stereotypes: A Critical Reflection of Popular Narrati-
ves About the Taliban«, in: Orient 63(I), 2022, S. 24  –  31.
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Kandahar Einhalt zu gebieten, die lokale Autonomie wiederherzustel-
len und vor Übergriffen von außen zu schützen. Dies knüpfte an die 
gesamte Geschichte des Landes seit dem ausgehenden 19. Jahrhundert 
an, die vom Spannungsverhältnis zwischen Zentrum und Peripherie27 
oder Staat und Stamm28 durchzogen ist. Im Staat wurde stets eine Ge-
fahr für die Autonomie gesehen. Gleichzeitig wurde eine Zentralregie-
rung mit ihren modernen Werten in den wenigen Städten des Landes 
verortet, während die ländlichen Regionen stets bemüht waren, ihre 
lokalen Ordnungen gegen externe Einflussnahmen zu verteidigen. His-
torisch ging es in allen Afghanistankriegen immer wieder darum, eine 
lokale Autonomie gegen die Fremdeinwirkung der Briten, Sowjets und 
diverser Warlords aufrechtzuerhalten. Auf nationaler Ebene setzte sich 
dieser Autonomiegedanke insofern fort, als die Taliban auf ein natio-
nales Narrativ zurückgreifen konnten, das besagte, die Afghanen seien 
ein freiheitsliebendes Volk, und darauf, dass es seit Alexander dem Gro-
ßen keine Macht vermochte hatte, das Land zu beherrschen. Stattdes-
sen waren alle Weltmächte – die Briten im 19. Jahrhundert, die Sowjets 
in den 1980er Jahren – an der Besatzung Afghanistans gescheitert. Ab 
2002 konnten die Taliban aus Zufällen der Geschichte weiteres Kapital 
schlagen: So wurden ausgerechnet die britischen Truppen in der Pro-
vinz Helmand nahe der Stadt Maiwand stationiert – genau an dem Ort, 
an dem 1879 eine afghanische Streitmacht eine britische Armee aufrieb 
und der zum Inbegriff des afghanischen Nationalverständnisses wurde. 
In den Augen vieler Afghaninnen und Afghanen wurde die Rückkehr 
der Briten nach Helmand als deren Versuch gesehen, badal (Revanche) 
zu üben. In dieses antiimperiale Narrativ fügte sich die Aufstandsbe-
wegung gegen die internationalen Interventen ab 2003 sukzessive ein. 
Dass die Taliban schließlich erfolgreich waren, das Besatzungsregime 
zu bezwingen und dessen Abzug zu erwirken, bildet heute eine morali-
sche Hauptquelle für deren Zusammenhalt und Legitimität.
Bewahrung der althergebrachten Ordnung  Sowohl mit den Bemühungen 
um die Aufrechterhaltung lokaler Autonomie als auch mit dem Insis-
tieren auf einem nationalistischen, auf Afghanistan selbst begrenzten 
Herrschaftsanspruch verbanden und verbinden die Taliban implizit 

27	 Schetter (Hg.), Local Politics.
28	 Richard Tapper (Hg.), The Conflict of Tribe and State in Iran and Afghanistan, New York 

1983.
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die Vorstellung, Traditionen und Lebensweisen so zu bewahren oder 
wiederherstellen zu können, dass die althergebrachte Ordnung nicht 
gestört würde. Dieses Idealbild fand insbesondere unter den in Krieg 
und Bürgerkrieg wie in Flüchtlingscamps außerhalb Afghanistans so-
zialisierten jungen Männern Anklang, die Werte, Normen und Ord-
nungsvorstellungen des ländlichen Afghanistan aus Vorkriegsjahr-
zehnten idealisierten, ohne genau zu verstehen, welche Konflikte ein 
solch reaktionäres Streben in der Gegenwart bereithalten sollte und wie 
unvereinbar dieses mit dem Herrschaftsanspruch über eine ethnisch 
und religiös heterogenere, moderne städtische Bevölkerung sein würde. 
Sie bildeten das kämpfende Fußvolk der Taliban, in ihren Reihen ge-
nießen die Taliban teilweise bis heute die größte Legitimität. Mit der 
Ausbreitung ihrer Macht ab Mitte der 1990er Jahre, beim Ausgreifen 
der Aufstandsbewegung und zuletzt erneut seit August 2021 avancier-
ten moderne Vorstellungen, wie die Gleichstellung von Mann und Frau, 
Demokratie oder die Trennung von Religion und Staat, zu Gefahren der 
angestrebten Gesellschaftsordnung. Dies machte sich paradigmatisch 
an der Frage der Rolle der Frau in der afghanischen Gesellschaft fest. 
Während im Narrativ der westlichen Intervention die »Befreiung« af-
ghanischer Frauen eine zentrale Rolle spielte, war in traditionellen af-
ghanischen Vorstellungen – nicht nur unter Talibananhängern – die 
Frau dem Mann klar untergeordnet, teilweise bis zu dem Grad, dass 
sie nur als Besitz des Mannes angesehen wurde.29 Weder ging das an-
tagonistische Botschaftsmanagement der Interventen auf das traditi-
onelle Weltbild der Mehrheit der Afghanen und Afghaninnen ein, noch 
konnten viele afghanische Frauen der westlichen Spielart weiblicher 
gesellschaftlicher Emanzipation und einem individualisierten Femi-
nismus mehr abgewinnen als dem althergebrachten Modell weiblicher 
Unterordnung in Familie und Gemeinde. Letzteres stellt sich je nach 
familiärem und Bildungshintergrund zu einem gewissen Grade diffe-
renziert dar, ist aber in allen Fällen eng an das Konzept der männlichen 
Ehre – assoziiert mit männlichem Besitz, Schutz und Fürsorgepflicht 
in Bezug auf die Frauen der Familie – gekoppelt. Angesichts dessen, 
dass westliche Interventen die so propagierte Gleichstellung der Frau 
erneut – Präzedenzfall waren die afghanischen Marxisten 1978 – durch 

29	 Conrad Schetter, Kleine Geschichte Afghanistans, München 2022.



Die Taliban – Diagnose eines Erfolgs	 109	

Anordnung von außen zu erzwingen versuchten, standen viele afghani-
sche Männer dem traditionellen Weltbild der Taliban näher als dem der 
westlichen Interventen.
Militärisches Vorgehen der USA  Gerade das militärische Vorgehen der US- 
und NATO-Truppen, bei dem irrtümlich auch Hochzeitsgesellschaften, 
Moscheen und Dörfer unter Beschuss gerieten und Dutzende Men-
schen starben, brachte den Taliban zunehmend Zulauf. Militärische 
Handlungen wie etwa Hausdurchsuchungen wurden als unumkehr-
bare Verletzung der »Ehre« (namus) der Familienoberhäupter gesehen. 
So machten viele Afghaninnen und Afghanen die USA für die meisten 
zivilen Todesopfer verantwortlich, obgleich sämtliche UN-Statistiken 
belegen, dass die Taliban für das Gros der zivilen Todesopfer verant-
wortlich waren. Die von den USA gegenüber afghanischen Gemeinden 
ausgegebene Parole, sich entweder für die US-amerikanische Seite zu 
entscheiden, die Fortschritt und gesellschaftliche Veränderung verhieß, 
oder für die der Taliban, die lokale Sitten und Gebräuche der Bevölke-
rung – gerade in Hinblick auf die Stellung der Frau – zu bewahren ver-
sprach, mündete in der Regel in Zuspruch für die Taliban. Auch wenn 
viele afghanische Gemeinden den Spagat versuchten und Beziehun-
gen in beide Lager aufrechterhielten, waren beide Lager bemüht, ge-
nau solche Mittler zwischen den Welten auszuschalten. Nur wenigen 
Führern gelang es, dauerhaft einen Fuß in jedem Lager zu behalten. So 
etwa Scher Mohammed, der bis 2005 Gouverneur von Helmand und an-
schließend Abgeordneter der Meschrano Dschirga (Oberhaus) in Kabul 
war und dessen Gefolgsleute auf sein Geheiß hin aufseiten der Taliban 
kämpften.
Korrupte Regierung  Das korrupte Gebaren und die generelle Unfähig-
keit der afghanischen Regierung trieben viele Afghaninnen und Afgha-
nen in die Hände der Taliban.30 So versagten die afghanischen Regie-
rungen nach 2001 gerade in den zwei zentralen Politikfeldern komplett, 
in denen die Taliban in der Bevölkerung über einen besonders guten 
Leumund verfügten: Sicherheit und Recht. Die Sicherheitsorgane der 
Regierung galten als ineffizient und korrupt und waren selbst vielfach 
in den Drogenhandel verwickelt. Khabir Khan, Polizeichef im Distrikt 
Garmsir in Helmand, war beispielsweise in den 2000er Jahren landauf 

30	 Alex Strick van Linschoten  /  Felix Kuehn, The Taliban Reader. War Islam and Politics, Lon-
don 2018; Jackson, Negotiating Survival.
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landab berüchtigt dafür, dass seine Polizeieinheiten in Überfälle, Morde 
und Folter involviert waren. Die afghanische Justiz galt als behäbig, 
langsam und korrupt. Als Gegenentwurf setzten die Taliban standort-
bezogene wie auch mobile Schariagerichte ein, die über Rechtsstreitig-
keiten – und waren diese auch noch so nichtig – Recht sprachen. Wenn-
gleich die berechtigte Kritik angebracht ist, dass diese Gerichte kaum 
die grundsätzlichen Prinzipien einer Rechtsordnung beachteten, wa-
ren sie in der Lage, schnell, unbürokratisch und korruptionsfrei einen 
Schiedsspruch zu fällen, den die Streitparteien zudem anerkannten. So 
genoss die Gerichtsbarkeit der Taliban eine hohe Legitimität.
Soziale Ungerechtigkeit  Die Taliban hatten stets ein Gespür dafür, so-
ziale Konflikte und Wahrnehmungen von Benachteiligung unter ver-
schiedensten Gruppen der Bevölkerung für ihre Zwecke aufzugreifen. 
So nutzten sie immer wieder lokale Konflikte um Wasser, Land oder 
Weiden, um die konkurrierenden Parteien, die sich von der afghani-
schen Regierung zurückgesetzt fühlten oder ausgegrenzt wurden, zu 
unterstützen. Am Beispiel der Provinz Helmand beschreiben Carter 
Malkasian31 und Mike Martin32 detailliert, wie entscheidend lokale Kon-
flikte waren, die oftmals Generationen zurückreichten und sich um die 
Kontrolle des Opiumanbau und -handels sowie persönliche Feindschaf-
ten und Stammesrivalitäten drehten: Die Kontrolle von fruchtbarem 
Land wurde über Schutz durch den staatlichen Sicherheitsapparat er-
möglicht. Hatte man diesen nicht, war man wirtschaftlich benachteiligt 
und schloss sich den Taliban an, um die eigene Position zu verbessern. 
Die Taliban nutzen dabei persönliche, tribale und ethnische Rivalitäten 
aus. So übersetzten sich je nach Kontext bestehende Rivalitäten zwi-
schen paschtunischen Stämmen, zwischen Paschtunen und anderen 
ethnischen Gruppen, zwischen Flüchtlingen und Dagebliebenen oder 
zwischen ländlicher und urbaner Bevölkerung in die Parteinahme für 
bzw. gegen die Taliban: In dem strategisch wichtigen Grenzort Spin 
Boldak unterstützten die Taliban etwa die Noorzai gegen die dort 
herrschenden Achakzai. In Nordafghanistan (u. a. Kundus, Sar-i Pul) 
und in der Shomali-Ebene (u. a. Kapisa) waren es oftmals versprengte 
paschtunische Gemeinden, die die Taliban aufgrund eigener empfun-
dener Diskriminierung durch staatliche Behörden unterstützten. Aber 

31	 Malkasian, War Comes to Garmser.
32	 Martin, Intimate War.



Die Taliban – Diagnose eines Erfolgs	 111	

auch unter Usbeken (u. a. in Tachar) und Tadschiken (etwa in Baghlan) 
gewannen die Taliban Anhängerschaften. Ein ähnlicher Mechanismus 
zeigte sich in der Parteinahme der Taliban für Opiumbauern, die in der 
Regel keine Möglichkeit hatten, alternative Kulturen anzubauen und 
denen aufgrund der von der britischen und der US-Armee (besonders 
in Helmand) aber auch vom Islamischen Staat Khorasan (in Nangar-
har) betriebenen Drogenvernichtungsaktionen der Verlust ihrer Ein-
kommensmöglichkeiten drohte. Die Taliban vermochten sich so als die 
Vertreter des benachteiligten »kleinen Mannes« zu profilieren. Die Vor-
stellung, dass die Taliban die Bewegung der »kleinen Leute« ist, spiegelt 
sich auch in der Trägerschaft und in der Organisation der Bewegung 
wider. So werden die Taliban eben nicht von der ulama angeführt – also 
von religiösen Gelehrten, die an Hochschulen in Kairo oder in Sau-
di-Arabien studiert haben –, sondern von Mullahs, die oftmals nur eine 
rudimentäre Ausbildung genossen hatten.

Kontextuelle Adaption an Gegebenheiten:  
Schulpolitik der Taliban

Zu diesen Erfolgsfaktoren kam ein entscheidender hinzu. Die Taliban 
zeichneten sich durch ausgeprägten Pragmatismus und hohe Flexibi-
lität aus. Die Haltung und Politik der Taliban im Bildungsbereich ist 
ein Paradebeispiel dafür, wie flexibel und veränderbar ihre Einstellun-
gen waren.33 Gerade in diesem Feld zeigt sich, wie sehr sich die Taliban 
zwischen 2012 und 2021 auf Bedarfe und Lobbying der lokalen Bevölke-
rung einließen – etwa Schulen und Mädchenschulen zuzulassen –, um 
die eigene Legitimation nicht einzubüßen. Allerdings gibt es regionale 
Unterschiede, wenn diese auch zumeist abhängig sind von der vorherr-
schenden Einstellung der lokalen Bevölkerung gegenüber Schulen und 
Bildung: In Provinzen wie Kundus und Ghazni sahen sich die Taliban 
etwa mit einer Bevölkerung konfrontiert, die Bildung sehr schätzte, 
während in Helmand Schulunterricht kaum stattfand.

Während ihrer ersten Regierung (1996  –  2001) agierten die Taliban 
sehr repressiv gegenüber Mädchenschulen. Sie passten nicht ins länd-
lich geprägte wertkonservative Weltbild der Taliban, die hier amora

33	 Schetter  /  Mielke, Die Taliban.



	 Conrad Schetter und Katja Mielke� 112

lisches Verhalten zu erkennen glaubten. Die Taliban setzten zudem die 
Verstärkung der religiösen Inhalte in den Curricula öffentlicher Schu-
len durch, die bereits von der Mudschahedin-Regierung (1992  –  1994) 
eingeführt worden waren. Als Aufstandsbewegung entwickelten sie 
erst schleppend, aber dann umso markanter ihren Standpunkt ge-
genüber Bildungseinrichtungen allgemein. Während die laiha von 
2006 die Zerstörung von Schulen, die oftmals die einzigen staatlichen 
Symbole in abgelegenen Regionen darstellten, als legitim erachtete 
und Lehrern unter Androhung von Gewalt bis hin zum Mord verbot, 
ihren Beruf in staatlichen Schulen auszuüben, war dieser Passus in 
der Version von 2009 nicht mehr enthalten. Hier lässt sich ein Um-
denken erkennen, verbunden mit der Einrichtung einer Bildungs-
kommission in Quetta seit 2006 (Peschawar seit 2009). Außerdem 
war es notwendig, den Rückhalt in der lokalen Bevölkerung nicht zu 
verlieren, die in der Regel Angriffe auf Bildungseinrichtungen verur-
teilte. 2010 erließen die Taliban eine laiha für den Bildungsbereich, die 
fortan als Richtschnur für die Ableger der Bildungskommissionen auf 
Provinz- und Distriktebene fungierte und das Bestreben der Taliban 
ausdrückte, den Bildungsbereich zu kontrollieren. Fortan wurden An-
griffe auf Bildungseinrichtungen explizit verboten, solange sie nicht 
von feindlichem Militär besetzt waren.34

In vielen von den Taliban kontrollierten Gebieten besuchten nun die 
Mitglieder von Taliban-Bildungskommissionen regelmäßig die Schulen, 
um die Anwesenheit von Lehrerinnen und Lehrern sowie Schülerinnen 
und Schülern zu kontrollieren sowie um Bücher auf nicht zulässige Ab-
bildungen hin zu überprüfen. Konsequent gingen sie gegen das Fehlen 
von Lehrern im ländlichen Raum sowie die Auszahlung von Gehältern 
für nur auf dem Papier existierende Schulen und Lehrer vor. So ergab 
sich im Bildungsbereich eine nahezu systematische Arbeitsteilung mit 
der Regierung: Die Taliban kontrollierten Schulen, Lehrer und Schüler, 
meldeten offene Stellen, machten Vorschläge für deren Besetzung und 
nahmen sich ein Vetorecht für Stellenbesetzungen heraus – und die Re-
gierung zahlte die Gehälter.35

34	 Antonio Giustozzi  /  Claudio Franco, »The Ongoing Battle for the Schools«, Afgha-
nistan Analyst Network Briefing Paper  2, 2013, https://www.afghanistan-analysts.
org/wp-content/uploads/2013/06/20130610_AAN_Taleban_and_Schools_FINAL.pdf 
[9. 6. 2023].

35	 Jackson, Negotiating Survival.

https://www.afghanistan-analysts.org/wp-content/uploads/2013/06/20130610_AAN_Taleban_and_Schools_FINAL.pdf
https://www.afghanistan-analysts.org/wp-content/uploads/2013/06/20130610_AAN_Taleban_and_Schools_FINAL.pdf
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Seit 2014 äußerten die Taliban zunehmend öffentlich, dass sie 
für eine moderne Bildung als Voraussetzung für die Entwicklung des 
Landes eintraten und entsprechende Kapazitäten an Lehrkräften auf-
bauen wie auch Schulbesuch ermöglichen wollten. Die Taliban hielten 
aber auch daran fest, als unislamisch wahrgenommene Fächer aus den 
Curricula zu streichen, mehr Medresen zu fördern und punktuell hö-
here Bildung für Mädchen in den von Taliban kontrollierten Gebieten zu 
unterbinden. Gerade lokale Talibankommandeure hatten oft Vorbehalte 
gegenüber Schulen, da sie dort die Verbreitung von Anti-Taliban-Propa-
ganda vermuteten und in ihnen den verlängerten Arm des militärischen 
Feindes, also des Westens sahen. Dem stand gegenüber, dass lokale 
Taliban in einigen Regionen Mädchen sehr wohl erlaubten, berufliche 
Ausbildungsstätten und Sekundarschulen in von der Regierung kontrol-
lierten Gebieten zu besuchen.36

Auch nach der Machtübernahme der Taliban wurde die Schulbil-
dung zunächst lokal ausgehandelt, und damit blieb der Pragmatismus 
bestehen, der sicherlich die zunehmende Akzeptanz der Taliban durch 
breite Teile der Bevölkerung bedingte. Gerade an der Schulpolitik ver-
deutlicht sich das Spannungsverhältnis zwischen der Taliban-Exekutive 
und den unterschiedlichen lokalen Politiken. So setzte sich seit August 
2021 der Einfluss des 2016 ernannten Emirs, der nun als Staatschef mit 
letzter Entscheidungsgewalt fungiert, maßgeblich durch, während 
lokale Sonderwege zunehmend durch die Zentralregierung einge-
schränkt werden. Zunächst erließ die Übergangsregierung das Verbot 
für den Schulbesuch ab der 6. Schulklasse; es folgte das Verbot, dass sich 
Frauen ohne verwandtschaftliche männliche Begleitung in der Öffent-
lichkeit bewegen, die Verdrängung von Frauen aus öffentlichen Ämtern, 
das Verbot des Universitätsbesuchs für Frauen und das Arbeitsverbot 
für Frauen in NGOs. Gleichzeitig bemühte sich die Zentralregierung, 
die Macht lokaler Talibanautoritäten zu brechen. Dennoch war der 
Schulunterricht und v. a. der Zugang für Mädchen 2022 von Provinz zu 
Provinz und von Distrikt zu Distrikt unterschiedlich geregelt, da die 
lokalen Machthaber hier sehr unterschiedliche Vorstellungen verfolg-
ten.37 Wie lange diese lokalen Autonomien aufrechterhalten werden 

36	 Amiri  /  Jackson, »Taliban Attitudes«.
37	 Kate Clark, »Who Gets to Go to School? (1) What People Told Us about Education 

since the Taleban Took Over«, in: Afghan Analysts Network, 26. 1. 2022; https://www.
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können, bleibt abzuwarten. Im Augenblick scheint es, als sei die flexi-
ble und pragmatische Politik, mit der die Taliban während des Krieges 
Sympathien zurückgewonnen hatten, nun wieder jener ideologischen 
Ausrichtung gewichen, die ihre Herrschaft in der zweiten Hälfte der 
1990er Jahre bestimmte. Dies gibt jenen Beobachterinnen und Beobach-
tern recht, die stets betonten, dass sich die Taliban im Grunde niemals 
ändern würden.38

Ausblick

Wie in diesem Beitrag dargelegt, ist es zu kurz gegriffen, allein bei den 
internationalen Interventen auf die Fehlersuche zu gehen, wenn man 
herausfinden will, weshalb der 20-jährige Wiederaufbau in Afghanistan 
scheiterte und weshalb die Taliban zurück an der Macht sind. Wichtig 
ist zu verstehen, dass der Talibanbewegung viele Begebenheiten in die 
Hände spielten, um sich als Alternative zur afghanischen Regierung 
und zu den westlichen Vorstellungen eines zukünftigen Afghanistans 
anzubieten. Die Taliban erwiesen sich als ungleich lernfähiger und 
konnten sich viele – teilweise sehr kleinteilige – Aspekte zunutze ma-
chen, deren gleichwertige Berücksichtigung die Interventen aus diver-
sen Gründen, die gegenwärtig aufgearbeitet werden, überfordert hat: 
etwa das Verhalten Pakistans, die Geografie und Geschichte des Landes, 
die Werte und Institutionen seiner Gesellschaften. Dies soll nun nicht 
als eine essenzialistische Argumentation gelesen werden, nach der die 
afghanische Bevölkerung unveränderbar ist; dies trifft angesichts von 
jahrzehntelanger Flucht, Vertreibung und Transnationalisierung der 
Lebenswelten vieler Afghanen und Afghaninnen ganz sicher nicht zu.

In diesem Beitrag war uns wichtig darzulegen, woher der Erfolg 
dieser – mehrfach totgesagten – Widerstandsbewegung rührt. Im Au-
gust 2021 unkten viele, dass die Taliban mit ihrer Rückkehr an die Macht 
ihren Zenit überschritten hätten und sie schnell daran scheitern wür-
den, Afghanistan zu regieren. Wesentliches Argument war dabei, dass 
den Taliban die Regierungserfahrung fehlte und die Bewegung daher 

afghanistan-analysts.org/en/reports/rights-freedom/who-gets-to-go-to-school-1-
what-people-told-us-about-education-since-the-taleban-took-over/ [9. 6. 2023].

38	 Giustozzi, Koran, Kalashnikov and Laptop.
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schnell implodieren würde. Dieser Einschätzung zum Trotz vermochte 
es das von den Taliban ausgerufene Islamische Emirat Afghanistan, 
seine Herrschaft in den ersten 18 Monaten zu konsolidieren: Abgesehen 
von gelegentlichen Attentaten des noch radikaleren Islamischen Staats 
gibt es kaum militärische Gegenwehr im Land. Zwar wird den Taliban 
international die Anerkennung ihrer Herrschaft versagt, und die aus-
ländischen Konten der afghanischen Regierung wurden eingefroren. 
Dennoch unterhalten verschiedene Nachbarländer und Staaten in der 
Region Verbindungsbüros in Kabul, da das Land in der Nachbarschaft 
zu Iran aus geopolitischer Perspektive und aufgrund potenziell abbau-
barer hochpreisiger Rohstoffe auch in geoökonomischer Hinsicht (u. a. 
für die chinesische Seidenstraße) als strategisch bedeutsam gilt.

Das Staatsverständnis der Taliban konzentriert sich auf die Her-
stellung von Sicherheit, Rechtsprechung und Steuereintreibung, wäh-
rend soziale und gesellschaftliche Belange (v. a. Bildung, Gesundheit) 
im Staatshaushalt keine Rolle spielen, da sie diese als von internationa-
len Organisationen abgedeckt betrachten. So befinden sich nach wie vor 
viele internationale Nichtregierungsorganisationen in Afghanistan, um 
humanitäre Hilfe zu leisten. Über diese Hilfe hoffen gerade westliche 
Geber einen Fuß in der Tür zu behalten. Politisch und wirtschaftlich 
sitzen die Taliban so fest im Sattel, dass sie ihre eigenen ideologischen 
Vorstellungen über ihr Emirat bislang ohne Kompromisse umsetzen, 
wie wir oben an der diskriminierenden Politik einer konsequenten Aus-
grenzung von Frauen aus der Öffentlichkeit verdeutlicht haben.

Die internationale Gemeinschaft befindet sich in einem Dilemma. 
Verweigert sie die Nothilfe, droht eine humanitäre Katastrophe im 
Land; hält sie diese aufrecht, duldet sie zumindest die menschenrechts-
verachtende Politik der Taliban besonders in Bezug auf Frauenrechte. 
Der gegenwärtig diskutierte Ansatz, humanitäre Hilfe zu konditio-
nalisieren und daran zu knüpfen, dass Frauen Zugang zu Hilfsgütern 
haben, stellt eine problematische Gratwanderung dar. Denn dies be-
deutet letztlich eine Politisierung der humanitären Hilfe. Die erneute 
Politisierung der Frauenfrage und der Dissens mit der internationalen 
Gemeinschaft bedingen aber auch erste Zeichen einer Lagerbildung in-
nerhalb der Talibanführung, dessen Ausgang offen ist.

Es bleibt daher abzuwarten, ob die zentralistischen Tendenzen der 
Talibanübergangsregierung kompromisslos weiterverfolgt werden und 
sie die Macht der lokalen Regierungsanhänger und Gemeinden brechen 
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werden. Ein gestärkter Zentralstaat würde bedeuten, dass die Taliban 
nach und nach genau die Lebenswelten und Legitimationen hinter sich 
lassen, die die Bewegung über die letzten zwanzig Jahre am Leben er-
halten haben. Dagegen spricht, dass die Taliban in den letzten zwei 
Jahrzehnten ihre Legitimität zum großen Teil aus dem lokalen Wider-
stand gegen äußeren Einfluss gewannen und stets pragmatisch agier-
ten. Es wäre daher genauso möglich, dass Kabul unter der Herrschaft 
der Taliban trotz zentraler Direktiven ein schwaches Machtzentrum 
bliebe und lokale autonome Strukturen fortbestehen würden.
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Teresa Koloma Beck

Paradoxien des Interventionismus.  
Zur Sozialen Logik der Intervention

Nach dem Ende des Kalten Krieges wurden humanitäre militärische 
Interventionen zu einem viel genutzten Instrument in der interna-
tionalen Politik. Diese politischen Großprojekte kondensierten viele 
der Ambitionen und Hoffnungen, die sich mit der Transformation 
der Weltordnung nach dem Fall des Eisernen Vorhangs verbanden. 
Interventionen waren in der Regel multilateral organisiert. Sie führten 
militärische Einsätze gezielt mit allerlei zivilem Engagement zusam-
men. Vor allem aber dienten sie – zumindest dem eigenen Anspruch 
nach – dem Schutz und der Verteidigung universalistischer Normen wie 
den Menschenrechten, die nach dem Ende des Kalten Krieges eine Auf-
wertung in der internationalen Politik erlebten. Global Governance auf 
Basis universalistischer Prinzipien wurde als Gegenmodell zur ideolo-
gisch motivierten Machtpolitik der Ost-West-Konfrontation präsen-
tiert und sollte diese ablösen. Humanitäre Interventionen waren der 
vielleicht stärkste Ausdruck dieses neuen Paradigmas, denn sie sollten 
den grundlegendsten aller universalistischen Werte verteidigen: die 
Unantastbarkeit der menschlichen Würde. Bald jedoch war unüberseh-
bar, dass universalistische Orientierungen machtpolitische Kalküle kei-
neswegs ersetzten, sondern lediglich ergänzten und veränderten.

Sowohl in der Wissenschaft als auch in der breiteren Öffentlichkeit 
begann die kritische Auseinandersetzung mit dieser Form internatio-
naler Politik deshalb lange vor der Wiedereroberung Kabuls durch die 
Taliban im Sommer 2021. Dezidiert kritische Forschung zu Interven-
tionen und externem Staatsaufbau gab es seit Ende der 1990er Jahre. 
Kristallisationspunkt der Auseinandersetzung war zunächst die United 
Nations Interim Administration Mission in Kosovo (UNMIK), die nach 
den Luftschlägen der NATO im Sommer 1999 damit betraut wurde, in 
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der ehemaligen autonomen Provinz Jugoslawiens nationalstaatliche 
Strukturen aufzubauen. Als eigenständiges Forschungsfeld hatten sich 
critical intervention studies spätestens gegen Ende der 2000er Jahre fest 
etabliert1. Die dort entwickelten Perspektiven gewannen über die Jahre 
auch in Forschungskontexten an Einfluss, die zunächst durch eine eher 
affirmative Haltung zu dieser Form der Internationalisierung von Herr-
schaft geprägt gewesen waren.2

In der Forschung zu internationalen Interventionen mangelte es 
also keineswegs an kritisch angelegten Analysen. Dennoch markieren 
die Ereignisse vom Sommer 2021 auch in diesem Feld eine Zäsur. Das 
Ende dieses von einer globalen Öffentlichkeit besonders eng begleiteten 
Interventionsprojekts, dessen Folgen sich ebenso wie die Intervention 
selbst über soziale und Massenmedien in Echtzeit beobachten ließen, 
drängt zu einer neuen Auseinandersetzung mit grundsätzlichen Fra-
gen: Was bleibt von der Intervention in Afghanistan? Ist sie gescheitert? 
Hinterlassen die Interventen nichts als den oft zitierten Trümmer
haufen – oder bleibt darüber hinaus etwas zurück?

In diesem Beitrag werde ich zeigen, dass die Antwort auf diese Fra-
gen letztlich davon abhängt, welche Vorstellungen vom Interventions-
geschehen wir zugrunde legen. Denn diese Vorstellungen entscheiden 
darüber, wohin der analytische Blick sich wendet und welchen Beob-
achtungen oder Entwicklungen dann Relevanz zugeschrieben wird. Die 
öffentliche Debatte legt nahe, die Frage nach der Bilanz des interna
tionalen Engagements in Afghanistan sei eine nach empirischen Tat
sachen – nach »Fakten«. In diesem Beitrag werde ich zeigen, dass diese 
Vorstellung zu kurz greift. Denn die Frage hat nicht nur eine empirische, 
sondern auch die begrifflich-theoretische Dimension.

Diese wird jedoch nur selten explizit problematisiert. In der Regel 
liegen Diskussionen über den Erfolg von Interventionen einfach jene 
Pläne und Zielsetzungen zugrunde, die die Interventionspolitik selbst 
ausgegeben hat. Der wissenschaftlich-analytische Blick übernimmt 
hier also den der politischen Akteure. In diesem Beitrag schlage ich 
eine alternative Perspektive vor, die nicht allein durch die politische 

1	 Davon zeugt beispielsweise die Gründung der Fachzeitschrift Journal of Intervention 
and Statebuilding, die seit 2007 erscheint.

2	 Im deutschen Kontext lässt sich dies beispielsweise an der Entwicklung des Sonder-
forschungsbereichs (SFB) 700, »Governance in Räumen begrenzter Staatlichkeit«, 
nachvollziehen, der von 2005 bis 2017 in Berlin arbeitete.
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Statebuilding-Brille schaut, sondern an sozialen und gesellschaftlichen 
Dynamiken orientiert ist. Damit soll kein »Nebenschauplatz« eröffnet 
werden. Vielmehr verdeutlicht diese Perspektive, in welch hohem Maße 
die Arbeit an Zielen wie Staatsaufbau und Demokratisierung nicht nur 
in politische Verhältnisse eingreift, sondern auch in gesellschaftliche 
Strukturen und soziale Beziehungen. Sozialer und gesellschaftlicher 
Wandel ist deshalb integraler Bestandteil des Interventionsgeschehens. 
Allerdings folgt dieser Veränderungsprozess einer eigenen Logik und 
ist nicht selten entkoppelt vom Transformationsbegehren politischer 
Akteure. Deshalb lohnt es sich, in der Bilanzierung der Intervention 
diese Entwicklungen separat in den Blick zu nehmen.

Im Folgenden werde ich zeigen, dass länger andauernde internatio-
nale Interventionen zu Arenen globaler Vergesellschaftung werden. Sie 
verdichten und rekonfigurieren globale soziale Beziehungen und trei-
ben so die Konsolidierung globaler gesellschaftlicher Strukturen voran. 
Die Praxis der Intervention erzeugt Kontaktzonen, die Menschen aus 
unterschiedlichen Weltgegenden dauerhaft miteinander konfrontieren. 
Sie zwingt die Beteiligten in soziale Beziehungen und treibt deshalb die 
Formation sozialer und gesellschaftlicher Strukturen auch dann voran, 
wenn die politischen Ziele interventionistischer Politik verfehlt werden. 
Die zentrale Aussage dieses Beitrag lautet deshalb, dass Interventionen 
Labore der Weltgesellschaft sind, in denen die Möglichkeiten und Grenzen 
globalen Zusammenlebens umkämpft, getestet und konfiguriert wer-
den. Eine solche Perspektive, die Interventionen nicht nur als Projekte 
der Weltpolitik, sondern auch als einen weltgesellschaftlichen Zusammen-
hang versteht, verändert auch die Bilanz: Militärisch und politisch ist 
die Intervention in Afghanistan gescheitert. Doch haben 20 Jahre in-
terventionistischer Praxis Biografien geprägt, dauerhafte soziale Bezie-
hungen erzeugt und auf diese Weise (welt-)gesellschaftliche Realitäten 
verändert. Nie war die Intensität dieser durch die Intervention erzeug-
ten Verflechtungen deutlicher zu beobachten als im Moment ihres mi-
litärischen Scheiterns. Denn nicht nur in Deutschland, auch in anderen 
(vormaligen) Interventionsstaaten rief die Distanzierung der Politik 
vom Interventionsprojekt massive Wellen der Solidarisierung gerade 
unter (ehemaligen) Angehörigen ziviler und militärischer Interven
tionsorganisationen hervor und ließ sie zu lautstarken Kritiker*innen 
des Rückzugs und aktiven Unterstützer*innen von Evakuierungsbe
mühungen werden.
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Im Folgenden werde ich zunächst die globale soziale und gesell-
schaftliche Dimension humanitärer Interventionen in allgemeiner 
Perspektive umreißen. Anschließend gehe ich kurz auf die empirische 
(Feld-)Forschung ein, die den hier entwickelten Überlegungen zu-
grunde liegt. Danach werde ich die Bildung globaler Strukturen exem-
plarisch anhand einiger empirischer Beobachtungen nachzeichnen und 
abschließend noch einmal auf den Vorschlag zurückkommen, Inter
ventionen als Labore der Weltgesellschaft zu beschreiben.

Interventionen und universalistische  
internationale Politik

In ihrer Praxis war die Intervention in Afghanistan ein groß angelegtes 
Transformationsprojekt, das auf den Umbau von Staat und Gesellschaft 
zielte. Ausgelöst wurde sie jedoch durch eine sicherheitspolitische Krise: 
Nach den Anschlägen vom 11. September 2001 galt Afghanistan als wich-
tiger Rückzugsort international operierender radikaler islamistischer 
Gruppen. Der Sturz der zu diesem Zeitpunkt regierenden Taliban sollte 
al-Qaida und anderen den Boden entziehen. In der politischen Rhetorik 
mischen sich jedoch von Anfang an sicherheitspolitische Erwägungen 
mit normativen Grundsatzfragen. Denn die Herrschaftspraxis der Ta-
liban warf nicht nur praktische Probleme für die Sicherheitspolitik auf, 
sondern ging auch mit Verstößen gegen menschenrechtliche Prinzipien 
einher. So verschränkten sich sicherheitspolitische mit humanitären 
Zielen (siehe hierzu die Beiträge von Florian Kühn und Gerd Hankel in 
diesem Band), die von einer Vielzahl zivilgesellschaftlicher Organisa
tionen getragen wurden und sich bestens zur Legitimation sicherheits
politischer Maßnahmen eigneten.

Soziologisch lassen sich solche Interventionen als empirische Kon-
stellationen beschreiben, die durch das Aufeinandertreffen zweier spe-
zifischer Akteurstypen gekennzeichnet sind. Auf der einen Seite steht 
eine lokale einheimische Bevölkerung, in der Sprache der Intervention 
oft locals genannt. Auf der anderen Seite stehen Akteure, die im gegebe-
nen lokalen Kontext Fremde sind und für sich in Anspruch nehmen, als 
Interventen universalistische Normen, beispielsweise Menschenrechte, 
Frieden, Freiheit, Bildung oder Demokratie, zu vertreten. Weil diese 
Akteure im Feld der Politik agieren, dabei jedoch ihrem Selbstverständ-
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nis nach nicht eigene Interessen, sondern das Interesse aller Menschen 
oder auch der Menschheit vertreten, nennt der Soziologe John W. Meyer 
sie »rationalisierte Andere«.3 Zu ihnen zählen internationale Organisa-
tionen und humanitäre NGOs, aber auch Journalist*innen und (Sozial-)
Wissenschaftler*innen. Meyer und andere haben gezeigt, wie das Auf-
kommen dieses Akteurstyps im späten 19. Jahrhundert die Weltpolitik 
radikal und nachhaltig veränderte. War das internationale System zu-
vor primär durch Konflikt und Konkurrenz zwischen Nationalstaaten 
beziehungsweise Imperien geprägt gewesen, etablierte der wachsende 
öffentliche Einfluss rationalisierter Anderer den universalistischen 
Normenkanon als eigenständiges weltpolitisches Paradigma. Die ein-
gangs erwähnte Idee einer normenbasierten Global Governance ist also 
keineswegs eine Erfindung der 1990er Jahre, sondern geht auf diese 
Entwicklungen an der Schwelle zum 20. Jahrhundert zurück. Meyers 
Arbeiten begründeten die neoinstitutionalistische World-Polity-For-
schung, die in Deutschland auch unter dem Stichwort »Weltkultur«- 
oder »Weltsystem«-Analyse bekannt geworden ist.

Doch wie artikuliert sich der politische Einfluss rationalisierter An-
derer? Von der globalen Durchsetzung der von ihnen vertretenen Prin-
zipien ist die Welt ja offensichtlich weit entfernt. Der Soziologe Tobias 
Werron, der den World-Polity-Ansatz kommunikationstheoretisch 
erweitert hat, betont, dass rationalisierte Andere vor allem dadurch 
Macht und Einfluss gewinnen, dass sie Prozesse öffentlicher Kommuni-
kation stimulieren und unterhalten, die Ereignisse und Entwicklungen 
im Horizont universalistischer Prinzipien diskutieren. Dabei sprechen 
sie so, als würden sie ein »globales Publikum« – also »die Menschheit« 
selbst – adressieren. Obwohl diese Kommunikationsprozesse nicht un-
mittelbar auf politisches Handeln durchschlagen, sind sie alles andere 
als belanglos. Sie organisieren Aufmerksamkeit und definieren Mög-
lichkeiten und Notwendigkeiten politischer Legitimation. Die öffent- 
liche Kommunikation rationalisierter Anderer verhilft universalis
tischen Prinzipien nicht notwendig zur Durchsetzung. Doch sorgt sie 
dafür, dass diese Normen permanent präsent gehalten werden, dass 
sich Akteure im politischen Geschehen auf sie beziehen und so Ereig-

3	 John W. Meyer, »Rationalized Environments«, in: John W. Meyer  /  W. Richard Scott 
(Hg.), Institutional Environments and Organizations. Structural Complexity and Individua-
lism, Thousand Oaks 1994, S. 28  –  54.
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nissen diskursiv globale Relevanz verleihen können. Indem rationa-
lisierte Andere diesen an universalistischen Prinzipien orientierten 
Diskursraum auf Dauer stellen, verändern sie die Legitimationsmög-
lichkeiten politischer Akteure und beeinflussen damit auch deren Han-
deln – nicht nur bei jenen, die sich aktiv zu universalistischen Normen 
bekennen, sondern auch bei jenen, deren Tun an partikularistischen, 
beispielsweise an nationalstaatlichen Interessen ausgerichtet ist. Denn 
dem Urteil der »globalen Öffentlichkeit« kann sich niemand folgenlos 
entziehen.

Für die Analyse humanitärer (Interventions-)Politik ist die theo-
retische Perspektive der World-Polity-Forschung besonders fruchtbar. 
Denn sie vermag es, eine der zentralen Kontroversen in diesem Feld 
produktiv aufzulösen. Diese dreht sich um die Frage, welches Gewicht 
universalistische Prinzipien in der Praxis wirklich haben. Antworten 
darauf werden üblicherweise entweder von einem idealistischen oder 
einen realistischen Standpunkt aus gegeben. Doch weder die Über
höhung noch die Negation der Relevanz von Normen wird der empiri-
schen Realität gerecht. Der World-Polity-Ansatz erlaubt es, humanitäre 
und andere universalistische Politiken ernst zu nehmen – allerdings 
nicht in dem Sinne, dass man die erklärten Absichten rationalisierter 
Anderer für bare Münze nimmt. Vielmehr wird analytisch eingeräumt, 
dass das Agieren rationalisierter Anderer zu einer realpolitischen Re-
levanz universalistischer Normen führt. Humanitäre NGOs, Journa-
list:innen und ähnliche Akteure kommunizieren so, als ob diese Nor-
men tatsächlich universale Gültigkeit besäßen, und sie nutzen den 
Verweis auf diese Prinzipien, um die Legitimität politischen Handelns 
zu überprüfen und gegebenenfalls deren Mangel zu skandalisieren. 
Damit erzeugen sie Druck, insbesondere auf demokratische Regierun-
gen und internationale Organisationen, die sich ebenfalls emphatisch 
zu universalistischen Prinzipien bekennen, deren außen-, sicherheits- 
und entwicklungspolitische Alltagspraxis jedoch durch Konkurrenz und 
Konflikt zwischen diesen und anderen Normen geprägt ist.

Humanitäre Interventionen sind der vielleicht stärkste Ausdruck 
einer solchen an universalistischen Normen ausgerichteten Global 
Governance. Sie greifen ein, um den grundlegendsten aller universalis
tischen Werte zu schützen: die Integrität und die Würde menschlichen 
Lebens. Dabei verbinden sie den lokalen Kontext der Intervention mit 
den Machtzentren der Weltpolitik. Interventionen sind also multi



Paradoxien des Interventionismus	 123	

situierte soziale Phänomene, die verschiedene Orte in der Welt mit
einander verbinden.

Zudem mobilisieren humanitäre Interventionen eine Vielzahl von 
Öffentlichkeiten, die sich für Verstöße universalistischer Normen in-
teressieren – oder durch die Kommunikation von NGOs, Journalist:in-
nen und anderen rationalisierten Anderen dafür interessiert werden 
können. Je mehr Menschenrechte und ähnliche Normen als Schemata 
der Beobachtung in der Weltpolitik institutionalisiert werden, umso 
sensibler reagieren Öffentlichkeiten auf Normverstöße. So kann das 
»Spektakel des Leidens und der Gewalt«4 zum globalen Aufmerksam-
keitsmagneten werden und auch in den Komfortzonen der Welt Rele-
vanz gewinnen.

Weil sie kommunikativ wie auch handlungspraktisch Verbindun-
gen zwischen verschiedenen und geografisch oft weit voneinander 
entfernten Orten und Menschen herstellen, sind humanitäre Inter-
ventionen globale politische Projekte. Entscheidend für diese globale 
Dimension sind dabei nicht nur weltpolitische, sondern auch weltge-
sellschaftliche Dynamiken. Humanitäre Interventionen setzen soziale 
Prozesse in Gang, die kommunikative, handlungspraktische und nicht 
zuletzt affektive Bezüge zwischen unterschiedlichen Orten auf der Welt 
entstehen lassen und auf diese Weise globale Beziehungsgefüge und 
Vorstellungswelten verändern.

Allerdings ist diese Verdichtung globaler sozialer Beziehungen kein 
ausgelassenes Fest der Verständigung. Vielmehr liegen humanitären 
Interventionen extrem asymmetrische Weltvorstellungen und Macht-
potenziale zugrunde. Im Zentrum steht dabei, wie der Soziologe Craig 
Calhoun anschaulich herausgearbeitet hat, die Unterscheidung zwi-
schen modernen, »zivilisierten« und gut funktionierenden Regionen 
einerseits und Problemzonen der Weltordnung andererseits, in denen 
Ordnung und Normalität zusammengebrochen sind. Ein solcher Vor-
stellungshorizont lässt militärische Einsätze weniger als politische 
Projekte erscheinen denn als Akte der Hilfe und Unterstützung, deren 
schlichtes Ziel darin besteht, »Normalität« wiederherzustellen.5 Diese 

4	 Luc Boltanski, Distant Suffering. Morality, Media and Politics, Cambridge 1999.
5	 Craig Calhoun, »A World of Emergencies. Fear, Intervention, and the Limits of Cos-

mopolitan Order«, in: Canadian Review of Sociology  /  Revue canadienne de sociologie 41(4), 
2004, S. 373  –  395; ders., »The Idea of Emergency. Humanitarian Action and Global 
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ebenfalls auf universalistische Normvorstellungen zurückgehende Rhe-
torik verleiht humanitären Interventionen eine besondere Legitimität, 
und sie verdeckt, dass in Afghanistan und anderswo Interventen nicht 
nur kamen, um zu helfen, sondern auch – und bisweilen vor allem – um 
zu herrschen.

Für Analysen der sozialen Dynamiken von Interventionen sind 
die eben skizzierten Ansätze aus der neoinstitutionalistisch und kom-
munikationstheoretisch inspirierten Weltgesellschaftsforschung auf-
schlussreich. Denn sie erlauben es, die Beobachtung des Alltags der 
Intervention mit Fragen nach weltpolitischen und weltgesellschaft-
lichen Ordnungsprozessen zusammenzuführen. So erscheinen In-
terventionen nicht nur als Kontexte, in denen Fragen von Krieg und 
Frieden, Demokratisierung und wirtschaftlicher Entwicklung verhan-
delt werden. Es sind gleichzeitig auch Kontexte, in denen sich globale 
Ordnungsprozesse in der Sphäre des Alltags zeigen. Denn hier treten 
systematisch Akteure auf, die von außen kommend für sich in An-
spruch nehmen, im Namen der Menschheit zu agieren – und sie stoßen 
dabei auf Widerstand. In Interventionen kommen die Normen und 
Asymmetrien, die die Weltpolitik strukturieren, besonders stark zum 
Ausdruck – denn diese sollen ja um- oder durchgesetzt werden. Doch 
genau deshalb sind diese Normen und Asymmetrien hier permanent 
herausgefordert – und sie müssen in Alltagsbegegnungen leiblicher Ak-
teure ausgehalten und verhandelt werden. In diesem Sinne stellen In-
terventionskontexte Grenzzonen globaler Ordnung dar. Strukturen und 
Dynamiken globaler Ordnungsbildung werden hier sichtbar, gerade 
weil sie noch nicht konsolidiert und normalisiert sind, sondern instabil, 
herausgefordert und deshalb der Analyse zugänglich.

In der Kontakt- und Kampfzone: ein Forschungsprojekt 
zur Intervention in Afghanistan

In einer ethnografischen Forschung zur Intervention in Kabul habe ich 
den eben vorgestellten Ansatz genutzt, um mehr über die Verschrän-
kung von Alltagsvollzügen und Prozessen globaler Ordnungsbildung in 

(Dis)Order«, in: Didier Fassin  /  Mariella Pandolfi (Hg.), Contemporary States of Emer-
gency. The Politics of Military and Humanitarian Interventions, New York 2010, S. 29  –  58.
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Interventionskontexten zu erfahren. Das Projekt war Teil einer kolla
borativen Forschung, die die räumliche Dynamik von Gewaltkonflikten 
analysierte.6 Die ethnografische Arbeit baute auf eine damals bereits 
umfängliche Literatur zum Alltag in Kriegs- und Nachkriegsgesell-
schaften auf sowie auf vorangegangene eigene Forschungen zu diesem 
Thema in Angola und Mosambik.

Die Kontingenzen des Forschungsprozesses hatten mich in an der 
Grenze zwischen internationalen und lokalen Lebenswelten platziert. 
Während der Feldforschung im Frühjahr 2015 arbeitete ich embedded  
bei einer afghanischen Nichtregierungsorganisation, die seit vielen 
Jahren in der Friedensarbeit auf Graswurzelebene engagiert war. Die 
Organisation bekannte sich gleichermaßen zu zentralen Zielen des in-
terventionistischen Modernisierungsprojekts wie auch zu wichtigen 
afghanischen Traditionen. Deshalb genoss sie Vertrauen und Ansehen 
auch in Regionen des Landes, in denen die Skepsis gegenüber der Inter-
vention zu diesem Zeitpunkt bereits sehr groß war. Die Ressourcen für 
ihre Projekte kamen jedoch hauptsächlich von internationalen Gebern, 
und sie arbeitete eng mit internationalen Organisationen und (inter-)
nationalen Nichtregierungsorganisationen zusammen.

Im für Interventionskontexte typischen Spannungsfeld zwischen 
Interventionsakteuren und einheimischer Bevölkerung positionierte 
mich die Zusammenarbeit mit dieser Organisation in besonderer 
Weise: Als Soziologin aus Deutschland gehörte ich zu den rationalisier-
ten Anderen, also zu jener Gruppe oder Klasse, zu der auch das Personal 
der Interventionsorganisationen gehörte und die in der Alltagssprache 
der Intervention als internationals bezeichnet werden. Und im Zuge 
meiner Forschungsarbeit hatte ich regelmäßigen Kontakt in dieses 
Milieu. Prägend im Alltag war jedoch die Einbettung bei der afghani-
schen NGO und damit der Kontakt zu Menschen, die zur einheimi-
schen Bevölkerung zählten, insbesondere Afghaninnen und Afghanen, 
die im Umfeld der Intervention in afghanischen zivilgesellschaftlichen 

6	 Institutioneller Kontext der Forschung war eine interdisziplinäre deutsch-franzö
sische Nachwuchsgruppe mit dem Titel »Urbane Gewalträume | Espaces et Violen-
ces«, die vom Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) finanziert 
wurde. Die Gruppe gehörte zu einem größeren Verbund, »Saisir l’Europe | Europa 
als Herausforderung«. Von 2013 bis 2016 leitete ich den deutschen Teil der Ge
walträume-Gruppe, der am Centre Marc Bloch an der Humboldt Universität zu Ber-
lin beheimatet war.
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Organisationen oder Behörden ihren Lebensunterhalt verdienten. Diese 
gehörten typischerweise zur kulturellen Elite des Landes, nicht jedoch 
zur wirtschaftlichen oder politischen. Sie waren urban geprägt und gut 
ausgebildet. Gemessen am niedrigen Landesdurchschnitt war ihr mo-
natlicher Verdienst oft hoch.7 Viele hatten längere Zeit im Ausland ver-
bracht, meist in angrenzenden Staaten, bisweilen jedoch auch weiter 
entfernt. Die biografische Prägung führte dazu, dass Arbeit an der De-
mokratisierung und Öffnung der afghanischen Gesellschaft für sie nicht 
nur ein berufliches, sondern auch ein im engeren Sinne persönliches  
Anliegen war.

So fand die Forschung in der Kontakt-, Grenz- und Kampfzone zwi-
schen der Welt der Interventionsakteure einerseits und afghanischen 
Lebenswelten andererseits statt. In einer Zone also, in der, wie ich im 
Folgenden zeigen werde, die Aushandlung von Wert- und Weltordnun-
gen immer wieder Gegenstand von Alltagsinteraktionen wurde.

Der Alltag der Intervention

Wie im vorletzten Abschnitt ausgeführt, sind Orte der Intervention 
dadurch charakterisiert, dass dort Menschen, die in ihrer beruflichen 
Rolle als »Repräsentanten der Menschheit« auftreten, auf einen eigen
logischen und schon allein deshalb auch widerständigen lokalen Kon-
text treffen. Die soziale und gesellschaftliche Dynamik des Interven
tionskontexts ist durch diesen Antagonismus geprägt.

In öffentlichen Debatten wird diese Konfrontation zumeist als 
Konflikt um Ordnungsvorstellungen beschrieben, in dem sich univer-
salistische und traditionalistische Positionen gegenüberstehen. Der 
Selbsterzählung der Interventionspolitik folgend wird dabei die univer-
salistische Position mit den internationalen Akteuren und die traditio-
nalistische Position mit den lokalen Akteuren assoziiert. Diese Vorstel-
lung blendet zwei wichtige Aspekte aus: Zum einen unterschätzt sie, in 
welch hohem Maße die universalistische Politik die lokale Bevölkerung 

7	 Relativiert wurde dieser Verdienst jedoch dadurch, dass insbesondere im von in-
ternationalen Gebern abhängigen NGO-Bereich Projekt- und damit auch Vertrags-
laufzeiten von nur wenigen Monaten keine Seltenheit waren, sodass das monatliche 
Gehalt auch Phasen ohne Beschäftigungsverhältnis überbrücken musste.
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mobilisierte. Der Einsatz für Menschenrechte und andere universalis
tische Normen in Afghanistan war keineswegs ein Privileg der auslän-
dischen Akteure; auch für viele Afghaninnen und Afghanen wurde er zu 
einem wichtigen beruflichen und persönlichen Anliegen. Zum zweiten 
unterschlägt diese Perspektive, dass auch die internationals in je spe-
zifischer Weise partikular situiert waren.8 Ihr beruflicher Einsatz für 
universalistische Normen war durch eigene biografische Erfahrungen 
kontextualisiert, die die Lesart dieser Normen prägten.

Anders als die Rhetorik der Intervention es nahelegt, war der Anta-
gonismus zwischen rationalisierten Anderen und lokalem Kontext also 
keineswegs identisch mit der Unterscheidung zwischen ausländischen 
Interventionskräften und Afghaninnen und Afghanen. Vielmehr muss 
der Antagonismus zwischen universalistisch orientierten rationalisier-
ten Anderen und partikularistisch situierten Lokalen im Sinne einer 
Rollenunterscheidung rekonstruiert werden, um dem Umstand Rech-
nung zu tragen, dass beide Positionen sowohl von Afghaninnen und 
Afghanen als auch von ausländischen Angehörigen von Interventions-
organisationen eingenommen werden konnten. Erst dann lässt sich die 
soziale und gesellschaftliche Komplexität der Intervention analytisch 
entfalten.

Denn unter den humanitarians in Afghanistan bildeten Afghaninnen 
und Afghanen selbst die zahlenmäßig stärkste Gruppe.9 Insbesondere 
in den urbanen Zentren lebte ein substanzieller Teil der Bevölkerung mit 
und von der Intervention. Und nicht wenige dieser Männer und Frauen 
waren dieser Arbeit auf sehr persönliche Weise verbunden. Doch führte 
dies keineswegs in harmonische Kooperation. Im Gegenteil, gerade 
dort wo Afghaninnen und Afghanen die grundsätzlichen Ziele der In-
terventionspolitik unterstützten oder gar ersehnten, brachen Konflikte 
auf. Dies ist zum einen darauf zurückzuführen, dass es abweichende 
Vorstellungen über den konkreten Inhalt bestimmter universalistischer 
Prinzipien gab. Zum anderen entstand Konfliktpotenzial auch dadurch, 
dass die zentrale diskursive Stellung universalistischer Prinzipien es 

8	 Hierzu auch Catherine Goetze, The Distinction of Peace: A Social Analysis of Peacebuilding, 
Ann Arbor 2017; Lisa Smirl, Spaces of Aid: How Cars, Compounds and Hotels Shape Huma-
nitarianism, London 2015.

9	 John Heathershaw, »Who are the ›International Community‹? Development Pro-
fessionals and Liminal Subjectivity«, in: Journal of Intervention and Statebuilding 10(1), 
2016, S. 77  –  96.
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aus Sicht der Beteiligten nahelegte, auch die Alltagspraxis der Interven-
tion, das heißt ihre Organisationsstrukturen und Arbeitsprozesse, an 
diesen Prinzipien zu messen. So produzierte der Interventionskontext 
Situationen, in denen diffizile Fragen, die sonst eher als Gegenstand 
von Fachdebatten erscheinen mögen, in alltäglichen Interaktionen ver-
handelt werden mussten.

Ein Normenkomplex, anhand dessen sich diese Dynamik beson-
ders eindrücklich zeigen lässt, ist die Emanzipation von Frauen. Seit 
den ersten Tagen der Intervention zählte Frauenpolitik zu den pro
minent gesetzten Themen. In einer Radioansprache kurz nach dem ers-
ten Truppeneinmarsch erklärte die US-amerikanische First Lady, Laura 
Bush, die Befreiung der afghanischen Frauen zu einem der zentralen 
Ziele des aktuellen militärischen Einsatzes – und gab damit einem 
klar sicherheitspolitisch motivierten Militäreinsatz eine humanitäre 
Wendung. In der Folge wurde das Thema nicht nur in der Politik, son-
dern auch von NGOs und vor allem in den Massenmedien aufgegriffen, 
und das Interesse daran riss bis zum Ende der Intervention nicht ab. 
Es reicht bis heute sogar darüber hinaus. Nur zum Teil ist dies mit der 
Situation der afghanischen Frauen zu erklären. Es hat vor allem mit der 
Logik der Intervention selbst zu tun: Frauenrechte, Frauenschutz und 
Frauenemanzipation sind ein Politikfeld, das wie kaum ein anderes die 
universalistische Basis der Intervention versinnbildlicht. Es geht um 
physische Reproduktion und um die Geschlechtlichkeit gesellschaft
licher Verhältnisse – um Themen also, die, anders als »Demokratie« 
oder »wirtschaftliche Entwicklung«, an jedem Ort der Welt eine Rolle 
spielen. Frauenrechte und Frauenemanzipation erscheinen also als tat-
sächlich universales Anliegen und eignen sich deshalb in besonderer 
Weise, die Legitimität der Intervention zu untermauern. Der Anschein 
eines wahrhaft universalistischen und deshalb von vielen geteilten An-
liegens birgt zudem das Versprechen, auch heterogene Akteure zusam-
menbringen zu können. Doch der Blick in die Praxis der Intervention 
zeigt ein anderes Bild.

Die Geschlechterfrage war im Alltag omnipräsent. Sie wurde also 
nicht nur in Kontexten diskutiert, die explizit diesem Thema gewidmet 
waren, wie etwa in Frauenrechtsorganisationen oder Frauenförder
projekten. Auch in vielen anderen Zusammenhängen lief sie kontinu-
ierlich mit. Allerdings wurde sie von allen – also auch von den weib
lichen Internationalen – nicht als abstrakte Norm, sondern im Horizont 
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höchstpersönlicher biografischer Erfahrungen verhandelt. Rasch prall-
ten hier Unvereinbarkeiten aufeinander. So glaubten viele Internatio-
nale, sie würden die Interessen der Afghaninnen an Gleichberechtigung 
dadurch unterstützen, dass sie selbst einen freizügigen Kleidungsstil 
pflegten und somit vorlebten. Viele Afghaninnen empfanden diese Auf-
tritte jedoch nicht als befreiendes Vorbild, sondern als Missachtung ih-
rer Lebensform. Für sie stellte Emanzipation keinen Widerspruch zum 
Tragen eines Kopftuchs, zu Religiosität oder Mutterschaft dar. Und ge-
messen an den Herausforderungen, denen sie sich täglich gegenüber 
sahen, erschien vielen von ihnen die Frage der Kleidung als eher nach-
rangiges Anliegen. Auch dort, wo Frauenrechte und Frauenemanzi
pation Ideale darstellten, die von ausländischen Interventionskräften 
und Afghaninnen und Afghanen gleichermaßen geteilt wurden, führte 
dies also nicht notwendig zu einer Annäherung der Perspektiven. Oft 
war es sogar so, dass das Bekenntnis zur selben Norm, die jedoch unter-
schiedlich interpretiert wurde, Konflikte verschärfte, weil sie ihnen eine 
persönliche Dimension verlieh. Ob Freiheit und Gleichberechtigung 
von Frauen in einer Gesellschaft gute Ideen war, stand in diesen Kontex-
ten grundsätzlich nicht mehr infrage; doch wurde nun darüber verhan-
delt, wie sich diese Ideen in der persönlichen Lebensführung widerspie-
gelten oder widerspiegeln sollten. Dann ging es beispielsweise darum, 
welchen Beitrag ein freizügiger Kleidungsstil zur Emanzipation leistete, 
oder ob romantische Liebe und sexuelles Begehren in Paarbeziehungen 
ein notwendiges Element auf dem Weg zur Gleichberechtigung waren.

Erschwerend kam hinzu, dass in der Praxis der Intervention das 
Ziel, die Position der Frau zu stärken, nicht selten mit anderen Zielen 
kollidierte. So war beispielsweise zu beobachten, dass Interventions-
akteure in der Kooperation mit afghanischen Organisationen zwar 
forderten, dass diese auch in Fach- und Führungspositionen Frauen 
beschäftigten; bei der Auswahl direkter Kontaktpersonen in diesen 
Organisationen bevorzugten sie jedoch regelmäßig Männer. Diese Prä-
ferenz war dadurch motiviert, dass Frauen auch in hohen Positionen 
immer angreifbar waren – diese instabile Position machte sie zu un-
sicheren Kooperationspartnerinnen. Vor die Wahl gestellt, bewerteten 
die Interventionsorganisationen also zuverlässige Zusammenarbeit 
höher als die Förderung von Frauen. Das universalistische Prinzip, zu 
dem man sich durchaus aufrichtig bekannte, wurde operativen Zielen 
geopfert. Aus ähnlichen Gründen institutioneller Rationalität sahen 
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Verantwortliche in internationalen Organisationen bisweilen sogar da-
von ab, sexuelle Übergriffe afghanischer Mitarbeiter gegenüber afgha-
nischen Kolleginnen zu sanktionieren.

Bemerkenswerterweise führte der hohe Stellenwert des Themas 
Frauenrechte in der Intervention nicht nur zu Spannungen mit Af
ghaninnen und Afghanen. Er erhöhte auch innerhalb der Interven-
tionsorganisationen die Sensibilitäten. Der prominente Einsatz für 
Geschlechtergerechtigkeit in Afghanistan hatte zur Folge, dass Ge-
schlechtergerechtigkeit in den eigenen Reihen aufmerksamer beobach-
tet wurde. Vor allem konnte die Problematisierung von Verstößen gegen 
diese Norm auf mehr Legitimität hoffen, als dies zu diesem Zeitpunkt 
(vor der globalen me-too-Debatte) in großen Organisationen üblicher-
weise der Fall war.

Während universalistische Prinzipien diskursiv oft einleuchtend 
und beinahe selbstverständlich erscheinen mögen – als etwas, auf das 
man sich relativ leicht einigen kann  –, zeigt sich die Praxis des Uni-
versalismus als komplexes, anstrengendes und zähes Geschäft. Immer 
wieder ist zu beobachten, wie die Intervention an ihren eigenen An-
sprüchen scheitert. Sozial und gesellschaftlich stärkt jedoch gerade die 
Beobachtung des Scheiterns die Relevanz dieser Prinzipien.

Besonders deutlich zeigt sich dies in den vielfältigen Bemühungen, 
die Angehörige von Interventionsorganisationen unternahmen, um die 
Mängel der formalen Interventionspraxis durch persönliche Entschei-
dungen und individuelles Handeln zu kompensieren. Nicht selten bezo-
gen sich diese auf Sachverhalte, die auf den ersten Blick banal erschei-
nen mögen: So bestanden manche Internationale beispielsweise darauf, 
Lebensmittel entgegen offizieller Richtlinien in lokalen Geschäften ein-
zukaufen. Kreativ unterliefen sie Sicherheitsregeln, um Restaurants zu 
besuchen, die nicht der internationalen Elite vorbehalten waren. All das 
mag an romantisierende Erzählungen von humanitären Einsätzen als 
Abenteuer erinnern. Doch geht die Bedeutung darüber hinaus. Diese 
subversiven Praktiken spiegeln ein bestimmtes Selbstverständnis wider. 
Angehörige von Interventionsorganisationen, die segregierende Sicher-
heitsregime unterliefen, taten dies oft auch im Bewusstsein, auf diese 
Weise Afghaninnen und Afghanen als Mitmenschen anzuerkennen und 
Afghanistan als Mitwelt. Hinter dieses Prinzip zurückzufallen, beschä-
digte nicht nur die Beziehungen zur Bevölkerung des Interventions
landes, sondern auch die eigene (professionelle) Identität.
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Bisweilen kam es vor, dass Angehörige von Interventionsorgani-
sationen angesichts des Versagens der Interventionspolitik höchst-
persönlich Verantwortung für den Schutz humanitärer Ideale über-
nahmen. Sie organisierten langfristig Unterstützung für Afghaninnen 
und Afghanen, mit denen sie während ihres Aufenthaltes zusammen-
gearbeitet hatten, bisweilen kollektiv, beispielsweise indem sie Vereine 
gründeten, bisweilen aber auch privat und aus persönlichen Ressour-
cen. Bereits vor dem Wiedereinzug der Taliban in Kabul spielte in die-
sem Kontext auch Unterstützung beim Verlassen des Landes eine Rolle. 
Zu ihrer eigenen Überraschung fanden sich Angehörige von Interven
tionsorganisationen dann bisweilen in der Rolle von Aus- und Einwan-
derungsberater*innen oder gar Fluchthelfer*innen wieder.

Im hier zur Verfügung stehenden begrenzten Raum können diese 
Beispiele nur andeuten, wie das Ringen um universalistische Normen 
und Prinzipien im Alltag der Intervention neue soziale Beziehungen 
und gesellschaftliche Verflechtungen entstehen ließ. Fragen von Nähe 
und Distanz in einer heterogenen und globalisierten Welt wurden in 
alltäglichen Begegnungen, in Arbeitsprozessen und Organisations
arrangements verhandelt – und zwar von Akteuren, die sich eigentlich 
mit anderen Dingen als Fragen der Weltpolitik beschäftigten und den-
noch in Situationen geworfen waren, in denen sie sich mit diesen aus-
einandersetzen mussten. Wie unter einem Brennglas wurden hier fun-
damentale Normen und Prinzipien globaler Politik sichtbar; sie wurden 
in ihrer praktischen Relevanz herausgefordert und in ihrer Umsetzung 
erprobt.

Die Intervention als Reallabor

In diesem Sinne lassen sich Interventionen als Labore der Weltgesell-
schaft10 beschreiben, als Experimentierfelder für Formen des Zusam-
menlebens unter den Bedingungen extremer Heterogenität. Während 

10	 Diese Formulierung verdankt sich intensiven Gesprächen mit der Soziologin Tanja 
Bogusz, die zeitgleich zu meiner eigenen Forschung zu humanitären Interventionen 
ebenfalls ethnografisch über naturwissenschaftliche Expeditionen forschte und dort 
ähnliche gesellschaftliche Dynamiken beobachtete. Siehe auch Tanja Bogusz, Expe-
rimentalismus und Soziologie. Von der Krisen- zur Erfahrungswissenschaft, Frankfurt a. M. 
2018.
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in öffentlichen Debatten ein Verständnis von Interventionen dominiert, 
das diese als Projekte der Durchsetzung globaler Normen und globaler 
Ordnung beschreibt, entfaltete der eben skizzierte ethnografische Blick 
eine andere Perspektive. Der Interventionskontext erscheint hier als 
ein Ort, an dem diese globale Ordnung selbst auf dem Spiel steht, um-
kämpft ist und in der Alltagspraxis verhandelt wird. Als gesellschaftliche 
Formation ist die Intervention eine Kontaktzone, ein Ort der Begeg-
nung oder besser: eine Arena des encounter in den Grenzzonen globa-
ler Ordnung. Die Interventionspraxis führt dazu, dass die Spannung 
zwischen Universalität und Partikularität beständig verhandelt werden 
muss – und zwar nicht nur am Konferenztisch oder im akademischen 
Austausch, sondern im alltäglichen Aufeinandertreffen gewöhnlicher 
Menschen. Sie schreibt sich ein in soziale Beziehungen, in Biografien 
und Organisationsarrangements.

Interventionen sind deshalb nicht nur Verdichtungsräume der 
Weltpolitik. Sie sind auch Kristallisationspunkte für weltgesellschaft
liche Dynamiken – oder soziologisch gesprochen: von Prozessen globa-
ler Vergesellschaftung. Es sind Orte, an denen die Möglichkeiten und 
Grenzen des Zusammenlebens unter Bedingungen der Heterogenität 
erprobt werden. Aufgrund dieses experimentellen Charakters der dort 
entstehenden sozialen und gesellschaftlichen Strukturen scheint es an-
gemessen, sie als Reallabore für globale soziale Beziehungen und globale 
Koexistenz zu beschreiben.11

Ein solches Verständnis, das gesellschaftliche Prozesse in den Fokus 
rückt, verändert notwendigerweise auch die Einschätzung der Bilanz 
der Intervention in Afghanistan. Denn es zeigt sich, dass paradoxer
weise gerade die Unzulänglichkeiten und auch das Scheitern welt
politischer Praxis zum Motor weltgesellschaftlicher Verflechtungen 
werden können. Gerade im Moment des abrupten Abzugs der auslän
dischen Interventionsakteure zeigte sich, wie intensiv diese Verflech-
tungen geworden waren. Unter den (ehemaligen) Angehörigen von In-

11	 Der Begriff geht auf die Techniksoziologen Wolfgang Krohn und Johannes Weyer 
zurück. Er verweist auf Konstellationen, in denen das zur Bewältigung eines gesell-
schaftlichen Problems notwendige Wissen nicht in isolierten Forschungsprozessen, 
sondern nur durch experimentelles Handeln in der Gesellschaft selbst gewonnen 
werden kann. Wolfgang Krohn  /  Johannes Weyer, »Gesellschaft als Labor: Die Erzeu-
gung sozialer Risiken durch experimentelle Forschung«, in: Soziale Welt 40(3), 1989, 
S. 349  –  373.
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terventionsorganisationen gab es massive Solidarisierungswellen, die 
sich nicht in öffentlicher Kommunikation von Empathie und Protest 
äußerten, sondern auch in ganz praktischen Bemühungen, in dieser 
Krisensituation universalistischen Prinzipien zur Geltung zu verhelfen. 
Diese Solidaritätsbewegung war affektiv hoch aufgeladen und stiftete 
Allianzen zwischen Akteuren, die sonst eher selten gemeinsam anzu-
treffen sind: humanitäre Aktivist*innen, Künstler*innen, Journalist*in-
nen und Wissenschaftler*innen setzten sich ebenso für die Evakuierung 
von Afghaninnen und Afghanen ein wie Soldat*innen, Polizist*innen 
und Unternehmer*innen. Sie alle verband, dass für sie Afghanistan 
mehr war als ein Fleck auf der Weltkarte oder eine geopolitische He
rausforderung. Das Land war Teil ihrer eigenen Biografie geworden. 
Sie kannten Afghaninnen und Afghanen nicht nur als klischeehafte 
Figuren in Medienberichten, sondern als Kooperationspartner*innen, 
als Kolleg*innen, als Freund*innen oder als Familienmitglieder. Ver-
bunden waren diese sehr unterschiedlichen Akteure aber auch im Be-
kenntnis zu Normen, die den Schutz der menschlichen Würde und des 
menschlichen Lebens betrafen. Die Motivationen waren dabei durch-
aus unterschiedlich und reichten von Idealen militärischer Kamerad-
schaft (no man left behind) zu ausdifferenzierten universalistischen Über
zeugungen.

Diese Vervielfältigung und Intensivierung weltgesellschaftlicher 
Verflechtungen durch die Intervention überdauert deren Ende und 
sollte deshalb Teil der Bilanz von 20 Jahren Interventionsgeschichte 
werden. Wichtig ist dies jedoch nicht, um diese Bilanz aufzubessern 
und so den Rückblick erträglicher zu machen. Sondern weil auf diese 
Weise deutlich wird, dass es auch nach dem militärischen Scheitern 
noch etwas zu verlieren gibt.



	 Florian P. Kühn und Teresa Koloma Beck� 134

Florian P. Kühn und Teresa Koloma Beck

Wer sagt, es sei ein Scheitern?  
Zu den politischen und sozialen Gründen 
begrenzter Beratungsfähigkeit von 
Wissenschaft und Politik

Zwei Jahrzehnte Paralleldialoge

Kurz nach der Invasion in Afghanistan, als die USA militärisch und 
politisch die Jagd auf Osama Bin Laden in den Mittelpunkt ihrer Be-
mühungen stellten, während Kabul symbolisch besetzt und befriedet 
werden sollte, kam ein illustrer Beraterkreis zusammen. Er bestand 
aus Lakhdar Brahimi, der im Begriff war, Afghanistan-Beauftragter des 
UN-Generalsekretärs zu werden, aus Ahmed Rashid, einem pakistani-
schen Journalisten, dessen detaillierte Recherchen zu den Taliban zur 
Pflichtlektüre der US-Offiziere wurden, und Barnett Rubin, Politik
wissenschaftler und ausgewiesener Afghanistankenner. Im Kern ent-
warfen sie das Bonner Abkommen, den darin vereinbarten Staats-
aufbauprozess und die letztlich verabschiedete Verfassung. Zalmay 
Khalilzad, selbst wissenschaftlicher Berater der US-Politik gegenüber 
den Mudschahedin in den 1980er Jahren, war inzwischen Botschafter 
der USA in Afghanistan mit afghanischen Wurzeln; er drängte die De-
legierten bei sukzessiven Loya Jirgas, großen Ratsversammlungen, bei 
denen über die Übergangsregierung und letztlich über die Verfassung 
verhandelt wurde, ein präsidentielles Regierungssystem mit einem 
starken Präsidenten einzuführen. Paradoxerweise war er es, der als 
Sondergesandter der Trump-Regierung den Abzug der US-Truppen 
verhandelte und in diesem Amt letztlich auch die Übergabe Kabuls an 
die Taliban verantwortete.

Wissen, ob von wissenschaftlichen, sicherheits- oder entwick-

Florian P.  Kühn und Teresa Koloma BeckWer sagt, es sei ein 
Scheitern?
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lungspolitischen Beraterinnen, spielt im Prozess der Intervention 
eine wesentliche Rolle. Über die drei exemplarisch Genannten hinaus 
nahmen viele Personen im Lauf der zwei Jahrzehnte dauernden in-
ternationalen Mission Aufgaben wahr, bei denen ihre Expertise poli-
tische Entscheidungen vorbereitete, deren Parameter absteckte und 
sie legitimieren half. Diese Beiträge hängen in ihrer politischen Wir-
kungsmacht davon ab, welche Fragen überhaupt gestellt, welches Wis-
sen und welche Kenntnisse also »abgefragt« werden; institutionelles 
Gewicht und persönliche Reputation beeinflussen, inwieweit dieses 
Wissen »Gehör« findet, ebenso wie die Frage, wie vernetzt mit anderen 
Einflussträger jemand ist. Nicht zu vergessen ist der Faktor Zufall, also 
ungeplante Begegnungen, aus denen sich Chancen zur Kooperation er-
geben, oder die es erlauben, Wissen in den Interventionskontext einzu- 
bringen.

Angesichts der in diesem Band verhandelten Frage, inwiefern die 
Rückkehr der Taliban ein Scheitern des Westens markiert, zeigt sich 
vor allem, dass schnelle Diagnosen oft gewichtige Aspekte ausklam-
mern – letztlich mag man die Intervention in zweideutiger Weise mit 
guten Gründen für gelungen und gescheitert halten. Der in diesem 
Band vertretene Pluralismus in der Bewertung ist deshalb auch den 
Kontextbedingungen geschuldet, innerhalb derer wir als Autorinnen 
und Autoren unser Wissen einbringen und während der Interventi-
onsphase an unterschiedlichen Stellen eingebracht haben. In unserer 
auf Eindeutigkeit getrimmten Zeit mag der Verzicht auf ein klares und 
von Zweifeln befreites Fazit unbefriedigend sein. Doch macht er letzt-
lich darauf aufmerksam, dass die Frage, welche Rolle Wissen in der 
Formulierung internationaler politischer Ziele spielt, alles andere als  
trivial ist.

Wie kommt das Wissen in die Politik? Welches Wissen existiert 
überhaupt, an dem sich politische Entscheidungsträgerinnen orientie-
ren können? Und warum spiegelt es sich nicht notwendig in den Ent-
scheidungen von Verantwortlichen in Politik und Verwaltung wieder? 
Darauf wollen wir am Schluss dieses Bandes noch einmal genauer ein-
gehen.

Diese Fragen stellen sich umso dringlicher, als mit der russischen 
Intervention in der Ukraine erneut eine sicherheitspolitische Situation 
eingetreten ist, die zu einer erheblichen Nachfrage nach Experten- und 
Orientierungswissen führt. Wie im afghanischen Fall mangelt es auch 
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hier nicht an wissenschaftlicher Expertise, die für politische Entschei-
dungen mobilisiert werden kann. Allerdings zeigte sich ebenfalls be-
reits in den ersten Monaten des Krieges, dass diese Nachfrage in der 
Praxis neue Herausforderungen für die Kommunikation von Wissen be-
reithält. Für den afghanischen Fall sollen eine Enquetekommission und 
ein Untersuchungsausschuss klären, wer wann was gewusst hat oder 
hätte wissen sollen und wie sich die tatsächlich getroffenen Entschei-
dungen zu diesem Wissen verhalten. Zum Zeitpunkt der Drucklegung 
dieses Bandes stehen deren Ergebnisse noch aus. Klar ist jedoch, dass 
Wissen in der (internationalen) Politik eine Währung darstellt, mit der 
gehandelt wird. Deshalb ist es wichtig, dass sich Wissenschaftlerin-
nen und Wissenschaftler, insbesondere wenn sie politisch umkämpfte 
Felder beforschen, ihrer gesellschaftlichen Rolle als Wissensproduzen-
tinnen gewahr sind, diese reflektieren und ihre eigene Arbeit immer 
wieder daraufhin befragen, wie sie dem aufklärerischen Anspruch wis-
senschaftlicher Forschung am besten gerecht werden können.

In diesem Beitrag wird die These von der Kontingenz des Wissens 
ausgearbeitet. Das bedeutet, dass ähnlich wie die Entscheidungen der 
Politik wissenschaftliches Wissen in seiner Bedeutung nicht vorher
gewusst werden kann. Khalilzad, Rubin, Rashid, sie alle waren auf-
grund ihrer Biografie und ihrer Expertise in einer Position, der sie zu 
Mitentscheidern der US-Politik machte, als diese unerwartet vor zeiten
wendegleichen Herausforderungen stand. Die US-Politik nach 9/11 war 
getrieben von gesellschaftlichen Rachegelüsten, Angst vor erneuten 
Anschlägen und gleichzeitig einem liberalen Überschwang, demzufolge 
die Neuordnung der (vor allem nahöstlichen) Welt das Minimum einer 
Antwort auf die terroristischen Anschläge sein musste. Das Wissen der 
Berater war real, aber die Politik, die darauf aufbaute, musste andere 
als afghanische Imperative berücksichtigen. Das Wissen war also ein-
gebettet in Faktoren, auf die es nur begrenzten Einfluss hatte, es wurde 
Teil von Dynamiken öffentlicher Aufmerksamkeit oder Ignoranz und 
selbst zur Ressource politischer Gezeiten, wenn die tatsächliche oder 
behauptete höhere Glaubwürdigkeit der Wissenschaft legitimatorische 
Ziele erfüllen zu helfen versprach. Aber die Wissenschaft ist nicht nur 
Spielball des Zeitgeistes, sondern Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftler ringen auch darum, Gehör zu finden für ihr Wissen, und sei-
ner intellektuellen Bedeutung auch gesellschaftliche und politische An-
erkennung zu verschaffen.
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Vor allem in demokratischen Gesellschaften, wo die Unabhängig-
keit der Wissenschaft ein hohes, wenn auch letztlich fiktionales Gut 
ist, sind die Produktion von Wissen und seine Produzentinnen rechen-
schaftspflichtig: Wissenschaft, die keinen gesellschaftlichen Mehrwert 
generiert – oft etwas vereinfacht als direkte Output-Funktion gedacht, 
etwa in Form von Patenten und marktfähigen Entwicklungen –, gilt 
landläufig formuliert als Schmarotzertum: Hochbezahlte Professoren 
(und deutlich weniger Professorinnen) sitzen da auf Staatskosten an ih-
ren Theorien, während andernorts gearbeitet und Geld erwirtschaftet 
wird. Dass dies der Realität überfüllter Studienprogramme, weit mehr-
heitlich prekärer Arbeitsverhältnisse unterhalb der Hierarchiestufe Pro-
fessur, Drittmittelzwang und Gremien nicht entspricht, braucht nicht 
betont zu werden. Allerdings speist sich aus dieser oder einer mehr oder 
weniger ähnlichen Interpretation dessen, was Wissenschaft macht, die 
vor allem in Krisenzeiten geäußerte Erwartung, die Wissenschaft solle 
»liefern«, also nicht nur im weiteren Sinne zur zügigen Krisenüberwin-
dung beitragen, sondern dafür geeignete Rezept bereitstellen.

Zunächst ist die systematische Erforschung, etwa einer Region, 
eines Landes oder der auf einen bestimmten Gegenstand fokussierten 
Politik nicht automatisch handlungs- oder problemlösungsorientiert. 
Newton hat nicht nach einer Lösung für das Problem von Kopfschmer-
zen gesucht, wenn einem ein Apfel auf den Kopf gefallen ist. Zu verste-
hen und in ihrer Komplexität zu beschreiben, wie die unterschiedlichen 
Familien- und Regional- und Religionszugehörigkeiten sich auf die 
Dynamik politischer Aushandlungsprozesse in Afghanistan auswirkt, 
erlaubt noch nicht zu formulieren, wie man diese Verhandlungen zu 
eigenen Gunsten beeinflusst. Noch erlaubt es zu definieren, was das 
eigene Interesse in solchen Verhandlungen wäre oder was es sein sollte. 
Just diese implizite Erwartung, dass Wissenschaft das definieren helfe, 
was normativ gewollt werden soll, erweist sich gerade im Fall von Kon-
flikten und ihrer Dynamik als trügerisch.

Der Ausbruch von massiver, orchestrierter gesellschaftlicher Ge-
walt, wie im September 2001 oder zuletzt der Einmarsch russischer 
Truppen in der Ukraine, ist indes nicht der einzige Anlass, der die Gier 
nach wissenschaftlicher Orientierung weckt – auch die Pandemie war 
illustrativ für die Forderung an die Wissenschaft, vorzugeben, was ziel-
gerichtet zu tun sei, um die Krise zu überwinden. Natürlich war die 
Pandemie für die Epidemiologinnen und Virologen genauso neu wie für 
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alle anderen; aber nicht nur deshalb mussten sie an dieser Anforderung 
scheitern: Die Forderung an die Wissenschaft nach Lösungen verkennt 
das Wesen der Politik als Verhandlung unsicherer Perspektiven auf der 
Basis von Ungewissheit, sie verkennt auch das Wesen der Wissenschaft 
als gradualistische Abwägung von vorhandenem Wissen – bisweilen 
auch im Modus direkter Attacke – und dessen letztliche Überwindung 
durch besseres Wissen.1

Angesichts dieser widerstreitenden Erwartungen galten für die 
wissenschaftliche Auseinandersetzung mit Afghanistan und dem Um-
gang des Westens mit diesem Land über zwei Jahrzehnte besondere 
Bedingungen. Einerseits wurde das Wissen in staatlichen Stellen, wie 
etwa dem Auswärtigen Amt, mitunter nachgefragt, wenn dort Personal 
an entscheidenden Stellen war, das über die institutionellen Logiken 
der Politikadministration hinausgehend Interesse am Land hatte. An-
dererseits wurden wissenschaftliche Ergebnisse gern als weltfremd, 
da umsetzungsuntauglich, als weniger gut informiert als die eigene 
Inhouse-Wissensproduktion oder als nicht anwendbar, weil eine an-
dere Fragestellung verfolgend, dargestellt. Im politisch schlimmeren 
Fall wurde wissenschaftliche Expertise als Netzbeschmutzung wahr-
genommen und entsprechend verunglimpft, wenn sie nicht am ge-
meinsamen Strang der doch von allen gewünschten Stabilisierung 
Afghanistans, der Gleichstellung von Frauen und der Schulbildung ins-
besondere von Mädchen zu ziehen bereit war. So stießen etwa die wich-
tigen Forschungen des französischen Politikwissenschaftlers Adam 
Baczko zum Rechtssystem (justice system) der Taliban2 jahrelang immer 
wieder auf Unverständnis, weil allein die Idee, dass irgendein Handeln 
der Taliban etwas mit Recht oder gar Gerechtigkeit zu tun haben könnte, 
vielen als Provokation erschien. Und auch in Deutschland hätten For-
schungsprojekte zu Konfliktschlichtungsstrategien der Taliban oder 
zur Reparatur verletzter sozialer Beziehungen durch den Austausch 
von Familienmitgliedern, insbesondere Mädchen, als Arbeitskraft we-
nig Aussicht auf öffentliche Förderung gehabt.

Erschwerend kam hinzu, dass anders als bei anderen Themen 
und Regionen der Kreis der Forscherinnen und Forscher klein und die 

1	 Robert K. Merton, Auf den Schultern von Riesen. Ein Leitfaden durch das Labyrinth der Ge-
lehrsamkeit, Frankfurt a. M. 2016.

2	 Adam Baczko, La Guerre par le droit. Les tribunaux Taliban en Afghanistan, Paris 2021.



Wer sagt, es sei ein Scheitern?	 139	

institutionellen Kapazitäten (Lehrstühle, Studiengänge, Förderpro-
gramme etc.) schmal waren. In den Jahren vor dem 11. September 2001 
galt Forschung zu zentralasiatischer Geschichte, Kultur und Sprachen 
gemeinhin als Nischenbeschäftigung, entsprechende Studiengänge als 
Orchideenfächer. In den allgemeinen Teilen sozialwissenschaftlicher 
Ausbildung, etwa in der Politikwissenschaft, der Humangeografie oder 
der Soziologie, spielte sie bestenfalls eine illustrative Rolle. Die bri
tische Politikwissenschaftlerin Nivi Manchanda hat darauf hingewie-
sen, dass diese Konstellation die Geschichte der Afghanistanforschung 
durchzieht. Investiert wurde in Forschungsaktivitäten und -strukturen 
immer nur dann, wenn das Land beziehungsweise die Region aus Sicht 
des Westens ein Problem darstellte; der Forschungsstand dazu, wie 
Afghanistan jenseits dieser temporären Krisenszenarien funktioniert, 
blieb dünn. Pointiert spricht sie deshalb von der Afghanistanforschung 
als einem Wissenssystem im Ausnahmezustand.3

Natürlich existiert Wissenschaft nie völlig losgelöst von der Poli-
tik – schon deshalb nicht, weil die Bereitstellung wissenschaftlicher In
frastrukturen, einschließlich Budgets für Institutionen und Programme 
der Forschungsförderung, in politischen Prozessen ausgehandelt wer-
den muss. Doch in der Forschung zu Afghanistan war das Spielfeld in 
besonderer Weise abgesteckt. Denn die Politik formulierte gegenüber 
der Wissenschaft nach 2001 Erwartungen, die nur schwer einzulösen 
waren. Das liegt jedoch nicht nur an begrenzten Kapazitäten und der 
Eigenlogik der Wissenschaft. Auch die Politik selbst funktioniert eigen-
logisch und tut sich deshalb, selbst wenn relevantes Wissen in geeigne-
ter Form vorliegt, schwer, dieses in ihre Prozesse zu integrieren.

Im Folgenden wollen wir diese Konstellation anhand von fünf The-
sen genauer ausleuchten, um abschließend die Frage zu stellen, was 
daraus für aktuelle und zukünftige ähnliche Situationen zu lernen ist.

3	 Die englische Formulierung lautet emergency episteme. Nivi Manchanda, »The Impe-
rial Sociology of the ›Tribe‹ in Afghanistan«, in: Millennium 46(2), 2017, S. 165  –  189, 
hier S. 186.
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These 1  Mandat und Verantwortung gegenüber 
Wählerinnen bedingt, wissenschaftlichen Rat 
gegebenenfalls zu ignorieren

Politische Entscheidungen in Demokratien basieren auf der Über-
tragung von Entscheidungsmacht von der Wählerschaft, dem Souve-
rän, auf ein repräsentatives Gremium, das Parlament, das dann Policy 
gestaltet. Selbst wenn die Policy im Kern von der Regierung kommt, 
kontrolliert und budgetiert das Parlament das exekutive Handeln. In 
parlamentarischen Demokratien ist die Regierung sogar direkt vom 
Parlament, und damit von seinen Mehrheitsverhältnissen und poli
tischen Abwägungen, abhängig. In jedem Fall, also auch im präsiden-
tiellen System mit einer direkt mandatierten Präsidentin, wird die 
ultimative Kontrolle über Politik von Wählerinnen und Wählern aus-
geübt. Das bedeutet, dass Entscheidungen der internationalen Politik 
zwar oft einer fraktionsübergreifenden Logik folgen, politisch aber 
umso aufgeladener sein können: Obwohl die Zustimmung etwa zu den 
Bundeswehrmandaten im Rahmen der ISAF-Mission breit war, waren 
die Fragen aus dem Parlament oft sehr kritisch.

Insbesondere, solange das Leben deutscher Soldatinnen und Sol-
daten, aber auch von Entwicklungsexperten und Journalistinnen in 
Afghanistan direkt gefährdet und Deutschland tragendes Mitglied der 
als Stabilisierung verstandenen Mission war, verlangte das politische 
Mandat verantwortlich mit der übertragenen Macht umzugehen. Im 
Falle Deutschlands wird verantwortlicher Umgang gemeinhin so defi-
niert, dass Solidarität und politische Abstimmung im Bündnis (NATO 
oder EU) ein politisches Ziel an sich ist. Dass das auch anders definiert 
werden kann, zeigen die Beispiele der Niederlande und Kanadas. Die 
Niederlande zogen 2010 ihre Kampftruppen aus der afghanischen Pro-
vinz Uruzgan ab, nachdem die Regierung über die Frage einer Man-
datsverlängerung zerbrochen war. Kanada war an heftigen Kämpfen 
im Rahmen der Truppenaufstockung durch die Obama-Administration 
2010/11 beteiligt, fuhr danach aber die militärische Beteiligung auf-
grund öffentlicher Kritik am Einsatz angesichts hoher Zahlen gefallener 
und verwundeter Soldatinnen und Soldaten zurück. 2014 zog das kana
dische Militär aus Afghanistan ab.

Entscheidungen über internationale Missionen können wissen-
schaftlichen Rat in der öffentlichen Diskussion zur Kenntnis nehmen, 
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fallen aber, wie diese Beispiele zeigen, aufgrund von anderen als wis-
senschaftlichen Entscheidungskriterien. Weder sind Wissenschaft-
lerinnen in der Lage, in ihren Analysen alle entscheidungsrelevanten 
Kriterien einzubeziehen, noch wären Politiker gut beraten, in Entschei-
dungen, die die Sicherheit Deutschlands betreffen, ausschließlich auf 
wissenschaftlichen Rat zu hören: Militär und Geheimdienste, diploma-
tischer und entwicklungspolitischer Apparat teilen ihre Einschätzung 
und wirken auf diese Weise mindestens ebenso an der politischen Wil-
lensbildung mit wie Wortmeldungen aus der Wissenschaft.

These 2  Parteien und die Logik staatlicher Verwaltung 
und Regierungsorganisation unterlaufen das Ideal  
der »besseren Argumentation«

Demokratien wird gemeinhin nachgesagt, sie kämen zu besser infor-
mierten Entscheidungen, weil die Wettbewerbsförmigkeit des poli-
tischen Prozesses dazu führt, dass Probleme aus verschiedenen Per
spektiven ausgeleuchtet werden, also Wissen mobilisiert und generiert 
wird – auch von der Wissenschaft –, das in die Entscheidungsfindung 
einfließt. Das ist durchaus zutreffend, doch ist der politische Betrieb 
nicht allein durch diese Logik des besseren Arguments charakterisiert. 
Denn letztlich sind es Parteien, die Entscheidungen fällen und legiti-
mieren müssen. In Deutschland gilt dies mit Blick auf Militäreinsätze 
in besonderem Maße, denn die Streitkräfte sind eine Parlamentsar-
mee (das heißt Einsätze der Bundeswehr bedürfen einer Mandatie-
rung durch den Bundestag). Doch wie das oben erwähnte Beispiel der 
Niederlande zeigt kommt diese Dynamik auch im Falle klassischer 
Regierungsarmeen zum Tragen. Die für demokratische Systeme cha-
rakteristische Parteienkonkurrenz erzeugt Spannungsfelder, etwa 
wenn sich eine Partei in einer Regierungskoalition gegenüber der ei-
genen Regierungspolitik ablehnend profiliert, um Wählerstimmen zu 
gewinnen. Freilich ist es legitim, um Wählerstimmen zu werben, denn 
letztlich lebt politische Konkurrenz davon, dass Parteien mittels Mehr-
heiten ihre Ziele durchzusetzen versuchen. Umgekehrt zwingt die Par-
teidisziplin jedoch Dissidentinnen in den eigenen Reihen dazu, Ziele 
mitzutragen, die ihnen persönlich nicht nur nicht am Herzen liegen, 
sondern die sie ablehnen.
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Die Willensbildung in Parteien trägt also Machtkalkülen Rechnung, 
die nicht unmittelbar an ein Themenfeld wie »Afghanistan« gebunden 
sind. Im Tagesgeschäft muss die Logik des besseren Arguments mit 
diesen institutionenpolitischen Logiken konkurrieren und wird nicht 
selten von diesen dominiert. Auch Karriereüberlegungen in Ministe-
rien (Hilft Engagement in einer bestimmten Sache der Beförderung?), 
Kompetenzerwägungen (Sind wir überhaupt zuständig? Haben wir 
dafür ein Mandat?) und begrenzte Ressourcen (Haben wir dafür Geld?) 
beeinflussen jenseits der substanziellen Abwägung Entscheidungen. 
Auch wenn noch so überzeugende – weil beispielsweise auf umfang-
reiche Forschung zurückgehende – Gründe vorliegen, eine bestimmte 
politische Zielrichtung einzuschlagen, kann es also dennoch sein, dass 
politik- und institutionenlogische Gründe der aktiven Ausrichtung auf 
dieses Ziel entgegenstehen.

These 3  Die Logik der Wissenschaft belohnt Nähe  
zur Politik nur eingeschränkt

Umgekehrt fällt es jedoch auch der Wissenschaft nicht leicht, sich auf 
die Logik der Politik einzustellen. Nähe zu oder gar Vertrautheit mit 
dem politischen Betrieb wird innerhalb des Wissenschaftssystems nicht 
notwendig honoriert. Wenn Forschende darlegen können, dass die 
Themen, mit denen sie sich beschäftigen, politisch relevant sind, stei-
gert das zwar ihre Chancen bei der Vergabe von Fördermitteln und kann 
deshalb auch ihrer Position bei der Bewerbung um Stellen zuträglich 
sein. Handlungspraktische Nähe zum politischen Betrieb, etwa in Form 
professioneller Politikberatung, ist jedoch einer akademischen Karriere 
eher abträglich, zumindest in Deutschland. Wachsendes Ansehen bei 
Verantwortungsträgerinnen in Politik und Verwaltung oder auch in der 
breiteren Öffentlichkeit mehrt das Ansehen in der wissenschaftlichen 
Fachcommunity nicht unbedingt. Oft ist sogar das Gegenteil der Fall.

Diese Inkompatibilität wird immer wieder beklagt – nicht nur sei-
tens der Politik, sondern auch unter Forschenden, die in tagespolitisch 
relevanten Feldern arbeiten und immer wieder Abwägungsentschei-
dungen zwischen wissenschaftlichem Fortkommen und Dienst an der 
Öffentlichkeit treffen müssen. Angesichts dessen ist es wichtig, darauf 
hinzuweisen, dass es für die Widerstände im Wissenschaftssystem 
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gegen eine zu große Annäherung von Forschung und Politik gute und 
wichtige Gründe gibt. Es geht nicht um die Verteidigung öffentlich 
alimentierter Spielwiesen für eigenbrötlerische Intellektuelle, sondern 
um die Aufrechterhaltung einer der zentralen Funktionsbedingungen 
demokratischer Gesellschaften. Moderne Demokratien sind in bestän-
digem Wandel begriffen. Denn sie befragen sich immer wieder neu, 
inwiefern sie den Normen und Prinzipien, auf die sie sich verpflichtet 
haben, gerecht werden. Dazu müssen sie sich in die Lage versetzen, 
Prozesse gesellschaftlicher Selbstreflexion zu unterhalten. Diese finden 
in je spezifischer Form in verschiedenen Institutionen statt – in Parla-
menten, in Theatern, Redaktionen von Zeitungen und Onlineportalen. 
Und eben auch in Wissenschafts- und Forschungseinrichtungen. Diese 
betreiben also nicht nur selbstzentrierte wissenschaftliche Erkenntnis-
suche, sondern auch jene gesellschaftliche Selbstreflexion, die zur fort-
währenden Arbeit am Projekt der offenen Gesellschaft unverzichtbar 
ist. Und diese Funktion können sie nur erfüllen, wenn sie auf ihrer Un-
abhängigkeit bestehen. Ihre politische und gesellschaftliche »Nützlich-
keit« sichert die Wissenschaft deshalb nicht nur durch Politikberatung, 
sondern gerade auch dadurch, dass sie sich gegenüber politischen Ak-
teuren und Interessen mit Entschiedenheit abgrenzt.

These 4  Wenn die letzte Sau durchs Dorf getrieben, 
muss der Koch sich ein anderes Menü ausdenken

Natürlich unterliegen Interventionen politischen Konjunkturen. Kandi
daten für politische Ämter werden – je nach wahrgenommener Wäh-
lerstimmung und der Priorisierung politischer Ziele – internationale 
Politik mehr oder weniger prominent zum Gegenstand einer Wahl
entscheidung machen. Aber auch Zyklen außerhalb von Wahlen, etwa 
Finanzkrisen, Flüchtendenbewegungen oder Krisen innerhalb der EU 
oder wichtiger Nationalstaaten, binden öffentliche Aufmerksamkeit 
und institutionelle Ressourcen. Es ist nicht schwer vorzustellen, wie ein 
eskalierender Krieg wie in der Ukraine oder im Sudan, aber auch eine 
sich ausbreitende Hungersnot wie am Horn von Afrika die Apparate 
in Diplomatie und Hilfsorganisationen beschäftigt halten. Diese Auf-
merksamkeit fehlt dann anderswo. Darüber hinaus erfüllt die öffent
liche Abhandlung politischer Themen auch eine Unterhaltungsfunktion: 
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Die Öffentlichkeit, die sich mit Themen auseinandersetzt, diese in Talk-
shows, Podcasts und Feuilletons diskutiert und abwägt, braucht bestän-
digen Nachschub an hinreichend komplexen Problemen. Die Komplexi-
tät eines Themas darf dabei über ein Niveau nicht hinausgehen, auf dem 
sich das gebildete Bürgertum zumindest noch des Expertinnenwissens 
bedienen, also einen nennenswerten Erkenntnisgewinn realisieren 
kann. Die Frage, wie zugänglich ein Thema für Laien ist, entscheidet 
wesentlich über die Lebensdauer eines Themas. Auch die Zugangsrich-
tung, also durch welche Aspekte man in ein Thema einsteigt, spielt eine 
wesentliche Rolle.

Für Afghanistan war die Komplexität niedrig, die Zugänge waren 
vielfältig. Die politische Verhandlung des Themas war begrenzt komplex 
(9/11, Taliban als Täter, Unterentwicklung und Frauenrechte), während 
die Eintrittsthemen vielfältig waren: sicherheits- oder entwicklungs
politisch, aufgrund persönlicher Erfahrung mit Bundeswehrsolda-
tinnen oder humanitären Helfern, konnten sehr viele Diskursteil
nehmerinnen in Deutschland sich zu Afghanistan verhalten. Darin lag 
aber auch eine Hürde für wissenschaftliche Beiträge im öffentlichen 
Diskurs: Wissenschaft hat die Aufgabe, komplexe Sachverhalte zu erfas-
sen und zu analysieren, muss jedoch, um zugänglich zu bleiben, diese 
Komplexität radikal herunterbrechen, um in öffentlichen Beiträgen 
nicht als detailversessen, langweilig und zu wenig zugespitzt wahrge-
nommen zu werden. Wo ein Beitrag ins Vorlesungshafte kippt, fällt das 
Zuhören schwer, wenngleich die Erläuterung von komplexen Zusam-
menhängen oft nicht in wenigen Sätzen umsetzbar ist. Die Kunst füh-
render Politikerinnen und öffentlicher Intellektueller, in wenigen Wor-
ten etwas zu sagen, das sich wie die Essenz einer profunden Erkenntnis 
anhört, zählt meist nicht zum Rüstzeug von Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftlern.

Im Internetzeitalter wandelt sich natürlich auch dies: Podcasts und 
Blogs stellen andere Anforderungen an die Vermittlung wissenschaftli-
chen Wissens als der übliche Fachzeitschriftenaufsatz. Auch Medienauf-
tritte mit ihren bekannten Formaten meist sehr kurzer Interviews fol-
gen einer Logik des »kurzen Taktes«. Kurz getaktet sind insofern auch 
die auf Krisen folgenden Forschungsausschreibungen. Mit konkretem 
Zweck ausgelobte Ressourcen, oft in Form von Forschungsclustern 
oder -netzwerken, vermögen Themen zu forcieren: Zu einem gewis-
sen Zeitpunkt nachgefragte Themen finden Berücksichtigung, schein-
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bar abwegige Forschung, die sich mit für unwahrscheinlich gehaltenen 
Problemen beschäftigt, wird eher nicht darunter sein. Allerdings kann 
die Nische von heute das Trendthema von morgen werden. Wenn in 
Rechnung gestellt wird, dass Forschung Zeit braucht, bis Ergebnisse 
vorliegen, wird deutlich, dass das Unterhaltungsbedürfnis in der Regel 
längst gestillt ist, bis Ergebnisse präsentiert werden können. In Politik 
wie Wissenschaft gibt es also Aufmerksamkeitszyklen, die es erschwe-
ren, wissenschaftlich wie politisch langfristig am Ball zu bleiben, das 
heißt mit Ausdauer und Erfahrung ein Thema dauerhaft zu bearbeiten. 
Nur wenige Parlamentarier finden ihr Lebensthema, bei dem sie blei-
ben, auch wenn die Konjunkturen der Aufmerksamkeit längst in andere 
Richtungen weisen.4 Dass wissenschaftliche Ergebnisse manchmal nur 
begrenzt unterhaltsam sind, wird eine Herausforderung bleiben.

These 5  Damit wissenschaftliches Wissen im 
politischen Betrieb wirksam werden kann,  
muss es in Lernprozessen angeeignet werden

Muss man sich angesichts dieser Diagnosen von der Idee des Wissens
transfers verabschieden? Keineswegs. Doch gilt es, das Wie zu überden-
ken. Derzeit folgen die Beteiligten in der Regel der Vorstellung, wissen-
schaftliche Erkenntnis ließe sich in den politischen Betrieb einspielen, 
indem Forschende ihr Wissen in Form von Kurztexten oder Vorträgen 
verfügbar machen. Scheitert dies, dann war der Text nicht kurz genug, 
der Vortrag zu kompliziert oder die  /  der Forschende nicht ausreichend 
eingestellt auf die Bedürfnisse der Zuhörerschaft.

Doch die Erwartung, dass der Kontakt zu Forschenden Verant
wortungsträgerinnen in Politik und Verwaltung Antworten auf ihre 
handlungspraktischen Fragen liefern könnte, ist, wie eben dargelegt, 
einigermaßen unrealistisch. Wissenschaft kann keine Bausteine pro-
duzieren, die sich unkompliziert in die Konstruktionen der Politik 
einfügen ließen. Denn Wissenschaft und Politik arbeiten auf ganz ver-
schiedenen Baustellen und mit sehr unterschiedlichen Materialien. Was 
man aber realistisch erwarten kann, ist, dass der Kontakt zu Forschen-

4	 Mit Blick auf Afghanistan war dies beispielsweise bei Winfried Nachtwei (Bündnis 
90/Die Grünen) der Fall.
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den die Analyse- und Reflexionskompetenz von Verantwortungsträgern 
in Politik und Verwaltung stärkt und damit letztlich auch deren Ent-
scheidungsfähigkeit. Dieses Potenzial realisiert sich jedoch nicht in iso-
lierten Begegnungen, nicht dadurch, dass man diesen Fachmann zum 
Vortrag lädt oder jene Expertin um eine schriftliche Stellungnahme 
bittet. Sie realisiert sich auch nicht, indem man wissenschaftliche Be-
ratungsgremien schafft, die isoliert und unter sich arbeiten, um dann 
ihre Ergebnisse zu verkünden. Wirklicher Transfer wissenschaftlicher 
Erkenntnis ereignet sich nur in Prozessen, die die Beteiligten über län-
gere Zeiträume aneinander binden und die ihrer Dynamik nach Lern-
prozesse sind. Anstatt sich daran abzuarbeiten, wie Forschende bessere 
Wissensbausteine für die Politik liefern können, wäre die Entwicklung 
kollaborativer Settings sinnvoll, in denen wissenschaftliche Expertin-
nen zu Sparringspartnerinnen in der Ausarbeitung politischer Ent-
scheidungen und Programme werden.

In solchen Arrangements gäbe es viel zu gewinnen. Das zeigen bei-
spielsweise Erfahrungen der embedded ethnography, einer Methode bei 
der Forschende über längere Zeiträume hinweg aktiv in Organisationen 
oder Institutionen mitarbeiten, um diese zu beforschen. In ihrer Dop-
pelrolle als Mitarbeitende und Wissenschaftler werden sie nicht selten 
zum sounding board interner Reflexionsprozesse und können Expertise 
von außen aus der Position des Insiders einbringen. Auch so genanntes 
red teaming kann so etwas leisten, eine Methode zur Strategieentwick-
lung in Organisationen, bei der ein wissenschaftliches »Gegnerteam« 
alle Vorschläge kritisch durchleuchtet, sodass Abteilungen und Arbeits-
gruppen gezwungen sind, ihre Ideen, Ziele und Prozesse zu hinterfra-
gen. Teilnehmende Wissenschaftlerteams können, insbesondere dort, 
wo politische Maßnahmen mit langfristigen Folgen gestaltet werden, 
frühzeitig in Risikoabschätzung und Langzeitfolgenanalyse eingebun-
den werden. Solche Prozesse brauchen Zeit und Commitment, und sie 
verändern die Beteiligten Akteure und Institutionen. Angesichts der 
wachsenden Komplexität der in politischen Prozessen zu verarbeiten-
den gesellschaftlichen Realitäten scheint es aber durchaus lohnend, 
diese Formen des Wissenstransfers zumindest in einigen Feldern aus-
zuprobieren, die gleichzeitig wissenschaftliche Politikberatung, Lern-
prozess und capacity building sind.
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Schluss

In diesem Beitrag wie auch an einigen anderen Stellen des Bandes ha-
ben wir gefragt: Wie kommt das Wissen in die Politik? Welches Wissen 
existiert überhaupt, an dem sich politische Entscheidungsträgerinnen 
orientieren können? Und warum spiegelt es sich nicht notwendig in 
den Entscheidungen wider? Wissenschaftliches Wissen und seine Her-
stellung genauso wie die Verarbeitung von Wissen in der Politik folgen 
unterschiedlichen Handlungslogiken und Maßstäben. Dies wird nicht 
einfach zu ändern sein und wäre, wie gezeigt worden ist, auch nicht 
wünschenswert. Die Politik hat das Mandat, Entscheidungen politisch 
abzuwägen und Sachverhalte nicht allein nach wissenschaftlichen Kri-
terien zu bewerten. Umgekehrt ist Wissenschaft nicht unpolitisch und 
sollte es auch nicht sein; ihre Einbettung in Herrschaftssysteme und 
Wissensstrukturen, die Machtverhältnisse reproduzieren (aber auch in-
frage stellen), erlaubt nicht, sich Illusionen isolierter wissenschaftlicher 
Unabhängigkeit hinzugeben.

Dass im Hinblick auf den Transfer von Wissen über und zu Afgha-
nistan in den Interventionsjahren vieles nicht gut funktioniert hat, ist 
offensichtlich. Wissenschaftliches Wissen ist oft nicht abgefragt oder 
im Diskurs anderen – oft normativen, bisweilen aber auch institutio-
nellen – Zielen untergeordnet worden. Umgekehrt haben staatliche wie 
nichtstaatliche Institutionen selten den Vorteil erkannt, den eine wis-
senschaftliche Begleitung für Missionen dieser Art bringt. Der Verdacht, 
durch Wissenschaftlerinnen »bespitzelt«, und das Unbehagen, durch 
sie überprüft zu werden, scheint verbreitet genug, um offene Akten zur 
Seltenheit zu machen. Beliebt ist stattdessen die Beauftragung kosten-
intensiver Programmevaluationen auf Basis bereitgestellter Akten, de-
ren Erkenntnisgewinn häufig begrenzt bleibt, weil sie sich nur auf das 
beziehen können, was dokumentiert ist: Mittelabflüsse, Projektdauern, 
Mitarbeitendenstrukturen und dergleichen mehr. Ob diese Projekte 
etwas bewirkt haben, also sozial nachhaltig sind, lässt sich so nicht 
überprüfen.

Wissenschaftliche Wissensproduktion und kontextbezogene Poli
tikberatung bilden zwei Felder, die nicht deckungsgleich sind. Die Au-
torinnen und Autoren dieses Bandes waren alle auf die ein oder andere 
Weise sowohl forschend als auch praktisch, in Politikberatung und in-
ternationalen Institutionen an der Afghanistanintervention beteiligt. 
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Diese Erfahrungen zeigen, dass eine lineare Übertragung von Praxis-
wissen in akademische Analysen ebenso nicht möglich ist wie die Imple-
mentierung von Forschungsergebnissen in operatives Vorgehen. Unter 
Forschenden, die sich regelmäßig auch außerhalb des sprichwörtlichen 
Elfenbeinturms betätigen, gilt die Beratung politischer Entscheidungs-
träger häufig als Königsdisziplin. Je höher die politische Ebene (Stadt-
verwaltung vs. Bundesministerium) und je höher der Dienstrang der 
Gesprächspartnerinnen, umso wichtiger und relevanter erscheint dann 
der Einsatz. Doch wie in These drei ausgeführt dient die Wissenschaft 
in einer Demokratie nicht primär der Politik. Sie ist auch eine Reflexi-
onsinstanz der Gesellschaft. Deshalb ist der Wissenstransfer zu zivilge-
sellschaftlichen Akteuren nicht weniger relevant als der zur Politik. Die 
in diesem Band versammelten Beiträge haben gezeigt, wie die Inter-
vention in Afghanistan nicht nur politische Entscheider, sondern auch 
die Gesellschaften der intervenierenden Staaten beschäftigt hat, wie 
gesellschaftliche Stimmungen den Handlungsspielraum der Politik in 
entscheidendem Maße prägten. Mit Blick auf außen- und sicherheits-
politische Entscheidungen im Ukrainekrieg lassen sich bereits ähnliche 
Tendenzen feststellen – wie übrigens auch in vielen vergessenen und 
ignorierten Konflikten, für die sich kein politisches Engagement mo-
bilisieren lässt. Die wissenschaftliche Beratung der Politik ist deshalb 
nur eine Form, wissenschaftlichem Wissen zu politischer Relevanz zu 
verhelfen. Auch als Beraterin zivilgesellschaftlicher Akteure und Dialog-
partnerin in öffentlichen Debatten und Reflexionsprozessen nimmt die 
Wissenschaft an der Gestaltung politischer Realitäten teil.

Wenn man jedoch am Ziel eines künftig besser strukturierten Aus-
tauschs von Politik und Wissenschaft festhalten will, dann wäre Er-
wartungsmanagement auf beiden Seiten eine oberste Priorität. Es gilt, 
sich von der Vorstellung zu verabschieden, Wissenschaft könne der 
Politik wuchtige Lösungen präsentieren – auch wenn das regelmäßig 
zu Enttäuschung bei Gesprächspartnerinnen und Gesprächspartnern 
in Politik und Verwaltung führen wird. Zudem wäre es förderlich, ge-
nauer zu definieren, wo evidence-based policy making sinnvoll und wis-
senschaftliche Beiträge erwünscht und gefordert sind. Natürlich sollte 
evidence-based nicht einseitig als quantifizierbar definiert werden, auch 
qualitative Erkenntnisse sind evidenzbasiert. Auch seitens der Wissen-
schaft wären klare Aussagen zur Reichweite von Forschungsresultaten 
hilfreich – gerade quantitative Surveystudien tendieren dazu, ihre Er-
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gebnisse für die Wirklichkeit zu halten und müssten doch angesichts 
der Fluidität und Wechselhaftigkeit der öffentlichen Meinung viel vor-
sichtiger sein im Formulieren von starken Aussagen.

Mit Blick auf Afghanistan scheint all dies jedoch irrelevant. Die 
öffentliche Aufmerksamkeit ist längst weitergezogen und der Un-
terhaltungswert nach zwei Jahrzehnten Intervention ausgeschöpft. 
Ermüdung und Enttäuschung dominieren. Mit oder ohne wissen-
schaftliche Beratung sind schnelle und günstige Lösungen nicht in 
Sicht. Der Glaube an die »Machbarkeit« von Transformation, der in der 
Vergangenheit häufig Motor großer Umgestaltungspläne war, ist nach-
haltig erschüttert. Wissenschaftliche Erkenntnis wie auch politische 
Erfahrung legen derzeit im Umgang mit dem selbsterklärten Taliban
emirat vor allem Schadensbegrenzung nahe – wobei die Frage, wessen 
Schäden dabei prioritär berücksichtigt werden sollten, durchaus um-
stritten ist. Angesichts dessen dürften das Interesse und der politische 
Wille, Ressourcen für Forschungen zu Afghanistan oder den Transfer 
wissenschaftlicher Erkenntnisse in Politik und Verwaltung zur Ver
fügung zu stellen, auf absehbare Zeit begrenzt bleiben.
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Abkürzungsverzeichnis

COIN	 Counter Insurgency
CIA	 Central Intelligence Agency, Auslandsgeheimdienst der USA
ISAF	 International Security Assistance Force
ISI	 Inter Service Intelligence, pakistanischer Geheimdienst
ISK	 Islamischer Staat Khorasan (in Zentral- und Südasien akti-

ver Ableger des IS)
NATO	 North Atlantic Treaty Organization
NGO	 Non-govermental Organisation
OEF	 Operation Enduring Freedom
PRT	 Provincial Reconstruction Teams
R2P	 Responsibility to Protect
RS	 Resolute Support (Nachfolgemission der ISAF)
SIGAR	 Special Inspector General for Afganistan Reconstruction
SR	 UN-Sicherheitsrat
UN	 United Nations (Vereinte Nationen)
UNAMA	 United Nations Assistance Mission in Afghanistan
UNMIK	 United Nations Interim Administration Mission in Kosovo
VN	 Vereinte Nationen (United Nations)
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Purnima Bose, Intervention Narratives: Afghanistan, the United States, and 
the Global War on Terror, New Brunswick 2020. Studie, die anhand von 
vier literarischen und medialen Narrativen über Afghanistan und seine 
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